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„Allein 3.600 technische und 
rechtliche Normen sind beim 
Wohnungsbau zu berücksich-
tigen. In der Schweiz sind es 
175“, Pino beklagt, dass die 
Ausuferung von Bürokratie 
nicht immer zu sachgerechten 
Ergebnissen führt.  Seite 13

Bayerisches BreitbandForum, 12  Oktober 2023,  
Stadthalle Gunzenhausen, www bayerisches-breitbandforum de

V.l.: Theresa von Hassel, Stv. Ministerpräsident Hubert Aiwanger 
und Constanze von Hassel.  Bild: Jessica Maiwald-Kassner

Mit einem bayerischen Porzellanlöwen ehrten KPV-Landesvorsit-
zender Stefan Rößle (li.) und CSU-Gneralsekretär Martin Huber 
(re.) das langjährige Mitglied im KPV-Landesvorstand Werner 
Kundörfer aus dem Markt Feucht im Kreis Nürnberger Land. Bild: KPV

Kommunale Haushalte 
geraten in Schieflage

Defizite und fehlende Investitionen absehbar

Die finanzielle Lage der Kommunen verschlechtert sich 
sehr deutlich. Für das laufende Jahr rechnen die kommu-
nalen Spitzenverbände mit einem Defizit von 6,4 Milliar-
den Euro und für das kommende Jahr 2024 von fast 10 
Milliarden Euro. Das geht aus der aktuellen Prognose des 
Deutschen Städtetages, des Deutschen Landkreistages 
und des Deutschen Städte- und Gemeindebundes für die 
Kommunalfinanzen bis zum Jahr 2026 hervor. 

Infolge notwendiger Einspa-
rungen werden die Kommunen 
damit bei weitem nicht so aus-
reichend in Klimaschutz, Klima-
anpassung, Energie- und Ver-
kehrswende investieren kön-
nen, wie es notwendig ist – die 
tatsächlichen Investitionen wer-
den angesichts steigender Preise 
sogar stetig abnehmen. Ursache 
für die absehbare Haushaltskri-
se sind die Ausgabensteigerun-
gen durch die Inflation, steuer-
rechtsbedingte Einnahmeaus-
fälle sowie die unzureichende 
Flüchtlingsfinanzierung.

Kommunen haben keinen 
Spielraum für neue Aufgaben

Zu den veröffentlichten Prog-
nosedaten zur kommunalen Fi-
nanzlage sagten die Präsidenten 

der kommunalen Spitzenver-
bände Oberbürgermeister Mar-
kus Lewe (Deutscher Städte-
tag), Reinhard Sager (Deutscher 
Landkreistag) und Bürgermeis-
ter Dr  Uwe Brandl (Deutscher 
Städte- und Gemeindebund): 
„Die Kommunalfinanzen rut-
schen in eine dauerhafte Schief- 
lage  Kurzlebige Hilfsprogram-
me lösen nicht das strukturelle 
Problem des Defizits, was sich 
gerade derzeit wieder bestätigt. 
Wir brauchen einen größeren 
Anteil an den Gemeinschafts-
steuern – um flexibel und oh-
ne riesigen bürokratischen Auf-
wand die Problemlagen vor Ort 
angehen zu können “

Die Prognose zeige: Die Kom-
munen haben auf absehbare 
Zeit keinen Spielraum für neue 
 (Fortsetzung auf Seite 2)

KPV-Landesversammlung in München:

Eigenverantwortung 
statt staatlicher  
Bevormundung!

Bürgerliche Lebenswirklichkeit im Visier 
Leistung muss sich lohnen!

Zentrale Forderungen für die Landtags- und Bezirkstags-
wahl im Oktober sowie die Diskussion aktueller kom-
munalpolitischer Themen standen auf der Agenda der 
KPV-Landesversammlung 2023 in München. Der nahezu 
einstimmig wiedergewählte Landesvorsitzende, Landrat 
Stefan Rößle (siehe Kasten) konnte hierzu über 120 kom-
munale Spitzenvertreter aus ganz Bayern, Abgeordnete 
aus Bund und Land sowie den Ehrengast, CSU-Generalse-
kretär Martin Huber, MdL, willkommen heißen.

Wie Rößle eingangs beton-
te, „zeichnet uns als CSU-Kom-
munalpolitiker nicht nur die ho-
he Präsenz in den Kommunen, 
sondern insbesondere unsere 
zukunftsfähige, praxistaugliche 
und bürgerfreundliche Politik 
für die Menschen vor Ort aus“. 
Die Bayern und die bayerische 
Kommunalpolitik stünden bes-
tens da: Bayern verfüge über ei-
ne hohe Wirtschaftskraft, eine 
starke Infrastruktur, ein soziales 
Herz, und sei zudem ein famili-
en- und kommunalfreundliches 
Land. Dies belegten unter an-
derem das FAG-Rekordhoch von 
über 10 Mrd  Euro, die Coro-

na-Hilfe für die Kommunen mit 
dem Gewerbesteuerausgleich, 
die Unterstützung der Kranken-
häuser in Bayern (u  a  Geburts-
stationen), die gestiegene Bä-
derförderung und die in der Re-
gel 100-prozentige Übernahme 
der Asylkosten 

Kommunale Baustellen und 
wichtige Schwerpunktthemen

Gleichwohl gibt es einige kom-
munale Baustellen und wich-
tige Schwerpunktthemen, die 
der KPV-Landeschef CSU-Ge-
neralsekretär Martin Huber mit 
auf den Weg gab  Dazu zählt die 
grundsätzliche Finanzausstat-
tung der Kommunen, die aus 
Sicht der KPV aufgrund wach-
sender Aufgaben, z  B  durch 
übertragene Aufgaben von 
Bund und Land, und steigen- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerisches Energie- und WasserkraftForum:

Energiewende 
mit Vernunft

Nachdem die Bayerische GemeindeZeitung seit 2016 Mit-
glied der Bayerische Klima-Allianz ist, darf sie sich nun offi- 
ziell auch „Unterstützer im Team Energiewende“ nennen. 
Beim 14. Bayerischen EnergieForum und 9. Bayerischen Was-
serkraftForum in Gunzenhausen begrüßte Wirtschaftsminis-
ter Hubert Aiwanger vor 300 Gästen die GZ als neuen Partner.

Seit 2008 veranstaltet die 
Bayerische GemeindeZeitung 
das EnergieForum und spricht 
Verantwortliche in den Kommu-
nen an, die sich mit Energie- und 
Klimaschutzthemen befassen  
Im Jahr 2013 wurde das Bayeri-
sche WasserkraftForum ausge-
gründet, um die Bedürfnisse der 
bayerischen Wasserkraft stär-
ker betonen zu können  Anläss-
lich der Bayerischen Energieta-
ge, die unter der Federführung 
des Bayerischen Wirtschaftsmi-
nisteriums stattfanden, wurden 
die beiden Veranstaltungen ge-
bündelt  Sie bildeten das große 
Finale  Insgesamt fanden in al-
len Regierungsbezirken 130 Ver-
anstaltungen statt, die die Ener-
giewende im Großen und Klei-
nen zeigten 

Enger Schulterschluss  
mit den Kommunen

„Die Energiewende gelingt 
nur im engen Schulterschluss 
mit Kommunen, Bürgern und 
Unternehmen  Unsinnige Vorga-
ben wie das Heizungsgesetz sind 
Kostentreiber und stoßen an Ak-
zeptanzgrenzen  Es braucht we-
niger staatliche Vorgaben für 
die Bürger und mehr Offenheit 
gegenüber allen Energiearten“, 
betonte Aiwanger 

„Wir müssen beim Ausbau der 
Erneuerbaren Energien sinnvol-
le Fortschritte erzielen. Und die 
Bayerische GemeindeZeitung 
leistet gerade mit ihrer langjäh-
rigen Fachexpertise bei energie-
relevanten Themen einen wich-
tigen, unabhängigen Beitrag, 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Herrmann präsentiert 12-Punkte-Programm:

Katastrophenschutz- 
Konzept für Bayern

Die Einsatzlagen bei Katastrophen werden immer komplexer. 
Funktionierende und gut aufgestellte Strukturen im Katastro-
phenschutz sind deshalb heute wichtiger denn je. Das Bayerische 
Innenministerium hat deshalb schon im Sommer 2022 einen Dis-
kussionsprozess über dessen Fortentwicklung angestoßen und 
daraus mit den am Hilfeleistungssystem beteiligten Akteuren das 
Konzept „Katastrophenschutz Bayern 2025“ entwickelt. Gemein-
sam mit Vertretern von Hilfs- und Einsatzorganisationen sowie 
Fachverbänden stellte Innenminister Joachim Herrmann nun das 
Konzept in Nürnberg vor.

„Der Katastrophenschutz in 
Bayern ist hervorragend aufge-
stellt“, bekräftigte Herrmann. 
„Um uns für künftige Heraus-
forderungen zu wappnen, ha-
ben wir zwölf konkrete Empfeh-
lungen zur Fortentwicklung des 
Katastrophenschutzes erarbei-
tet“, erläuterte der Innenminis-
ter. Diese sollen bis 2025 schritt-
weise umgesetzt werden 

Konkrete Vorschläge

Das neue Katastrophenschutz-
konzept enthält konkrete Vor-

schläge von organisatorischen 
Maßnahmen wie der Errichtung 
des Bayerischen Melde- und La-
gezentrums Bevölkerungsschutz 
(BayMLZ) im Innenministerium, 
das bereits im Mai dieses Jahres 
seine Tätigkeit aufgenommen 
hat, bis hin zu einer verstärkten 
Digitalisierung im Katastrophen-
schutz, etwa bei der Lagedarstel-
lung und Einsatzbewältigung.

Zu den Hauptaufgaben des 
BayMLZ zählen neben der fort-
laufenden Lagebeobachtung so-
wie einer Bewertung und Wei- 
(Fortsetzung auf Seite 4)

Bild: Norbert Wilhelmi

http://www.gemeindezeitung.de
https://www.bayerisches-breitbandforum.de/
https://www.bayerisches-breitbandforum.de/
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Wir gratulieren
ZUM 70. GEBURTSTAG

Bürgermeister Reinhold Huber 
91738 Pfofeld  

am 8 8 

Bürgermeister  
Winfried Roßbauer  
93359 Wildenberg  

am 19 8 

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Walter Schauer 

92554 Thanstein  
am 8 8 

Bürgermeister Hermann Queck 
97320 Buchbrunn  

am 8 8 

Bürgermeister Toni Dutz  
95676 Wiesau  

am 21 8 

Bürgermeister  
Gregor Friedlein-Zech  

96275 Marktzeuln  
am 25 8 

Bürgermeister  
Wolfgang Zirngibl  

94347 Ascha  
am 1 9 

Bürgermeister Hans Kern  
88138 Weißensberg  

am 11 9 

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin  

Gabriele Wittenzellner  
94250 Achslach  

am 12 8 

Bürgermeister Toni Barth  
87474 Buchenberg  

am 13 8 

Bürgermeister Karl Schleid  
83308 Trostberg  

am 21 8 

Bürgermeister Josef Wecker 
86511 Schmiechen  

am 24 8 

Bürgermeister Norbert Groß 
95359 Kasendorf 

 am 26 8 

Bürgermeister Otto Göppel 
87727 Babenhausen  

am 2 9 

Bürgermeister Dietmar Fieger 
63785 Obernburg  

am 4 9 

Bürgermeister  
Jürgen Hennemann  

96106 Ebern 
 am 8 9 

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister  
Ewald Seifert  

94363 Oberschneiding  
am 5 8 

Bürgermeister Georg Huber 
83122 Samerberg  

am 29 8 

Bürgermeisterin  
Barbara Haimerl  

93192 Wald (b Cham)  
am 30 8 

Bürgermeisterin 
Elisabeth Winklmaier-Wenzel 

84172 Buch am Erlbach  
am 2 9 

Bürgermeister Stefan Ultsch 
91717 Wassertrüdingen  

am 9 9 

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Sigrid Reinfelder 

96149 Breitengüßbach  
am 22 8 

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Andreas Magg 

82140 Olching  
am 13 8 

Bürgermeister Maik Krieger 
84518 Garching a d Alz  

am 14 8 

Bürgermeisterin Sonja Reubelt 
97657 Sandberg  

am 17 8 

Bürgermeisterin Kathrin Alte 
85646 Anzing  

am 31 8 

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Florian Liening-Ewert  
97640 Hendungen  

am 8 8 

Landrat Alex Eder  
87719 Mindelheim  

am 26 8 

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Tobias Kunz  

86695 Nordendorf  
am 4 8 

Bürgermeister Johannes Albert 
97849 Roden  

am 20 8 

ZUM 30. GEBURTSTAG
Bürgermeister Florian Obermeier 

93170 Bernhardswald  
am 5 9 

Hinweis in eigener Sache: Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig.  
Wir bitten deshalb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie GZ

Bayerisches BreitbandForum mit Schafkopfturnier
12. Oktober 2023, 9:00 - 16:30 Uhr
Stadthalle Gunzenhausen, Isle-Platz 1, 91710 Gunzenhausen

Bei der Versorgung der bayerischen Bevölkerung mit ausreichen-
den Kapazitäten für ein schnelles Internet stehen die hiesigen Kom-
munen vor sehr großen finanziellen, technischen und rechtlichen 
Herausforderungen  Dabei müssen sie mit dem Geld ihrer Bürger 
sorgsam wirtschaften. Obwohl die Bereitstellung von schnellem In-
ternet nach wie vor keine zentrale Aufgabe der Daseinsvorsorge 
darstellt, ist sie essenzieller Standortfaktor. Nur durch flächende-
ckenden hochbitratigen Breitbandanschluss kann echter Wettbe-
werb den Standort Bayern allgemein stärken  

Es ist die Pflicht der kommunalen Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger hierfür die beste Lösung zu finden und die Fi-
nanzierung sicherzustellen  Auf dem Bayerischen BreitbandForum 
kommen Sie mit den relevanten Ansprechpartnerinnen und -part-
nern in Kontakt 
Anmeldung: www.bayerisches-breitbandforum.de
Teilnahmegebühr: Für Kommunalvertreter kostenfrei, Abonennten 
55,- Euro, Wirtschaftsvertreter 95,- Euro (jeweils zzgl. MwSt.) r

Social Media für Kommunen
16. November 2023, 10:00 - 12:30 Uhr

Über die Nutzung von Sozialen Netzwerken wird viel diskutiert. 
Was ist für Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sinnvoll zu nut-
zen? Wovon hängt es ab, wie Informationen an die Öffentlichkeit 
getragen werden? Und wie sollen Politiker und Verwaltungen agie-
ren? Der Vortrag öffnet Gedanken und Wege der Social Media-Nut-
zung und der sinnvollen Alternativen. Diskutieren Sie mit!
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl  MwSt  r

Schwierigkeiten mit Personal meistern
19. September 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Überall, wo Menschen aufeinandertreffen, kann es knirschen. 
Kaum eine Bürgermeisterin, kaum ein Bürgermeister, hat Erfahrun-
gen in der Personalführung in einer Verwaltung  Viele Anreize, die 
man aus der freien Wirtschaft einsetzen kann, fehlen im öffentli-
chen Dienst  Umso mehr kommt es darauf an, die Mitarbeiter*in-
nen bei Laune zu halten. Wie geht das und was kann man tun, wenn 
Dinge aus dem Ruder laufen?
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl  MwSt  r

(Fortsetzung von Seite 1)
Aufgaben, obwohl sie dringend 
die Transformation vor Ort ange-
hen wollen und müssen  Dies gilt 
beispielsweise für die Energie-
wende sowie den Ausbau kom-
munaler Klimaschutzmaßnah-
men  Die Präsidenten der kom-
munalen Spitzenverbände mach-
ten deutlich: „Wir brauchen 
verlässliche, langfristig tragfähi-
ge Antworten. Eine generelle Lö-
sung, bei der nicht jedes Jahr aufs 
Neue zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen gestritten wer-
den muss, kann nur ein größerer 
Anteil der Kommunen an den Ge-
meinschaftssteuern sein. Auch 
bei einzelnen Finanzierungsfra-
gen brauchen wir langfristig trag-
fähige Lösungen, die nicht im-
mer wieder neu verhandelt wer-
den müssen  Das Ringen um die 
Finanzierung der Versorgung und 
Integration von Geflüchteten 
muss im Herbst zu einer nachhal-
tigen Lösung führen.“

Die vorliegende Prognose der 
Spitzenverbände geht von einem 
Einbruch des kommunalen Fi-
nanzierungssaldos um mehr als 
8 Milliarden Euro aus  Während 
im vergangenen Jahr noch ein 
leichter Überschuss erzielt wur-
de, wird für das Jahr 2023 ein De-
fizit von 6,4 Milliarden Euro er-
wartet  In den kommenden Jah-
ren werden Defizite zwischen 8,2 
und 9,6 Milliarden Euro erwar-

tet. Um die Defizite ansatzweise 
zu begrenzen, werden absehbar 
viele Investitionsprojekte vorerst 
gestoppt werden müssen  Real 
werden die kommunalen Inves-
titionen sinken, die im vergange-
nen Jahr über 37 Milliarden Eu-
ro betrugen  Nominal werden ab 
2024 trotz Baupreissteigerungen 
Wachstumsraten von weniger 
als 3 Prozent erwartet 

Bislang sind die Kommunal-
haushalte zumindest formal ei-
nigermaßen stabil durch die 
Zeit der Corona-Krise und die 
Preissteigerungen infolge des 
russischen Angriffskrieges gegen 
die Ukraine gekommen  Dies hat 
vielerorts zu der falschen Annah-
me geführt, dass die kommuna-
le Finanzlage stabil, ja krisenre-
sistent sei  Das ist aber falsch  
Vielmehr treffen die Krisenfol-
gen die kommunalen Haushalte 
zeitversetzt. Das Inflationsaus-
gleichsgesetz – die Absenkung 
des Einkommensteuertarifs zur 
Verhinderung der kalten Pro-
gression – wurde zwar anläss-
lich der hohen Inflationsraten 
im Jahr 2022 beschlossen, seine 
fiskalische Wirkung entfaltet es 
aber insbesondere ab dem Jahr 
2024  Gleiches gilt für den Tarif-
abschluss für den öffentlichen 
Dienst  Auch die hohen Energie-
preise treffen zeitverzögert bei 
den Kommunen ein  Hinzu kom-
men all die Preissteigerungen  r

Drei Orte – ein Thema „Geht doch!“ 
Den Wandel bewusst gestalten.

Klimaveränderung, Verlust der Artenvielfalt, gesellschaftliche 
Verwerfungen und die daraus resultierende große Verunsicherung 
der Menschen prägen die heutige Zeit. Eine Mut-Mach-Tagung soll 
zeigen, dass die bayerischen Kommunen den Themen nicht hilflos 
gegenüberstehen. Die Schulen der Dorf- und Landentwicklung in 
Thierhaupten, Plankstetten und Klosterlangheim laden im Novem-
ber zu einer Fachtagung – jeweils mit regionalem Bezug  Am 07.11. 
in Thierhaupten (Oberbayern/Schwaben), am 14.11. in Plankstet-
ten (Oberpfalz/ Niederbayern) und am 21.11. in Klosterlangheim 
(ganz Franken) werden die drängenden Themen der Zeit und die 
damit verbundenen Herausforderungen für den ländlichen Raum 
besprochen. Die Bayerische Architektenkammer, der Bayerische 
Gemeindetag und die Verwaltungen für ländliche Entwicklung wer-
den mit Fachvorträgen den Vormittag bestreiten. Nachmittags 
werden jeweils regionale vorbildhafte Beispiele gezeigt.   (ggb)

Kommunale Haushalte geraten ...

Kommunale Wärmeplanung:

Neuer Gesetzentwurf 
Die Bundesregierung hat die Anforderungen für die kommuna-
le Wärmeplanung konkretisiert. Bau- und Wirtschaftsministeri-
um legten nun einen veränderten Gesetzentwurf vor, um Ländern 
und Verbänden ein zweites Mal die Gelegenheit zu geben, zum 
geplanten Gesetz Stellung zu nehmen.

Nach jetzigem Stand ist vor-
gesehen, die Wärmeplanung 
verpflichtend und flächende-
ckend für alle Städte und Ge-
meinden einzuführen  Diese sol-
len aber etwas länger Zeit be-
kommen  Kommunen mit mehr 
als 100 000 Einwohnern müssen 
bis spätestens 30  Juni 2026 ei-
ne Wärmeplanung vorlegen. Für 
alle anderen endet die Frist am 
30  Juni 2028 

Für Gemeinden bis 10 000 
Einwohner soll ein vereinfach-
tes Wärmeplanungsverfahren 
ermöglicht werden  Dies war 
bislang nicht vorgesehen. Zu-
dem wird eine Vorprüfung ein-

geführt  Damit können ohne 
umfassende Bestands- und Po-
tenzialanalyse Teilgebiete iden-
tifiziert werden, für die es sehr 
wahrscheinlich ist, dass die Wär-
meversorgung nicht über ein 
Wärmenetz oder ein Wasser-
stoffnetz erfolgen wird. Benach-
barte Kommunen können bei 
der Wärmeplanung gemeinsa-
me Wärmepläne erstellen  Auch 
eine grenzüberschreitende Be-
teiligung soll möglich sein 

Außerdem ist vorgesehen, die 
Wärmeplanung der Kommunen 
nach Abschluss kostenfrei auf 
der Homepage der Kommune zu 
veröffentlichen, um die Ergeb-
nisse für Bürger transparent ein-
zusehen 

Eine weitere wesentliche Än-
derung gegenüber der Fassung 
vom 1. Juni 2023: Bis 2030 müs-
sen bestehende Wärmenetze 
zu 30 Prozent aus Erneuerbaren 
Energien oder unvermeidbarer 
Abwärme oder einer Kombinati-
on hieraus betrieben werden  Bis 
zum Jahr 2040 muss der Anteil 
mindestens 80 Prozent betragen 

Haben Kommunen bereits 
Wärmepläne erstellt, haben die-
se Pläne Bestandsschutz  Das 
bedeutet: Auch in diesen Kom-
munen gelten die Regeln des 
GEG erst dann, wenn die Kom-
munen laut Bundesgesetz ihre 
Wärmepläne vorlegen müssen, 
also zum 30  Juni 2026 bzw  30  
Juni 2028 

Neu vorgesehen: Kommunen 
können Gebiete für den Neu- 
oder Ausbau von Wärmenetzen 
oder Wasserstoffnetzgebiete 
verbindlich ausweisen. Voraus-
setzung ist, dass die Planer zei-
gen, dass die Option „vergleichs-
weise geringe“ Kosten pro Kilo-
wattstunde, „ein geringes Rea-
lisierungsrisiko, ein hohes Maß 
an Versorgungssicherheit und 
geringe kumulierte Treibhaus-
gasemissionen“ aufweist  Damit 
schafft das Gesetz die Basis für 
die Nutzung von wasserstoffba-
sierten Heizanlagen 

Die Wärmeplanung ist eng 
mit dem Gebäudeenergiegesetz 
(GEG) verknüpft, dass nach der 
Sommerpause verabschiedet 
werden soll  Dies bedeutet: Erst 
wenn die Wärmeplanung vor-
liegt, sollen die Verpflichtungen 
des GEG bei einem Heizungs-
tausch gelten. Der Kabinettsbe-
schluss ist für Mitte August ge-
plant   DK

Sommerklausur der Bundestags-CSU in Kloster Andechs:

Respekts-Agenda für Deutschland
„Um dem Ampel-Chaos einen bürgerlichen Plan des echten Re-
spekts entgegenzusetzen“, traf sich die CSU im Bundestag unter 
Führung ihres Vorsitzenden Alexander Dobrindt zur Sommerklau-
sur in Kloster Andechs. Im Austausch mit dem Parteivorsitzenden, 
Ministerpräsident Dr. Markus Söder und CDU-Chef Friedrich Merz 
beriet die CSU-Landesgruppe ihre Agenda für Deutschland.

„Die Ampel schafft neue Belas-
tungen für Familien, baut neue 
Hürden für Unternehmen, Mit-
telstand und Arbeitnehmer und 
sie beschließt Gesetze, die die 
Bürger überfordern  Das Resul-
tat: Deutschland ist Spitzenrei-
ter bei den Energiepreisen und 
Schlusslicht beim Wachstum“, 
betonte Dobrindt  Unterneh-
men stellten die Produktion in 
Deutschland ein und verlagerten 
sie ins Ausland. Im vergangenen 
Monat sei die Arbeitslosigkeit 
völlig untypisch gestiegen. „Über 
unser Land legt sich der Mehltau 
einer Bevormundungs- und Ver-
botspolitik. Die Respektlos-Po-
litik der Ampel wird damit zum 
Wohlstandsrisiko für Deutsch-
land“, stellte Dobrindt fest 

Die CSU-Abgeordneten for-
dern deshalb, Überstunden 
steuerfrei zu stellen. Leistung 
müsse sich lohnen  Wer Mehrar-
beit leistet, müsse belohnt wer-
den  „Wir wollen, dass Mehr- 
einnahmen durch Mehrarbeit 
auch beim Arbeitnehmer lan-
den und nicht beim Finanzamt “

Nach Auffassung der Landes-
gruppe war das Abschalten der 
Kernkraftwerke am 15. April 
„eine ideologisch verblendete 
Fehlentscheidung“  Nach Aus-
kunft der Bundesregierung habe 
Deutschland vor dem Abschal-
ten der Kernenergie an 20 Pro-
zent der Tage Strom importiert, 
nach Abschalten der Kernener-
gie wird an 90 Prozent der Tage 
Strom importiert.

Mitten in der größten Ener-
giekrise der Nachkriegszeit habe 
die Ampel das Energieangebot 
in Deutschland damit künstlich 
weiter verknappt. „Das wollen 
wir korrigieren: Die Bundesre-
gierung muss die Beschaffung 
neuer Brennelemente zulassen 
und einen Weiterbetrieb der 
Kernkraftwerke ermöglichen.“

„Spitzenreiter in der Indus- 

trieproduktion und Spitzenrei-
ter bei den Energiepreisen – die-
se Kombination kann nicht funk-
tionieren“, heißt es weiter. Der 
Produktionsstandort Deutsch-
land gerate zunehmend in Ge-
fahr  Deshalb brauche es eine 
schnelle und breite Entlastung 
bei den Stromkosten – einen 
Standortsicherungstarif  

Überdies soll die Tatsache, 
dass Deutschland aktuell eine 
der höchsten Unternehmens-
steuerbelastungen aller Indus- 
trieländer hat, geändert wer-
den  „Wir wollen Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit und gut 
bezahlte Industriearbeitsplät-
ze in Deutschland und Bayern  
Dafür wollen wir die Unterneh-
menssteuern senken und auf 
die Förderung von Investitionen 
ausrichten. Wir erwarten von 
der Bundesregierung, dass sie 
ihr Versprechen aus dem Koaliti-
onsvertrag einhält und eine Su-
perabschreibung sowohl für In-
vestitionen in den Klimaschutz 
als auch in digitale Wirtschafts-
güter schafft.“ Auch die Mehr-
wertsteuer-Ermäßigung in der 
Gastronomie soll dauerhaft er-
halten bleiben 

Als „Schlag gegen die Famili-
en“, wird die von den Ampel-Par-
teien verkündete Kürzung des El-
terngeldes bezeichnet  Auch der 
Vorschlag, das Ehegattensplitting 
abzuschaffen, gehe in die gleiche 
Richtung  „CDU und CSU haben 
das Elterngeld erfunden und ste-
tig weiterentwickelt. Wir wollen 
das Elterngeld jetzt weiter aus-
bauen und nicht kürzen  Wir wol-
len auch Väter ermutigen, stärker 
als bisher die Elternzeit zu nut-
zen  Dafür wollen wir einen neu-
en Elterngeld-Bonus schaffen. 

Für falsch hält die CSU-Lan-
desgruppe im Deutschen Bun-
destag zudem die aktuelle Dis-
kussion um eine Abschaffung 

der Witwenrente  Sie stelle eine 
wichtige Absicherung für Hinter-
bliebene und eine Wertschät-
zung für die Lebensleistung ins-
besondere von Frauen und Müt-
tern dar 

Da Wohneigentum eine der 
effizientesten Formen der Al-
tersvorsorge und Vermögensbil-
dung ist, sei es darüber hinaus 
ein grundfalsches Signal gewe-
sen, dass die Bundesregierung 
die Erbschaftsteuer für Eigen-
heime mit dem Jahressteuerge-
setz 2022 deutlich erhöht hat, 
ohne gleichzeitig die Freibeträ-
ge zu erhöhen  „Wir wollen die 
Erbschaftsteuer regionalisieren 
und damit dafür sorgen, dass 
die Gesetzgebungshoheit künftig 
dort liegt, wo auch die Einnah-
men aus der Erbschaftsteuer lan-
den: bei den Ländern“, heißt es. 
„Gleichzeitig wollen wir ermög-
lichen, dass Eigenheime künftig 
steuerfrei an die nächste Gene-
ration übertragen werden kön-
nen     Damit tragen wir dem Um-
stand Rechnung, dass immer we-
niger Kinder als Erwachsene in 

der Nähe ihrer Eltern wohnen    “
„Habecks Reform des Ge-

bäudeenergiegesetzes ist ver-
murkst, ungerecht und respekt-
los“, kritisieren die CSU-Abgeord-
neten. Sie greife tief in das Eigen-
tum der Bürgerinnen und Bürger 
ein, ohne dass dem eine heraus-
gehobene CO2-Einsparung ge-
genüberstehen würde. Ein ver-
gleichbarer Effekt hätte sich mit 
milderen Mitteln erzielen lassen, 
mit Anreizen statt Verboten.

Als „vollkommen falsches Sig- 
nal“ wird der aus dem Aufent-
haltsgesetz gestrichene Grund-
satz der Begrenzung gewertet  
Damit werde ein gesellschaftli-
cher Grundkonsens aufgekün-
digt  Deshalb erwarteten die Ab-
geordneten der CSU, dass Bun-
desinnenministerin Faeser den 
gemeinsamen EU-Asylbeschluss 
unterstützt und nicht versucht, 
diesen Beschluss aufzuweichen 
oder gar zu sabotieren. 

Um die Städte und Gemein-
den schnell zu entlasten, sollen 
aus CSU-Sicht nur Asylbewer-
ber mit positiver Bleibeperspek-
tive auf die Kommunen verteilt 
werden. Bei der Gewährung von 
Leistungen für Asylbewerber 
soll zum Sachleistungsprinzip 
zurückgekehrt werden   DK

https://www.bayerisches-breitbandforum.de/
https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/gzakademie-2023-bersicht
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interkommunale, auch inter-
nationale Zusammenarbeit ist 
nicht nur auf der Bühne der 
großen Politik heute wichti-
ger denn je. Leiser, oft aber 
noch viel konkreter und wir-
kungsvoller ist sie im Kleinen, 
auf der Ebene der Landkreise 
oder Kommunen beispielswei-
se. Auch in Zeiten, in denen viel 
von Alleinstellungsmerkma-
len die Rede ist, ist es oft bes-
ser und meist wesentlich effi- 
zienter, „gemeinsame Sache 
zu machen“ und auf das Know-how und die Er-
fahrungen kommunaler Partner zu bauen. Im 
Landkreis München gab es dazu in jüngster Zeit 
zwei Beispiele, über die ich mich sehr freue.

Erst im Juli hat der Landkreis zusammen mit 
acht seiner Kommunen die ARGE Geothermie 
und Wärmewende gegründet. Die kommende 

Verpflichtung zur Aufstellung einer kommuna-
len Wärmeplanung stellt gerade kleine und mitt-
lere Kommunen vor große Herausforderungen. 
Denn Projekte dieser Größenordnung sind für sie 
alleine kaum zu stemmen. Darüber hinaus las-
sen sich Potenziale und Synergien in einem inter-
kommunalen Verbund wesentlich besser nutzen. 
Im Bereich der acht Kommunen, die sich jetzt zu-
sammengeschlossen haben, kann das etwa die 
Geothermie sein, mit der gleich mehrere Kom-
munen versorgt werden könnten.

An der neuen ARGE beteiligen sich auch solche 

Kommunen, die aufgrund ihrer 
Größe jetzt nicht zur Aufstel-
lung einer eigenen Wärmepla-
nung verpflichtet wären – oh-
ne eine solche Partnerschaft, 
hätten sie sich vielleicht noch 
gar nicht auf diesen Weg ge-
macht.

Ebenfalls in diesen Tagen 
konnten wir das Jubiläum ei-
ner anderen, schon lange 
währenden Partnerschaft fei-
ern: den 20. Jahrestag unserer 
Partnerschaft mit den polni-
schen Landkreisen Krakau und 
Wieliczka.

Der Ursprung dieser Freund-
schaft reicht sogar bis ins Jahr 1999 zurück, als 
in Polen im Zuge einer Verwaltungsreform die 
Landkreise gegründet wurden. Weil man auch 
hier das Rad nicht neu erfinden wollte, blickte 
man nicht nur über die eigene Landkreis-, son-
dern sogar über die Landesgrenze hinaus, um 
sich Rat und Unterstützung beim Aufbau der 
neuen Strukturen zu holen. Es kam in der Folge 
zu einem regen Austausch zwischen Politik und 
Verwaltung, der im Jahr 2003 im Abschluss of-
fizieller Partnerschaftsverträge mündete. Da-
rin wurde dann aber nicht nur die Unterstüt-
zung und der Erfahrungsaustausch zu Themen 
der kommunalen Selbstverwaltung festgeschrie-
ben, Ziel war es auch, einen Beitrag zur Völker-
verständigung zu leisten. Wie wichtig und aktu-
ell solche internationalen Bande sind, führt uns 
der schreckliche Krieg mitten in Europa täglich 
vor Augen. Gemeinsam mit unseren polnischen 
Partnern haben wir konkrete Hilfe für die Ukrai-
ne organisiert und damit einmal mehr bewiesen, 
was man gemeinsam und jenseits der großen 
Politik alles schaffen kann.

In diesem Sinne verbleibe ich optimistisch.
Mit herzlichen Grüßen

GZ KOLUMNE
Christoph Göbel

Leise, konkret, wirkungsvoll: 
Interkommunale  
Zusammenrbeit

Liebe Leserinnen
und Leser,

3  August 2023

Ihr Christoph Göbel
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises München

V.l.: GZ-Herausgeber Landrat Stefan Rößle, Landkreis Donau-Ries,  
wurde durch Joachim Herrmann, Bayerischer Staatsminister des In-
nern, für Sport und Integration, mit der Kommunalen Verdienstme-
daille in Silber ausgezeichnet   Bild: Sebastian Widmann

Hohe Auszeichnung für 
GZ-Herausgeber

Landrat Stefan Rößle mit Kommunaler Verdienstmedaille geehrt
Eine ganz besondere Auszeichnung durften 21 Männer und Frau-
en entgegennehmen. Der Bayerische Staatsminister des Innern, für 
Sport und Integration, Joachim Herrmann, MdL, überreichte ihnen 
in einem feierlichen Akt im Festsaal des Schlosses Dachau die Kom-
munale Verdienstmedaille. Zu den Geehrten zählte auch der Lan-
desvorsitzende der Kommunalpolitischen Vereinigung, Landrat und 
GZ-Herausgeber Stefan Rößle. 

Für sein mittlerweile 27 Jahre 
andauerndes Engagement in der 
Kommunalpolitik wurde Land-
rat Stefan Rößle mit der Kommu-
nalen Verdienstmedaille in Silber 
ausgezeichnet  Nachdem Röß-
le sechs Jahre lang als Bürger-
meister seiner Heimatgemeinde 
Oberndorf fungierte, übernahm 
er im Jahr 2002 das Amt des Land-
rats des Landkreises Donau-Ries. 
In seiner Laudatio betonte Staats-
minister Joachim Herrmann ganz 
besonders Rößles positive Impul-
se, durch die sich der Landkreis in 
den vergangenen 21 Jahren at-

traktiv entwickelt habe. Die ste-
tige Verbesserung der Infrastruk-
tur und die Kreisentwicklung 
seien dem Landrat besondere  
Herzensangelegenheiten, eben-
so wie das Großprojekt „UNES-
CO Global Geopark Ries“ und das 
Vorantreiben der Digitalisierung 
im Donau-Ries, so der Staatsmi-
nister. Lobende Worte fand Herr-
mann außerdem für Rößles vor-
ausschauendes und verantwor-
tungsbewusstes Handeln, durch 
das der Landkreis trotz hoher In-
vestitionen seit 2017 schulden-
frei ist  r

„Menschen.Ideen.Werte“: Für mehr 
Wertschöpfung auf dem Land

Fachtagung der Verwaltung für Ländliche Entwicklung in Essenbach
Im niederbayerischen Essenbach öffnete die Fachtagung der Bay-
erischen Verwaltung für Ländliche Entwicklung ihre Tore, um un-
ter dem Motto „Menschen.Ideen.Werte“ ein Forum für den Aus-
tausch von Ideen und Erfahrungen im Bereich der ländlichen 
Entwicklung zu bieten. Die rund 300 Teilnehmer erhielten wert-
volle Einblicke in die aktuellen Trends und Best Practices der 
Branche und konnten dabei ihr Netzwerk erweitern.

Mehr Wertschöpfung im 
ländlichen Raum zu erzeugen, 
kann ohne kreative, unterneh-
merische Bürgerinnen und Bür-
ger nicht funktionieren, so der 
Tenor. Die Ämter für Ländliche 
Entwicklung (ÄLE) fungieren da-
bei seit Jahrzehnten als wertvol-
ler Partner, wie Leonhard Rill, 
Leiter der Bayerischen Verwal-
tung für Ländliche Entwicklung, 
in seiner Begrüßung unterstrich 

Dass die ÄLE zu den Vorrei-
tern bei der Bürgerbeteiligung 
und der Vernetzung und Koope-
ration von Kommunen im länd-
lichen Raum zählen, hob Hu-
bert Bittlmayer, Amtschef des 
Bayerischen Staatsministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, in seinem Impuls-
vortrag hervor. „Unternehmeri-
sche Menschen sind essenziell 
für einen vitalen und wirtschaft-
lich schlagkräftigen ländlichen 
Raum  Mit ihrem Engagement 
schaffen dabei viele nicht nur 
einen Mehrwert für sich, son-
dern auch für ihre Heimatregion 
und zeigen, was regionale Wert-
schöpfung ausmacht“, betonte 
Bittlmayer.

Großartige Projekte

Welch großartige Projekte 
entstehen können, wenn Be-
geisterung, Engagement und 
Fachwissen aufeinandertref-
fen, beweisen zahlreiche Bei-
spiele im ländlichen Raum  Dazu 
zählt die Bürger-Energie-Genos-
senschaft im Landkreis Pfaffen-
hofen  Gründungsmitglied und 
Aufsichtsratsvorsitzender Oli-
ver K. Eifertinger zeigte auf, wie 
lokale Wertschöpfung durch 

Bürgerenergie erzeugt werden 
kann – ein Thema, das ange-
sichts Energiekrise und Klima-
wandel aktueller denn je ist 

Die Bürger-Energie-Genossen- 

gie-Genossenschaften im Frei-
staat 

Wie es gelingen kann, Dorf- 
läden und Direktvermarkter zu 
vernetzen, darüber informier-
te Katrin Moritz vom Maschi-
nenring Ebersberg anhand des 
Portals „Landkramer“. Das Por-
tal macht den Einkauf von Le-
bensmitteln aus der Region be-
quemer und ermöglicht Land-
wirten neue Absatzwege  Dabei 
werden auch handwerkliche Le-
bensmittelverarbeiter aus der 
Region eingebunden 

System mit Online-Shop  
und Abholstationen

Durch die MR Landkramer 
GmbH wurde ein neuartiges 
System mit Online-Shop und 
Abholstationen entwickelt: Be-
quem auf das Sortiment aller 
beteiligten Direktvermarkter 
aus der Region zugreifen, online 
bestellen und am Folgetag die 
Ware an der gewählten Abhol-
station (Hofladen, Bäcker, Metz-
ger, Gasthäuser) erhalten  Kur-
ze Fahrstrecken tragen so zu ei-
nem positiven Umwelt- und Kli-
maschutzeffekt bei. Im Sinne 
des genossenschaftlichen Ge-
dankens ist für die Bürger eben-
falls eine Beteiligung möglich  
Damit soll zugleich der gesamt-
gesellschaftliche Dialog gestärkt 
werden 

Alexander Treml von der Re-
giothek Passau stellte den Gästen 
die „RegiothekPlattform“ vor. Sie 
visualisiert Lieferketten von Er-
zeugern, Verarbeitenden, Einzel-
händlern und Gastronomen, ver-
bindet Verbraucher mit diesen 
Betrieben aus ihrer Region und 
unterstützt die Betriebe beim 
Weg in das digitale Zeitalter 

Plattform Regiothek

Das Unternehmen „Regio-
thek” begann als Projekt am 
Lehrstuhl für Data Science der 
Uni Passau und wurde im Ok-
tober 2018 als eigenständige  
GmbH ausgegründet  Bereits 
der erste öffentlich einsehba-
re Prototyp der Plattform regio-
thek de sorgte für Auszeichnun-
gen auf EU- und Bundesebene 

Die Regiothek-Plattform sam-
melt von ihren Kunden Daten 
über Lieferanten, Abnehmer so-
wie Zutaten, kombiniert die In-
formationen und macht die-
se öffentlich einsehbar. Aktu-
ell sind über 200 Betriebe in-
volviert und es existieren über 
19.000 Lieferbeziehungen. Zur 
Optimierung der Technologien 
bearbeitet die Regiothek Gm-
bH u.a. seit 2021 das BMEL-ge-
förderte KI-Forschungsprojekt 
SMAEG-Bot in Kooperation mit 
der Universität Passau (CEN-
TOURIS und Lehrstuhl für Data 
Science) 

Was es mit der Initiative „Hei-
matUnternehmen“ auf sich hat, 
darüber berichteten schließlich 
die beiden „HeimatEntwickle-
rinnen“ Lisa Späthe aus Fraue-
nau und Lisa Ditz aus Zwiesel. 
Unter dem Motto „Aktivieren 
statt Alimentieren“ motivieren 
sie kreative und unternehme-
rische Menschen zu Projekten, 
die die Region vielfältiger und 
lebendiger machen 

„Als HeimatEntwicklerin fin-
de ich Menschen, die mit Herz-
blut ihrer Sache nachgehen und 
nicht nur sich selbst, sondern 
auch das Fortkommen ihrer Re-
gion im Blick haben“, erläuterte 
Späthe. Mittlerweile gibt es im 
Bayerischen Wald bereits über 
40 sogenannte Heimatunter-
nehmer  Von Handwerkern über 
Kulturschaffende bis hin zum 
Landwirt oder Koch ist alles da-
bei und gemeinsam sind sie er-
folgreicher als Einzelkämpfer  
 DK

MDirig. Leonhard Rill, Leiter 
der Bayerischen Verwaltung für 
Ländliche Entwicklung. 
 Bild: Stefan Neumann/StMELF

schaft für den Kreis Pfaffenho-
fen war im Jahr 2012 auf Initiati-
ve des Energie- und Solarvereins 
ESV und mit Unterstützung der 
Kreisstadt gegründet worden  
Sie will nach eigener Darstellung 
bürgerschaftliches Engagement, 
klimafreundliche Energie-Erzeu-
gung und wirtschaftlichen Er-
folg untrennbar verbinden. Sie 
initiiert und finanziert Projekte 
zur Erzeugung, Speicherung und 
Verteilung erneuerbarer Ener-
gien im Landkreis. Dazu zählen 
der Bürgerwindpark Pfaffenho-
fen, Repowering Wasserkraft 
Frechmühle und der Solarcar-
port am Bahnhof  Die landkreis-
weite BEG sieht sich mit derzeit 
mehr als 1 000 Mitgliedern als 
eine der aktivsten Bürger-Ener-

Gebündeltes Wissen zur BNE- 
Strukturentwicklung auf kommunaler Ebene
„Praxishandbuch. Bildung für nachhaltige Entwicklung in Kommunen gestalten“ nun erschienen 
Bildung für nachhaltige Entwicklung, kurz BNE, ist ein wirkmächti-
ges Konzept für die zukunftsorientierte Entwicklung von Kommu-
nen. Das neue „Praxishandbuch. Bildung für nachhaltige Entwick-
lung in der Kommune gestalten“ des BNE-Kompetenzzentrums 
vermittelt Personen auf der Entscheidungs- und auf der operati-
ven Ebene das notwendige Wissen, um BNE möglichst breit und 
effizient in der Kommune zu verankern. 

Damit liegt erstmals eine Pu-
blikation vor, die anwendungs-
orientierte Erkenntnisse zu BNE 
speziell an den Bedürfnissen 
von Kommunen ausrichtet. Die 
Grundlage für das Praxishand-
buch bilden Wissen und Erfah-
rungen, die das BNE-Kompe-
tenzzentrum in den vergange-
nen drei Jahren bei der Beglei-
tung von 48 Modellkommunen 
bundesweit gesammelt und wis-
senschaftlich ausgewertet hat. 

Sieben Handlungsfelder

Die Fakten aus Theorie und 
Praxis werden im Praxishand-
buch in sieben Handlungsfel-
dern zusammengefasst  Nützli-
che Checklisten, Übersichtsgra-
fiken und Leitfragen helfen da-
bei, sich einzelne Themen zu 
erschließen oder zu reflektieren. 
Etliche Praxisbeispiele zeigen, 
welche Vielfalt an BNE-Maßnah-
men im kommunalen Kontext 
bereits existiert, und inspirieren 
dazu, ähnliche Projekte zu pla-
nen  Alle Kapitel enthalten kurze 
Tipps und Empfehlungen für ers-
te inhaltliche Schritte, BNE in der 
Kommune zu gestalten. Wer tie-
fer einsteigen möchte, kann dies 
anhand einer Fülle von Links zu 
relevanten Hintergrundinforma-
tionen tun. 

„Das vorliegende Praxishand-
buch stellt das etablierte „best 
practice“ aus den Modellkom-
munen zusammen  Es möchte 
damit die gewonnenen Kennt-
nisse weiteren Kommunen zur 
Verfügung stellen und als Rat-
geber bei der Implementierung 
neuer Strukturen unterstüt-
zen. Es ist die erste Publikati-

on in Deutschland, die die Ver-
ankerung von BNE in Kommu-
nen in dieser Breite betrach-
tet“, lobt Dr  Jens Brandenburg, 
Parlamentarischer Staatssekre-
tär der Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung, das Hand-
buch in seinem Geleitwort  
Praxishandbuch. Bildung für 
nachhaltige Entwicklung in der 
Kommune gestalten
Autorengruppe BNE-Kompe-
tenzzentrum, 132 Seiten 
Inhalt: 
• Einführungskapitel mit Mei-
lensteinen im Bereich Nachhal-

tigkeit und BNE sowie Erklärun-
gen wichtiger Fachbegriffe 
• 7 Kapitel zu den Handlungsfel-
dern: Strategie & Ziele, Koope-
ration & Steuerung, Wissens-
basierung & Berichterstattung, 
Qualität & Wirkung, Netzwer-
ke & Kooperation, Sichtbarkeit 
& Kommunikation, Partizipation 
• umfangreiche Literatur- und 
Linkangaben 

Kostenloser Download

Praxishandbuch und Infogra-
fik sind ab sofort kostenlos im 
Download unter https://www.
bne-kompetenzzentrum de/de/
praxishandbuch verfügbar. 

Interessierte Kommunen kön-
nen kostenlose Print-Exemplare 
beim BNE-Kompetenzzentrum 
anfragen    r

Hanns-Seidel-Stiftung e.V. begeht Jubiläum in Banz:

Im Dienst der Demokratie
Bad Staffelstein (ots) Es ist das geistig-kulturelle Zentrum Fran-
kens und Mittelpunkt für (gesellschafts-)politische Diskussio-
nen. Seit 40 Jahren setzt sich die Hanns-Seidel-Stiftung mit ih-
rem Bildungszentrum Kloster Banz für Demokratie und Frieden 
ein. In einem feierlichen Festakt wurde nun das Jubiläum des 
Bildungszentrums gefeiert. 

„Die Bedeutung von Kloster Banz kann nicht hoch genug ein-
geschätzt werden“, sagte Markus Ferber, MdEP, Vorsitzender der 
Stiftung in seiner Begrüßungsrede. „Es steht für vier Jahrzehnte 
Dienst am Menschen und für jahrzehntelanges Wirken der Stif-
tung im Dienst von Demokratie, Frieden und Entwicklung.“

In ihrer Festansprache gratulierte Staatsministerin Melanie 
Huml, MdL, der Stiftung und ihren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern zu ihrer herausragenden Bildungsarbeit: „In Zeiten, 
in denen Extremisten mit aggressiven Tönen und ‚Fake News‘ 
öffentliche Debatten vergiften, ist politische Bildung wichtiger 
denn je. In den vergangenen 40 Jahren hat sich Kloster Banz zu 
einem bedeutenden Ort des Wissens, der Begegnung und des 
Austauschs entwickelt. Eine Vielzahl von engagierten Menschen 
hat bei der Hanns-Seidel-Stiftung ihre Fähigkeiten geschärft, ihr 
Wissen erweitert und sich auf höchstem wissenschaftlichen Ni-
veau ausgetauscht.“

Pünktlich zum Jubiläum erscheint auch eine 42-seitige Fest-
schrift, die bei der Hanns-Seidel-Stiftung erhältlich ist. r

https://www.bne-kompetenzzentrum.de/de/praxishandbuch
https://www.bne-kompetenzzentrum.de/de/praxishandbuch
https://www.bne-kompetenzzentrum.de/de/praxishandbuch
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(Fortsetzung von Seite 1)
der Ausgaben substanziell und 
nachhaltig über den Kommuna-
len Finanzausgleich verbessert 
werden muss 

Rößle forderte u a  die Anhe-
bung des Kommunalanteils am 
allgemeinen Steuerverbund von 
12,75 auf 15 Prozent, eine deut-
liche Aufstockung der staat- 
lichen Investitionsfördermit-
tel nach Art  10 BayFAG für den 
kommunalen Investitions- und 
Sanierungsbedarf (z B  im Be-
reich der Schulen und Kinderta-
gesstätten), eine Erhöhung der 
Finanzzuweisungen nach Art  7 
BayFAG um 10 Prozent und eine 
Dynamisierung entsprechend 
der Tarifanpassungen im TVöD 
für die Erledigung von staatli-
chen und übertragenen Aufga-
ben  Darüber hinaus müsse die 
staatliche Personalausstattung 
an den Landratsämtern spürbar 
aufgestockt werden, um das er-
hebliche Personal- und Finanz-
defizit bei den Staatsaufgaben 
zu beheben 

Beim Thema Asyl, Migration 
und Integration sind Rößle zu-
folge langfristige Lösungen und 
weiterhin eine starke Interes-
sensvertretung der Bayerischen 
Staatsregierung in Berlin und 
Europa erforderlich  Konkret be-
nannte er den Ausbau der zen-
tralen, staatlichen Aufnahme-
zentren zur Entlastung der de-
zentralen Unterkünfte in den 
Kommunen, die Unterstützung 
bei der Erfüllung der übertra-
genen Aufgaben sowie die Er-
stattung ihrer integrativen Kos-
ten (sog  KdU-Kosten aus dem  
SGB II), die konzeptionelle 
und finanzielle Unterstützung 
bei der Integration in Arbeit, 
Sprache, Wohnen durch den  
Freistaat sowie mehr Unter-
stützung bei unbegleiteten 

minderjährigen Flüchtlingen 
Da Betreuung und Bildung der 

Kinder und Jugendlichen obers-
te Priorität hätten, forderte der 
KPV-Vorsitzende eine praxis-
taugliche Umsetzung des be-
schlossenen Ganztagsanspruchs 
(1  bis 4  Klasse) oder sogar die 
(vorübergehende) Aussetzung 
von Rechtsansprüchen, insbe-
sondere, wenn Fachkräfte feh-
len  Darüber hinaus sei ein stär-
keres Engagement bei der Ge-
winnung von Fachkräften für 
die Betreuung an Kindergärten 
und Schulen (Fachkräftestrate-
gie) vonnöten. Was das vorlie-
gende landesrechtliche Förder-
programm für den Bereich der 
Kindertagesbetreuung (bis Ende 
Grundschulalter) anbelangt, sei-
en auskömmliche Fördersum-
men sowie die weitere Unter-
stützung bei den Betriebskosten 
von besonderer Bedeutung für 
die Kommunen 

Flächendeckende  
Grundversorgung

Für eine zukunftsfähige flä-
chendeckende Grundversorgung 
bedarf es laut KPV leistungsfä-
higer Krankenhäuser, die nicht 
nur für die Notversorgung auf-
kommen, sowie einer bedarfs-
gerechten ambulanten haus- 
und fachärztlichen Versorgung 
in Stadt und Land. Entsprechend 
seien eine bedarfsgerechte In-
vestitionskostenförderung des 
Freistaats für die Krankenhäuser, 
eine kleinräumigere Ausgestal-
tung der Bedarfsplanung für nie-
dergelassene Ärzte, die Stärkung 
der vorhandenen Strukturen in 
der gesundheitlichen Grundver-
sorgung und Beratung sowie der 
nachhaltige Ausbau der Gesund-
heitsförderung in den Blick zu 
nehmen  Auch müsse durch ei-

ne Änderung des Vergütungssys-
tems die Attraktivität des Not-
arztdienstes gesteigert werden 

Was die Versorgung und Be-
treuung älterer Menschen be-
trifft, so sind nach Rößles Anga-
ben die Attraktivitätssteigerung 
der Pflegeberufe (z. B. Erleich-
terungen am Arbeitsplatz) und 
die deutliche Vereinfachung des 
Leistungsrechts sowie eine Ein-
schränkung der Dokumentati-
onspflichten in der Pflege auf 
das Unerlässliche ebenso ange-
zeigt wie Beschleunigungen bei 
der Anerkennung ausländischer 
Pflegekräfte und eine stärkere 
Verknüpfung der Seniorenpoli-
tik mit der Langzeitpflege.

Zukunftsfähigkeit für 
Verkehr und Energie

Beim Thema Infrastruktur 
und Mobilität fordern die Kom-
munalpolitiker eine moderne 
und zukunftsfähige sowie klima- 
freundliche Ausrichtung der baye- 
rischen Verkehrsinfrastruktur 
und die flächendeckende Ver-
sorgung mit der nötigen Tank- 
und Ladeinfrastruktur. Überdies 
sei die Aufstockung der bayeri-
schen ÖPNV-Mittel ebenso not-
wendig wie der langfristige Er-
halt und die bedarfsgerechte Er-
höhung der Fördermittel für den 
kommunalen Straßen- und Rad-
wegebau  

„Klimaschutz bedeutet vor al-
lem auch Energiewende  Der 
Erfolg der Energiewende steht 
und fällt mit der Akzeptanz vor 
Ort  Wir müssen auf energiepo-
litische Anreize statt auf Ver-
bote von Heizungsformen set-
zen“, machte Stefan Rößle deut-
lich  Den aktuellen Umgang der 
Ampel-Regierung mit dem Hei-
zungsgesetz bezeichnete er als 
„offenen Affront gegen unse-
re Bürger und eine Missachtung 
unserer demokratischen Prozes-
se“  Die Bundesregierung müsse 
die Sommerpause nutzen und 
das Gesetz anpassen 

Konkret bedürfe es des tech-
nologieoffenen Umbaus einer 
bezahlbaren und klimafreund-
lichen Energieinfrastruktur mit 
passgenauen Maßnahmen für 
Stadt und Land sowie eines ge-
steuerten Zubaus an regenerati-
ven Energien, der sich synchron 
an einer bedarfsgerechten Netz- 
infrastruktur orientiert. Wich-
tig sei darüber hinaus der Ab-
bau von Flächenkonkurrenzen 
zwischen Wirtschaft, Landwirt-
schaft und Kommunen hin zu ei-
nem gemeinsamen Kompensa-
tions- und Flächenmanagement.

Beim Stichwort Wohnungsbau 
plädierte der KPV-Landesvorsit-
zende u a  für eine Verlängerung 
des kommunalen Wohnraum-
förderungsprogramms bis 2030, 
die Verstetigung der Wohnbau-
milliarde für die soziale Wohn-
raumförderung, mehr Investiti-
onen für den Wohnungsbau, Er-
leichterungen für Dachaufsto-
ckungen und den Ausbau von 
Dachgeschossen sowie für die 
Umnutzung von Büros in Wohn-
raum, ein modernes Heizen ge-
meinsam mit den Kommunen, 
Stadtwerken und Bürgern sowie 
konkrete Förder- und Unterstüt-
zungsmaßnahmen statt eigen-
tumsgefährdender Verbote 

„Beim Thema Trinkwasser gilt 
unser Grundsatz ‚Kommunal vor 
Kommerz‘“, fuhr Rößle fort. Die 
KPV setze sich deshalb für ei-
nen umfangreicheren Wasser-
schutz ein und lehne eine Priva-
tisierung des Trinkwassers ab. 

Befürwortet wird die Einfüh-
rung eines „Wassercents“, wo-
hingegen ein Länderwasseraus-
gleich zu Lasten Bayerns, wie ihn 
der Bund in seiner neuen Natio-
nalen Wasserstrategie vorsieht, 
abgelehnt wird 

„Wir machen Politik für die 
Menschen und nicht gegen sie“, 
unterstrich CSU-Generalsekre-
tär Martin Huber im Anschluss. 
Der Satz ´Weil ich dich gera-
de seh‘…, ist für uns CSU-Kom-
munalpolitiker keine Belas-
tung, sondern ein Auftrag.“ Das 
Grundvertrauen vieler Bürger in 
Staat und Gesellschaft leide dar-
an, dass sie sich in ihrer Lebens-
wirklichkeit nicht mehr wahr- 
und ernstgenommen fühlen, er-
läuterte Huber  Ein Gefühl der 
„grünen Bevormundung“ habe 
sich ausgebreitet  „Umso deutli-
cher ist es unser Auftrag, zu zei-
gen: Wir sind diejenigen, die bei 
den Menschen fest verankert 
und verwurzelt sind, die Lebens-
wirklichkeit aufgreifen und dar-
aus auch Politik machen.“

Programme in Einklang  
mit den Bürgern

Bezugnehmend auf das „Re-
gierungsprogramm der Christ-
lich-Sozialen Union 2023-2028“ 
verwies Huber darauf, dass et-
wa der Klimaschutz nur im Ein-
klang mit den Bürgern und nicht 
über Verbote gelingt  Bereits 
2019 habe die Große Koalition 
aus CDU/CSU und SPD ein Ge-
bäudeenergiegesetz beschlos-
sen, das im Gegensatz zur No-
vellierung der aktuellen Ampel-
regierung mit genügend zeit-
lichem Vorlauf, einer sozial 
gerechten umfassenden Förde-
rung und technologieoffen aus-
gestattet gewesen sei.

In punkto Wohnungspolitik 
führte der „CSU-General“ aus: 
„Menschen haben Angst da-
vor, eine Immobilie zu erben 
und trauen sich nicht mehr, ein 
Haus zu kaufen oder zu sanie-
ren, weil sie sich das Eigentum 
durch die Steuerlast nicht mehr 
leisten können.“ Die Erbschaft-
steuer der Ampel führe zu ei-
nem Ausverkauf der Heimat und 
sei zum Nachteil Bayerns  Beim 
Erwerb von Wohneigentum sei 
die Grunderwerbsteuer ein be-
achtlicher Kostentreiber  

Die leistungsbereite Mitte 
der Gesellschaft entlasten

Weil „die leistungsbereite 
Mitte der Gesellschaft“ entlas-
tet werden muss, ist laut Huber 
die Pendlerpauschale ab dem 
ersten Kilometer auf 38 Cent zu 
erhöhen und zu dynamisieren  
Auch sollten Überstunden künf-
tig steuerfrei entlohnt werden.

Gegen steigende Energieprei-
se will die CSU die Stromsteuer 
auf das europäische Mindest-
maß von 0,1 Cent pro kWh für 
Privathaushalte bzw. 0,05 Cent 
pro kWh für Unternehmen sen-
ken  Auch trete sie für eine Sen-
kung der Mehrwertsteuer auf 
alle Lebensmittel und Geträn-
ke ein  Dies sei eine echte Preis-
bremse für jedermann 

„Entgegen dem kollektivisti-
schen Ansatz der Ampelpartei-
en“ biete die CSU auch in der 
Familienpolitik Raum für unter-
schiedliche Lebensentwürfe und 
ermögliche Wahlfreiheit  Famili-
en würden mit dem einzigartigen 
Bayerischen Familiengeld wei-
ter unterstützt; zudem „wenden 
wir uns klar gegen Versuche, das 

(Fortsetzung von Seite 1)
tergabe dieser Lageinforma-
tionen Vorbereitungen für ei-
ne ggf. erforderliche frühzeiti-
ge Reaktion und die Einleitung 
von Maßnahmen zur Bewälti-
gung der konkreten Lage. Das 
BayMLZ ist ständiger Ansprech-
partner für das Lagezentrum 
Bayern und Single Point of Con-
tact (SPOC) für nationale Warn- 
und Meldeverfahren und somit 
Kontaktstelle für nachgeordne-
te Behörden, die Hilfsorganisa-
tionen, das THW und die Bun-
deswehr sowie das Gemeinsa-
me Lagezentrum von Bund und 
Ländern (GMLZ).

Bevölkerung sensibilisieren

Das Konzept sieht außerdem 
intensivere Maßnahmen vor, um 
die Bevölkerung besser aufzu-
klären und zu sensibilisieren  Die 
umfangreichen staatlichen Be-
schaffungen im Katastrophen-
schutz sollen künftig noch ziel-
gerichteter erfolgen, indem re-
gionale Gefahren berücksichtigt 
werden  Katastrophenschutzla-
ger in jedem Regierungsbezirk 
dienen künftig dazu, dass Ein-
satzmittel überregional vorge-
halten werden können 

Darüber hinaus werden Perso-
nalfragen aufgegriffen: Die Struk-
turen im Katastrophenschutz 
sind weit überwiegend ehren-
amtlich geprägt  „Wir wollen das 
sicherheitsrelevante Ehrenamt 
weiter stärken“, erklärte Herr-
mann. „Einsatzkräfte für den Ka-
tastrophenschutz zu gewinnen 
und langfristig zu binden, ist für 
eine zuverlässige Lagebewälti-
gung im Ernstfall entscheidend.“

Gezielte Fördermaßnahmen 
etwa im Bereich der Nachwuchs-
werbung im Feuerwehrbereich 
sowie zugunsten des von der AR-
GE Bevölkerungsschutz von frei- 
willigen Hilfsorganisationen, MHW 
und THW getragenen Helfernet-
zes Bayern werden fortgesetzt 

(Fortsetzung von Seite 1)
um neue Impulse bei Entschei-
dern in bayerischen Kommunen 
zu setzen“, stellte der Staatsmi-
nister bei der Ernennung der 
GZ als „Unterstützer im Team 
Energiewende“ fest  Das Medi-
um schaffe bei den kommuna-
len Entscheidern ein Bewusst-
sein für den Klimaschutz und die 
Energiethemen  „Wir brauchen 
Personen auf staatlicher und 
kommunaler Ebene, Unterneh-
mer, Bürger und Journalisten, 
die Klimaschutz und Energie-
wende voranbringen und mit ih-
ren Erfahrungen aktiv Projekte 
umsetzen“, bekräftigte der stell-
vertretende Ministerpräsident.

Die zahlreichen Kommunalver-
treter informierten sich in Gun-
zenhausen über neue Produkte, 
aktuelle Dienstleistungen, kon-
krete Lösungsmöglichkeiten und 
gut funktionierende Beispie-
le  22 Aussteller, 30 Partner so-
wie 28 Referentinnen und Re-
ferenten wohnten der bewähr-
ten Fachveranstaltung bei. Im 
Anschluss an die Veranstaltung 
bot sich die Gelegenheit, im Rah-
men einer Exkursion Erkenntnis-
se über das „Pilotprojekt 4  Rei-
nigungsstufe, Kläranlage Wei-
ßenburg“ und die Projektierung 
„Wärmenetze im Landkreis Wei-
ßenburg-Gunzenhausen am Bei-
spiel des Heizhauses in Dornhau-
sen“ zu gewinnen 

Die Partner

Forums-Kooperationspart-
ner waren erneut Bayerischer 
Gemeindetag, VKU Bayern und 
die Bayerischen Energieagentu-
ren  Als Medienpartner fungier-
te einmal mehr TV Bayern live.

„Den Kommunen kommt in 
der Energiepolitik eine tragen-
de und deshalb höchst verant-
wortungsvolle Rolle zu“, stell-
te GZ-Chefredakteurin Cons-
tanze von Hassel in ihrer Begrü-
ßung fest. Einerseits hätten sie 
mit ihren Immobilien und Mo-
bilien selbst einen hohen Ener-
giebedarf, den sie nachhaltig, si-
cher und preiswert decken müs-
sen, andererseits gestalteten sie 
die Rahmenbedingungen für ih-
re Mitbürger  Auch hier gälten 
die Prämissen Nachhaltigkeit, 
Sicherheit und Kostenkontrolle 

Karl-Heinz Fitz, Erster Bürger-
meister der Stadt Gunzenhau-
sen, verwies auf erfolgreiche, 
bereits realisierte Energiepro-
jektierungen wie Photovoltaik 
im Innen- und Außenbereich  
„Wir sind einen konsequenten 

Weg gegangen, in dem wir un-
seren im Jahr 2009 bereits auf 
den Weg gebrachten Energie-
leitplan überarbeitet haben  Im 
vergangenen Jahr wurde dieser 
im Stadtrat neu beschlossen “

Große Anstrengungen unter-
nehme Gunzenhausen im Rah-
men der Regionalplanung auch 
bei der Windkraft, wenn es dar- 
um geht, Vorbehalts- und Vor-
rangflächen gezielt auszuwei-
sen, fuhr der Rathauschef fort  
„Zudem stellen wir bei uns im 
ländlichen Raum fest, dass be-
reits sehr viele Kommunen in 
Wärmenetze eingestiegen sind.

Der Bayerische Gemeindetag 
hat ein Positions- und Forde-
rungspapier verabschiedet, das 
die Stellschrauben der Energie-
wende aus der Perspektive des 
ländlichen Raums beleuchtet  
Wie Direktor Stefan Graf erläu-
terte, sind die ländlichen Räu-
me bereit, einen wesentlichen 
Beitrag zum Gelingen der Ener-
giewende zu leisten  Maßstab 
für den Umfang der Aufgabe 
sei nicht der örtliche Verbrauch, 
sondern die Energiebedarfe 
auch der umliegenden Städte 
sowie der Industrie- und Gewer-
bebetriebe  Um diese Zusage 
dauerhaft einhalten zu können, 
sei ein Dreiklang aus Selbstbe-
stimmung, Teilhabe und Ge-
rechtigkeit erforderlich.

Entsprechende Gestaltungs-
freiheiten beträfen auch Aus-
wahl und Einsatz der Energie-
formen  Den Schwerpunkt bilde 
die Solarenergie, denn Bayern 
sei ein Sonnenland  Dabei sei-
en Hemmschwellen zu beseiti-
gen wie etwa Energieprivilegie-
rungen oder aufwändige Bau-
leitplanungen, auch müsse Ori-
entierung zum Beispiel in Form 
staatlicher Ausbauziele, Ge-
bietskulissen und Potenzialana-
lysen gewährleistet werden  Zu-
dem seien Beteiligungsansprü-
che zu schaffen. Dazu zählten 
Pachterlöse für Standortkom-
munen 

Dokumentation in GZ 21

In Ausgabe 21/2023 der GZ, 
die am 9. November erscheint, 
wird eine Dokumentation der 
Veranstaltung veröffentlicht. 
Die bereits freigegebenen Vor-
träge stehen unter www baye-
risches-energieforum de/prae-
sentationen passwortgeschützt 
zum Download bereit  Für das 
Passwort senden Sie bitte eine 
Nachricht an veranstaltungen@
gemeindezeitung de  DK

und nach Möglichkeit ausgebaut  
Die Auszeichnung ehrenamts-
freundlicher Betrieb bietet eine 
Grundlage für die öffentlichkeits-
wirksame Anerkennung sowohl 
des Ehrenamts als auch von Un-
ternehmen, die eine ehrenamt-
liche Tätigkeit fördern.

Wichtig ist etwa auch der Ein-
satz von Spontanhelfern, für die 
es möglichst einheitliche Lösun-
gen und Vorbereitung braucht  
Zur strukturierten Einbindung 
soll eine Online-Plattform einge-
richtet werden 

Das Bayerische Rote Kreuz 
(BRK), der Landesfeuerwehrver-
band sowie die Arbeitsgemein-
schaft der Berufsfeuerwehren 
in Bayern begrüßten die Pläne 
des Innenministeriums  Die Prä-
sidentin des BRK, Angelika Scho-
rer, hob vor allem die Bedeu-
tung des neuen Melde- und La-
gezentrums zur Vernetzung aller 
wichtigen Akteure hervor. Der 
Plan stelle einen wegweisenden 
und effektiven Fahrplan für ei-
nen noch schlagfertigeren Kata-
strophenschutz dar 

Appell an die Bundesregierung

Minister Herrmann appellier-
te an die Bundesregierung, die 
angekündigte Stärkung des Be-
völkerungsschutzes umzuset-
zen. „Nach der verheerenden 
Flutkatastrophe im Ahrtal und 
dem Angriffskriegs Russlands 
waren sich alle einig: Wir müs-
sen mehr für den Katastrophen- 
und Zivilschutz tun. Gleichwohl 
kürzt der Bund nun das zweite 
Mal in Folge beim Bevölkerungs-
schutz  Dies ist klarer Wort-
bruch. Auch die veranschlag-
ten Mittel für eine weitere För-
derung des Sirenenausbaus sind 
unzureichend  Wir brauchen 
ein auskömmliches Bund-Län-
der-Programm“, so Herrmann 

Weitere Informationen:
http://www.stmi.bayern.de  DK

Katastrophenschutz ...

Ehegattensplitting abzuschaffen“.

Stadt und Land  
gleichermaßen unterstützen

Stadt und Land im Blick haben 
und gleichermaßen unterstüt-
zen, ist ein weiterer Kernpunkt 
christlich-sozialer Unionspolitik. 
Menschen müsse die Gelegen-
heit zu individueller Mobilität 
gegeben werden  Es gelte, be-
darfsgerechte Systeme aufzu-
bauen  Dazu werde aber gerade 
in ländlichen Regionen immer 
auch der Einsatz des Pkw erfor-
derlich sein, stellte Huber klar 

Nicht nur ein Thema der Bal-
lungsräume ist auch die Förde-
rung von Forschung und Inno-
vation. Am Ende der Legislatur 
soll in jedem Landkreis Bayerns 
ein Technologietransferzent-
rum stehen, in dem Forschungs-
ergebnisse in die Unternehmen 
der Region fließen. So erreiche 
technologischer Fortschritt in 
Bayern die gesamte Wertschöp-
fungskette und stärke die Wett-
bewerbs- und Innovationsfähig-
keit aller Regionen des Landes.

„Mit Blick auf die Kranken-
hausreform wollen wir in den 
nächsten Jahren die Kranken-
hausinvestitionen auf 1 Mrd. Eu-
ro im Jahr steigern – über die 
Hälfte mehr als aktuell“, fuhr 
der Generalsekretär fort  Bei der 

Eigenverantwortung statt ... Neuwahlen des KPV-Landesvorstandes  
und Hauptausschusses

Mit 99 Prozent der Stimmen wurde der Landrat von Do-
nau-Ries, Stefan Rößle, erneut zum KPV-Landesvorsitzenden 
bestimmt. Im Amt bestätigt wurden auch seine Stellvertreter 
Eva Weber (Oberbürgermeisterin der Stadt Augsburg), Chris-
toph Göbel (Landrat des Landkreises München), und Carmen 
Pepiuk (Bürgermeisterin der Gemeinde Trabitz). Als Schrift-
führer fungieren weiterhin der CSU-Bezirkstagspräsident von 
Oberbayern, Josef Mederer, sowie der Landrat des Landkrei-
ses Fürth, Matthias Dießl.  DK

Energiewende mit Vernunft ...

Medizinerausbildung plane man, 
im Endausbau fast 3 000 zusätz-
liche Studienplätze zu schaffen. 
Überdies sollen Praxisgründun-
gen im ländlichen Raum mit För-
derprogrammen und der Land-
arztquote unterstützt werden.

„Dass es sich in Bayern ins-
gesamt am besten lebt, ist kein 
Slogan, sondern entspricht der 
Wahrheit und lässt sich an et-
lichen Vergleichszahlen fest-
machen“, hob Huber hervor. 
Der Freistaat Bayern habe un-
ter anderem die niedrigste Ar-
beitslosenquote, die höchste 
Erwerbstätigenquote, die nied-
rigste Kriminalitätsquote, die 
höchste Aufklärungsquote, ha-
be Familiengeld und Landespfle-
gegeld eingeführt und den Weg 
zur kostenfreien Meisterausbil-
dung bereitet  „Alles Maßnah-
men, die einzigartig sind und die 
wir selbstbewusst und kraftvoll 
vertreten müssen, denn sie sind 
nicht zufällig entstanden und 
nicht selbstverständlich“, be-
kräftigte der Generalsekretär.

Sein abschließender Appell: 
„Zeigen wir unsere bürger-
lich-konservative, christlich-so-
ziale Grundhaltung! Machen wir 
deutlich, dass wir zu den Grund-
sätzen stehen, mit denen auch 
unsere Eltern und Großeltern 
dieses Land stark gemacht und 
aufgebaut haben!“  DK

http://www.bayerisches-energieforum.de/praesentationen
http://www.bayerisches-energieforum.de/praesentationen
http://www.bayerisches-energieforum.de/praesentationen
mailto:veranstaltungen%40gemeindezeitung.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:veranstaltungen%40gemeindezeitung.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
http://www.stmi.bayern.de
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·  Kein anderes Bundesland profitiert so stark vom Glasfaser- 
ausbau der Telekom wie Bayern

·  Über 1 Mio. Glasfaseranschlüsse sind bereits in Bayern  
realisiert

·   Ausbau einer weiteren Million Haushalte bis  
Ende 2025

Beim Glasfaserausbau 
ist Bayern unsere #1

Bayerisches Städtebauförderungsprogramm:

Landesmittel auf hohem Niveau
Mit rund 93 Mio. Euro bleibt das Landesprogramm der Städtebauför-
derung ein verlässlicher Partner der bayerischen Städte, Märkte und 
Gemeinden. Insgesamt unterstützt der Freistaat Bayern heuer 323 
Kommunen. Laut Bauminister Christian Bernreiter fließen 81 Prozent 
der Mittel in den ländlichen Raum. „Wir unterstützen die Gemein-
den, ihre Stadt- und Ortskerne zu erhalten und zu stärken, Gebäu-
deleerstände zu beseitigen und neuen Nutzungen zuzuführen.“

Mit rund 12 Mio. Euro werden 
in diesem Jahr 23 Städte, Märk-
te und Gemeinden in Unterfran-
ken aus dem Bayerischen Städte- 
bauförderungsprogramm geför- 
dert. So wird etwa die Stadt Bad 
Königshofen i. Grabfeld bei der 
energetischen Sanierung ihres his-
torischen Rathauses ebenso un-
terstützt wie die Gemeinde Lau-
fach bei der Sanierung des äl-
testen Anwesens im Ort zum 
„Vereinten Haus“ als neuem ge-
sellschaftlichen Mittelpunkt. Im 
Rahmen der Bayerischen Initiative 
„Leerstand nutzen – Lebensraum 
schaffen“ erhalten die Stadt Ipho-
fen beim „Umbau Alte Schule“ im 
Ortsteil Helmitzheim, die Stadt 
Hofheim i. Ufr. bei der „Sanierung 
des ehemaligen Sozialhauses“ im 
Ortsteil Lendershausen und die 
Gemeinde Stockheim bei der Sa-
nierung des „Alten Pfarrhauses“ 
Finanzmittel. In den leerstehen-
den Gebäuden soll Wohnraum 
für anerkannte Asylbewerber und 
Menschen, die vor dem russischen 
Krieg in der Ukraine geflohen sind, 
geschaffen werden.

Schwaben

In Schwaben (rd. 10 Mio. Eu-
ro für 49 Kommunen) beginnt der 
Markt Erkheim auf Grundlage ei-
nes Wettbewerbs mit der Neuge-
staltung der Marktstraße. Mit Hil-
fe der Städtebauförderung wird 

das Zentrum gestalterisch aufge-
wertet und die Aufenthaltsqua-
lität des Ortskerns für die Bürger 
erheblich verbessert. Die Stadt 
Günzburg saniert und erweitert 
das ortsbildprägende Baudenkmal 
„Jahnhalle“ aus dem Jahr 1929. Im 
Rahmen der Sanierung wird auch 
die Barrierefreiheit hergestellt 
und so die Teilhabe aller ermög-
licht.

Mittelfranken

In Mittelfranken (rd. 14 Mio. Eu-
ro für 43 Kommunen) profitiert 
beispielsweise die Gemeinde Au-
rachtal bei der Neugestaltung ei-
nes zentralen Ortsplatzes sowie 
der Sanierung des „Gugel-Hau-
ses“ an der Königstraße und des-
sen Umbau zu einem ortsbildprä-
genden Baudenkmal. Die Stadt 
Greding setzt mit Hilfe der Städ-
tebauförderung im zentralen Be-
reich am historischen Marktplatz 
das Konzept zur Barrierefreiheit im 
Stadtkern weiter um. Zudem beab-
sichtigt die Stadt, Flächenpoten-
ziale an der zentral gelegenen Ge-
org-Jobst-Gasse für eine Innen- 
entwicklungsmaßnahme zu nut-
zen. Dafür sollen vorbereitende 
Planungen erarbeitet werden.

35 Kommunen werden in Ober-
franken mit über 17 Mio. Euro un-
terstützt. In Hollfeld ist das denk-
malgeschützte, jahrelang leerste-
hende Spitalgebäude ein Schlüs-

selprojekt für die Stadt. Mit der 
Umsetzung des Wettbewerbser-
gebnisses aus dem Jahr 2019 wird 
ein zentraler Ort für die Bürger mit 
kulturellen Veranstaltungen, Infor-
mationen, Weiterbildung und so-
zialen Kontakten entstehen. Der 
leerstehende Gutshof Kutzen-
berg in Ebensfeld wurde vom Be-
zirk Oberfranken dem „Fränki-
schen Theatersommer“ als Stand-
ort für Verwaltung, Depot und 
Spielstätte überlassen. Die Anlage 
soll zu einem Theaterzentrum wer-
den und die umfangreiche Wan-
derbühnentätigkeit in Oberfran-
ken für den Fränkischen Theater-
sommer langfristig sichern. Zudem 
soll der Standort zu einer kulturel-
len Bildungs- und Begegnungsstät-
te mit Seminarangeboten ausge-
baut werden. Durch die Gemeinde 
Gesees wird das denkmalgeschütz-
te Gebäude Weinbergstraße 3 sa-
niert und als Gemeindehaus umge-
nutzt. Hier soll neben Flächen für 
Vereine und Veranstaltungen auch 
ein Ort für ein generationenüber-
greifendes und soziales Mitein- 
ander entstehen. Zusätzlich dazu 
werden Außenanlagen mit hoher 
Aufenthaltsqualität für alle Alters-
gruppen gebaut.

Oberpfalz

Mit rund 16 Mio. Euro werden 
in der Oberpfalz 65 Städte, Märk-
te und Gemeinden gefördert. Die 
Gemeinde Kulmain kann die Neu-
gestaltung einer innerörtlichen 
Brachfläche zu einem zentra-
len Dorfplatz umsetzen. Für die 
Freimachung eines leerstehen-
den Anwesens im Ortskern er-
hält der Markt Falkenstein heuer 
Fördermittel. Auf der Fläche sol-

len öffentliche Parkplätze in un-
mittelbarer Nähe des Rathauses 
hergestellt werden. In der Stadt 
Waldershof soll das leerstehende 
Backsteingebäude einer ehema-
ligen Textilfabrik saniert und um-
gebaut werden. Künftig wird das 
Gebäude im Stadtzentrum einen 
attraktiven Bürgertreffpunkt be-
herbergen. Die Volkshochschule 
sowie örtliche Vereine und Grup-
pen sollen dort Räume erhalten.

Niederbayern

In Niederbayern (27 Kommu-
nen, rd. zehn Mio. Euro) kann in 
der Gemeinde Gotteszell in die-
sem Jahr nach mehreren Jahren 
Leerstand ein denkmalgeschütz-
tes, ehemaliges Klostergebäude 
reaktiviert werden. Das sogenann-
te Torhaus soll zu einem Bürger-
haus umgebaut werden. Die neu 
gestalteten Räume werden künftig 
den Bürgern und lokalen Vereinen 
als sozialer Treffpunkt, für Ausstel-
lungen und vielfältige Veranstal-
tungen zur Verfügung stehen. In 
der Gemeinde Neuschönau kann 
die Neugestaltung der Ortsmitte 
unterstützt werden. Die Planung 
sieht eine deutliche Verbesse-
rung der Barrierefreiheit und Auf-
enthaltsqualität vor. Im Zusam-
menspiel mit den bisherigen Maß-
nahmen im Ortszentrum soll ein 
Ort entstehen, der zum Verwei-
len, aber auch für Veranstaltun-
gen dient.

In Oberbayern (81 Kommunen, 
rd. 14 Mio. Euro) beabsichtigt die 
Gemeinde Eitensheim, die Sanie-
rung und Umnutzung des histo-
rischen und ortsbildprägenden 
ehemaligen Rossstalls im Carls-
hof durchzuführen. Hier ist ein Ort 
der Begegnung für die Gemein-
debürger geplant. Der von zahl-
reichen Höhenunterschieden ge-
prägte Markt Altmannstein un-
tersucht die Sanierung und Auf-

wertung von Mauern und Wegen 
im Bereich des Unteren Walisch-
bergs. Diese Machbarkeitsstudie 
ist Grundlage für die bauliche Um-
setzung, mit der sich die Marktge-
meinde auch den in der Hangla-
ge bedingten Herausforderungen 
durch klimatische Veränderungen 
stellt. In der großen Kreisstadt Er-
ding läuft die Vorbereitungsphase 
der Militärkonversion des Flieger-
horstareals auf Hochtouren. Die 
vorhandenen Entwicklungskon-
zepte werden mit dem Fokus auf 
Klimaanpassung und zukunftswei-
sende Mobilität aktualisiert und 
erweitert. Geplant ist außerdem 
ein studentischer Wettbewerb für 
Freiflächen, der den städtebauli-
chen Rahmenplan ergänzt. DK

Regionaler Holzbaupreis 
für 14 Projekte

Im „Nawareum“, dem neuen Mitmach-Museum für Nachhal-
tigkeit, fand die diesjährige Vergabe des „Regionalen Holzbau- 
preises der Staatsregierung“ statt. Bayerns Bauminister Christian 
Bernreiter überreichte in Straubing die Auszeichnung für 13 bay-
ernweite Projekte, während Kommunalminister Joachim Herr-
mann einen Preisträger in Bad Kissingen ehrte. Die Sieger wurden 
mit Unterstützung der Bayerischen Architektenkammer in regio-
nalen Jurys aus insgesamt 146 Bewerbungen ausgewählt.

Ausgezeichnet wurden in Ober-
bayern die Gemeinde Pöcking 
für das „beccult“ Haus der Ver- 
eine und die Gemeinde Odelz-
hausen für die Grund-, Mittel- 
und Realschule, in Niederbay-
ern der Markt Hutthurm für den 
Neubau einer Sporthalle und der 
Schulverband Grundschule Fürs-
tenzell für den Ersatzneubau der 
Mittagsbetreuung. 

In der Oberpfalz erhielten die 
Stadt Regensburg für eine Kinder-
tagesstätte und die Stadt Wald-
sassen für die Aula „Diepoldeum“ 
an der Markgraf-Diepold-Grund-

schule den Regionalen Holzbau-
preis.

In Oberfranken bekamen die 
Stadt Lichtenberg den Preis für 
die Naturkita und die Gemeinde 
Gundelsheim für die neue Büche-
rei überreicht, in Mittelfranken 
der Evangelische Diakoniever-
ein Mönchsroth e.V. für die Er-
weiterung einer Kindertagesstät-
te und die Stadt Herzogenaurach 
für die Kindertagesstätte Johann 
Comenius. In Unterfranken wur-
den der Landkreis Bad Kissingen 
für das Berghaus Rhön in Rieden-
berg und die Stadt Miltenberg für 
die Kindertagesstätte im Kloster-
garten sowie in Schwaben der 
Landkreis Augsburg für den Neu-
bau eines Selbstversorgerhauses 
auf dem Zeltplatz Rücklenmüh-
le in Zusmarshausen-Gabelbach 
und die Stadt Neusäß für das 
Haus der Kinder ausgezeichnet.

Vielfältig und klimaschonend

All diese Projekte machen 
Bernreiter zufolge deutlich, „wie 
vielfältig, ästhetisch und zugleich 
klimaschonend mit Holz gebaut 
werden kann“. Ihm war dabei 
auch wichtig zu betonen, dass 
der Regionale Holzbaupreis ande-
re Baustoffe nicht abwerten soll: 
„Jedes Projekt hat seinen passen-
den Baustoff, der bedarfsgerecht 
zum Einsatz kommt.“ DK

https://www.telekom.de/glasfaser
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Generalsanierung, Umbau und Erweiterung des Theaters der Stadt Schweinfurt:

3,5 Millionen Euro als 
erste Teilbeihilfe bewilligt

Die Regierung von Unterfranken hat der Stadt Schweinfurt mit 
Mitteln des kommunalen Finanzausgleichs für die Generalsanie-
rung, Umbau und Erweiterung des Stadttheaters Schweinfurt als 
1. Rate einen Zuschuss in Höhe von 3,5 Millionen Euro für das Jahr 
2023 bewilligt. Die Gesamthöhe der Zuwendungen wird voraus-
sichtlich bis zu 36,5 Millionen als Förderhöchstbetrag betragen. 
Bei zuwendungsfähigen Kosten von rund 48,7 Millionen Euro ent-
spricht dies dem zugesagten Fördersatz von 75 Prozent. Die ver-
anschlagten Gesamtkosten der Maßnahme betragen rund 52,9 
Millionen Euro.

Regierungspräsident Dr. Eugen 
Ehmann überreichte an Oberbür-
germeister Sebastian Remelé den 
Bewilligungsbescheid. „Ich freue 
mich mit der Stadt Schweinfurt, 
dass mit dem heutigen Förderbe-
scheid ein weiterer „Meilenstein“ 
gesetzt werden konnte. Mit einer 
investiven Förderung von 75 Pro-

zent leistet der Freistaat Bayern 
einen erheblichen Beitrag dafür, 
dass Schweinfurt auch als „Kul-
turstadt“ weit über seine Stadtge-
bietsgrenzen hinaus ausstrahlt“, 
so der Regierungspräsident.

„Wir freuen uns über diese au-
ßergewöhnlich hohe Förderquo-
te des Freistaates, die uns über-

haupt erst ermöglicht, diese Ge-
neralsanierung und Erweiterung 
des Stadttheaters umzusetzen. 
Diese Förderung ist ein wichti-
ger Beitrag zur Zukunftssiche-
rung der Kulturstadt Schwein-
furt“, stellt Oberbürgermeister 
Sebastian Remelé heraus: „Nur 
so können wir die zentralen An-
forderungen an einen wirtschaft-
lichen, sicheren und zukunftsfä-
higen Spielbetrieb erfüllen.“

Gebäudeoptimierung

Das Theater der Stadt Schwein-
furt wurde in den Jahren 1961-
1966 nach den Entwürfen der 
Architekten Erich Schelling und 
Trude Schelling-Karrer errichtet. 

Im Stadttheater Schweinfurt fin-
den Aufführungen in den Berei-
chen Schauspiel, Musiktheater, 
Orchester und Tanztheater statt. 
Das Theater wird als Gastspiel-
haus betrieben. Der Schwerpunkt 
der geplanten Baumaßnahmen 
liegt in der Sanierung und Repa-
ratur des bestehenden Gebäudes 
unter Berücksichtigung zurzeit 
geltender Normen und Richtlini-
en. Es ist vorgesehen, das Gebäu-
de entsprechend seiner Nutzung 
und der betrieblichen Abläufe zu 
optimieren. Unter Rücksichtnah-
me auf die vorhandene Gebäude-
struktur sollen die Grundrisse an-
gepasst und die Raumaufteilun-
gen neu organisiert werden.

Unterirdischer 
Erweiterungsbau

Die Untersuchungen des Ge-
bäudes haben ergeben, dass für 
ein Stadttheater als Gastspiel-
haus in dieser Größenordnung er-
hebliche Defizite in den zur Ver-
fügung stehenden Raumflächen 
bestehen. Die Planung sieht des-
halb vor, die fehlenden Räume in 
einem unterirdisch angeordne-
ten Neubau zu realisieren. Die Ent-
scheidung die fehlenden Räume 
in einem unterirdischen Erweite-
rungsbau umzusetzen, basiert im 
Wesentlichen darauf, dass ein An-
bau über dem Geländeniveau das 
stadtprägende Erscheinungsbild 
des bestehenden Gebäudes von 
Erich Schelling in erheblichem Ma-
ße beeinträchtigen würde. Die Äs-
thetik und Eleganz des denkmal-
geschützten Gebäudes sowie ein 
respektvoller Umgang mit dem 
Baudenkmal schließt daher einen 
Anbau oberhalb des Geländes aus. 

Regierungspräsident Dr. Eugen Ehmann übergab an Oberbürger-
meister Sebastian Remelé den Förderbescheid zur Generalsanie-
rung, zum Umbau und zur Erweiterung des Stadttheaters Schwein-
furt. V.l.: Andrea Brandl, Kulturamtsleiterin Stadt Schweinfurt, Dr. 
Anna Barbara Keck, Finanzreferentin der Stadt Schweinfurt, Ober-
bürgermeister Sebastian Remelé, Regierungspräsident Dr. Eu-
gen Ehmann, Dr. Christof Wahlefeld, Leiter des Theaters der Stadt 
Schweinfurt und Ralf Brettin, Baureferent Stadt Schweinfurt. 
 Bild: Kristina Dietz, Stadt Schweinfurt

Die Umsetzung der Planung ist ei-
ne Sanierung und Erweiterung im 
Sinne einer zukunftsorientierten, 
wirtschaftlichen und betriebs-
technisch effizienten Ausrichtung 
des Theaters. Anpassungen im Be-
reich der technischen Gebäude-
ausrüstung und Sanierungsmaß-
nahmen an der Gebäudestruktur 
stellen den Betrieb des Theaters 
für die kommenden Jahre sicher.

Die Förderung auf der Grund-
lage von Art. 10 BayFAG mit Mit-
teln des kommunalen Finanzaus-
gleichs erfolgt mit Ermächtigung 
des Bayerischen Staatsministeri-
ums der Finanzen und für Heimat 
sowie im Einvernehmen mit dem 

Bayerischen Staatsministerium 
des Innern, für Sport und Integra-
tion sowie im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministe-
rium für Wissenschaft und Kunst 
und dem Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Wohnen, Bau und 
Verkehr nach Maßgabe der vom 
Bayerischen Landtag im Staats-
haushalt veranschlagten Mittel. 
Mit dem jetzigen Bewilligungs-
bescheid besteht für die Stadt 
Schweinfurt für die anstehenden 
Baumaßnahmen entsprechen-
de Planungssicherheit. Er ist da-
mit eine wichtige Wegmarke für 
den Ausbau des Kulturstandorts 
Schweinfurt. r

Ein warmes Gebäude mit 
viel sichtbarem Holz

Richtfest für den Erweiterungsbau der Grundschule Garching West und der  
Max-Mannheimer-Mittelschule

Voraussetzungen für eine bedarfsgerechte Kinderbetreuung 
und Bildung zu schaffen gehört zu den wichtigen Zukunftsauf-
gaben der Stadt Garching. Die Grundschule Garching West und 
die Max-Mannheimer-Mittelschule benötigen schon länger wei-
tere Unterrichtsräume sowie Räume für die nachschulische Be-
treuung. Der Erweiterungsbau, für den Richtfest gefeiert wurde, 
trägt dem nun Rechnung; das Garchinger Bildungs- und Betreu-
ungsnetz wird mit den entstehenden Räumen weiter ausgebaut.

Auf zwei Geschossen entste-
hen 910 Quadratmeter barriere-
freie Nutzfläche, die zum einen 
für die auf 80 bis 100 Kinder er-
weiterte Mittagsbetreuung der 
Grundschule, zum anderen für 
neue Werkräume für beide Schu-
len zur Verfügung stehen. Im Be-
standsgebäude wird damit Platz 
frei für den Hort und für Klassen-

zimmer. Die Fertigung als Holz-
modulbau und die hohe Vorferti-
gung im Werk machen eine kurze 
Bauzeit sowie Termin- und Kos-
tensicherheit möglich. Im März 
dieses Jahres begannen die Bau-
arbeiten, voraussichtliche Fer-
tigstellung ist im Februar 2024 
bei Kosten von rund 8 Millionen  
Euro.

Garchings Erster Bürgermeis-
ter Dr. Dietmar Gruchmann 
wünschte dem Projekt in seiner 
Ansprache einen weiteren zügi-
gen und vor allem unfallfreien 
Bauverlauf. Er dankte außerdem 
allen – insbesondere den Bauar-
beitern und Handwerkern sowie 
der städtischen Bauabteilung – 
für ihren Einsatz.

Die Rektorin der Grundschule 
Garching West Susanne Norkau-
er und Sabine Ott von der Nach-
barschaftshilfe Garching, die die 
Mittagsbetreuung übernimmt, 
waren sich einig: „Hier wird ei-
ne Umgebung geschaffen, in der 
sich alle – allen voran natürlich 
unsere Kinder – optimal entfal-
ten und entwickeln können. Da-
bei ist das verwendete Holz hier 
genauso individuell wie unsere 
Kinder, die dieses Haus mit Le-
ben füllen werden!“

Ein Vorzeigeprojekt

Jürgen Dennerle von LMJD Ar-
chitekten ergänzte: „Wir bau-
en den Kindern ein warmes, gu-
tes Gebäude mit viel sichtbarem, 
natürlichem Holz.“ Friedrich Na-
gel von SÄBU Holzbau war von 
dem Projekt zudem aus Nachhal-
tigkeitsaspekten begeistert: „Mit 
der Holzbauweise hat die Stadt 
Garching ein sehr klimaschonen-
des Bauen gewählt. Ein Vorzei-
geprojekt in Sachen Nachhaltig-
keit!“ Das Gebäude erfülle so-
gar den EnergiePlus-Standard, so 
Nagel weiter.

„Der Herrgott möge seinen Se-
gen allzeit dieser Schule geben 
und schenken allen Kindern drin 
stets einen guten, frohen Sinn!“ 
So lautete in Auszügen der Richt-
spruch, der traditionell vom Dach 
des Hauses aus vorgetragen wur-
de. Gruchmann ergänzte ihn mit 
einem japanischen Sprichwort: 
Das Glück tritt gern in ein Haus 
ein, in dem gute Laune herrscht. 
„Für die gute Laune werden die 
Kinder in diesem Haus ganz be-
stimmt sorgen. Dann steht dem 
Glück nichts mehr im Wege!“ r

V.l.: Bettina Fritzler (LAG-Managerin, LAG Region Bamberg e.V.), Ekkehard Eisenhut (LEADER-Koordina-
tor, Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-Uffenheim), Johann Kalb (Landrat Landkreis 
Bamberg und 1. Vorsitzender der LAG Region Bamberg), Michael Schönhofer (künftiger Nachfolger  
Roland Hack), Jochen Hack (1. Bürgermeister Gemeinde Pettstadt), Roland Hack (Geschäftsleiter Gemein-
de Pettstadt), Kathrin Salm (LAG-Managerin, LAG Region Bamberg e.V.), Michael Reichert (2. Bürgermeis-
ter Gemeinde Pettstadt), Julia Fangauer (Projektmanagerin Gemeinde Pettstadt/cima), Michael Hofmann 
(LEADER-Koordinator, Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Bayreuth-Münchberg) und Elke 
Döhler (Landschaftsarchitektin, Büro ammermann-döhler). Bild: Landratsamt Bamberg/Bartl

Pettstadter Fähre: 

230.000 Euro LEADER-Förderung 
für Neugestaltung des Umfelds

Zur Umsetzung der geplanten Maßnahmen zur Gestaltung des 
Fährumfelds hat die Gemeinde Pettstadt erfolgreich einen För-
derantrag im EU-Förderprogramm LEADER gestellt und eine För-
derung in Höhe von 236.337 Euro bewilligt bekommen. Die Fähr-
wiesen, wie der Uferbereich der Regnitz bei Pettstadt genannt 
wird, sollen terrassiert und mit neuen Wegeverbindungen verse-
hen werden. Zudem entsteht eine Fährterrasse aus Cortanstahl, 
die zukünftig als Aussichtsplattform über die Regnitz dient und in 
Ihrer Optik der Bahnbrücke nachempfunden wird. 

Für Fahrradfahrer entsteht eine 
E-Bike-Ladestation, eine Repara-
turstation sowie neue Fahrrad- 
abstellmöglichkeiten. Auch die 
Parksituation wird neu geordnet 
und das Fährumfeld mit Sitzmög-
lichkeiten ausgestattet. Die Bau-
maßnahme soll bis Ende 2024 um-
gesetzt werden. Durch die Neuge-
staltung des Fährumfelds soll die 
Aufenthaltsqualität für Gäste und 
Einwohner verbessert werden.
Bereits im vergangenen Jahr hat 
die Lokale Aktionsgruppe Region 
Bamberg e.V. mit Landrat Johann 
Kalb als Vorsitzendem die Unter-
stützung des Projekts beschlos-

sen. Der Planungsprozess wurde 
durch eine intensive Beteiligung 
der Pettstadter Bürger sowie der 
städtebaulichen Lenkungsgruppe 
der Gemeinde begleitet. 

Sanften Tourismus im Blick

„Besonders wichtig in der Planung 
ist uns der Schutz der sensiblen 
Uferbereiche und Erhalt der Ar-
tenvielfalt in und entlang der Reg-
nitz. Der Pettstadter Gemeinderat 
und die Lenkungsgruppe haben 
sich für eine sanfte und naturnahe 
touristische Entwicklung des Fähr 
umfelds ausgesprochen. Durch 

die Fährterrassen und Sitzmög-
lichkeiten bieten wir unseren Bür-
gern und Gästen die Möglichkeit, 
unsere Landschaft zu genießen 
ohne die Natur zu beeinträchti-
gen“, so Jochen Hack, Bürgermeis-
ter der Gemeinde Pettstadt. Ne-
ben den geförderten Maßnahmen 
plant das Wasserwirtschaftsamt 
Kronach die Sicherung des westli-
chen Ufers, das durch die Nutzung 
der Fähre in den vergangenen Jah-
ren beeinträchtigt wurde.
Die Gesamtkosten des Projekts 
belaufen sich auf rund 560.000 
Euro. Neben LEADER wird das Pro-
jekt von der Bayerischen Städteb-
auförderung und der Oberfran-
kenstiftung unterstützt.
Die Pettstadter Fähre an der Reg-
nitz ist die älteste Gierfähre Ober-
frankens und blick auf eine über 
500-jährige Geschichte zurück. Bis 
heute verkehrt die Fähre von März 
bis Oktober täglich und ist ein be-
liebtes Ziel für Radfahrer und Wan-
derer im Landkreis Bamberg. r

Dr. Dietmar Gruchmann, Susanne Norkauer, Sabine Ott, Friedrich 
Nagel, Jürgen Dennerle (v.l.). Bild: Felix Benjamin Brümmer

Test der Tauschbörse bei GWG und Gewofag erfolgreich: 

66 Haushalte haben besser 
geeignete Wohnungen gefunden

Nachwuchs, Trennung oder die bevorstehende Rente: Wenn sich 
die Lebensumstände ändern, ändert sich auch der Anspruch an die 
eigene Wohnung. Mangels Alternative leben dennoch viele Men-
schen in zu großen oder zu kleinen Wohnungen. Ein Pilotprojekt 
bei GWG und Gewofag in München hat sich mit der Lösung die-
ses Problems beschäftigt: eine Wohnungstauschbörse. Jetzt wer-
den im Sozialausschuss erste erfreuliche Ergebnisse vorgestellt. Die 
Tauschbörse soll weiterentwickelt und digitalisiert werden. Damit 
wird eine langjährige CSU-Forderung umgesetzt. 

Von Dezember 2020 bis zum 
Jahresende 2022 hatten die 
37.300 Mieterinnen und Mieter 
freifinanzierter Wohnungen der 
städtischen Wohnungsbauge-
sellschaften die Möglichkeit, an 
der Wohnungsbörse teilzuneh-
men. Neben ca. 3.500 telefoni-
schen und schriftlichen Anfra-
gen wurde die Internetseite des 
Programms mit durchschnitt-
lich 2000 Zugriffen pro Monat 
über 50.000 Mal aufgerufen. 
Die Wohnungsbörse wurde zu-
nächst manuell – also ohne digi-
tale Plattform – getestet.

In 33 Fällen kam ein Woh-
nungstausch zustande. So zogen 
66 Haushalte mit insgesamt 104 

Personen in eine besser geeig-
nete Wohnung um. So zog zum 
Beispiel eine Familie mit vier 
Personen in eine 105 Quadrat-
meter große Wohnung um, die 
zuvor nur mit einer Person be-
legt war. In anderen Fällen wur-
de die Lebensqualität deutlich 
verbessert – zum Beispiel, weil 
mobilitätseingeschränkte Perso-
nen in eine Wohnung mit Fahr-
stuhl umziehen konnten. 

Fast 900 qm Raumgewinn

Zählt man den Raumgewinn al-
ler Haushalte zusammen, die nach 
dem Wohnungstausch in eine grö-
ßere Wohnung umziehen konn-

ten, wurden laut Sozialreferat 867 
Quadratmeter gewonnen. Insge-
samt konnten 44,5 Zimmer über-
wiegend für Familien mit Kindern 
zur Verfügung gestellt werden.

Digitale Plattform im Visier

Im nächsten Schritt soll die 
Wohnungsbörse über eine digi-
tale Plattform laufen. Das Sozial-
referat geht davon aus, dass die 
Zahl der Teilnehmer und damit 
auch der Tausch-Erfolge sich da-
durch signifikant weiter steigern 
wird. r
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Verleihung der Denkmalschutzmedaille 2023:

Helden der Denkmalpflege
Der Markt Falkenberg sowie die Städte Karlstadt, Stadtprozelten 
und Wunsiedel sind in der Alten Münze in München von Kunst-
minister Markus Blume und Generalkonservator Prof. Mathias 
Pfeil, Leiter des Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege, mit 
der Denkmalschutzmedaille ausgezeichnet worden. Die Kommu-
nen zählen zu den insgesamt 18 Preisträgern aus Bayern, die sich 
in herausragender Weise um den Erhalt von Denkmälern verdient 
gemacht haben. Die Ehrung fand exakt am 50. Jahrestag der Aus-
fertigung des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes statt.

Für die Instandsetzung und 
Revitalisierung der Burganlage 
Falkenberg (Landkreis Tirschen-
reuth) wurde der Markt Falken-
berg, vertreten durch Ersten 
Bürgermeister Matthias Grund-
ler, geehrt. Bei der Burg han-
delt es sich um ein beeindru-
ckendes Bau- und Geschichts-
denkmal mit einer wechselvol-
len Vergangenheit, das erstmals 
1154 urkundlich erwähnt wur-
de. Im frühen 20. Jahrhundert 
waren nur noch Grundmauern 
und Ruinen übrig. 1936 wurde 
die Burg mit historischer Bau-
substanz wieder aufgebaut und 
zu Wohnzwecken genutzt.

Revitalisierung der 
Burganlage Falkenberg

Im Jahr 2009 erwarb der 
Markt Falkenberg die Burg. In 
den Jahren 2013 bis 2015 wur-
de die Burg umfassend saniert 
und von einer privat genutz-
ten Anlage zu einer multifunk-
tionalen und öffentlich zugäng-
lichen Einrichtung umgewan-
delt. Bei der Sanierung wurde 
darauf geachtet, das markan-
te äußere Erscheinungsbild der 
Burg zu erhalten und gleichzei-
tig die historische Substanz be-
hutsam in zeitgemäße Architek-
tur zu überführen. Das Muse-
um in der Burg thematisiert das 
Wirken von Graf von der Schu-
lenburg und präsentiert auch 
die Orts- und Regionalgeschich-
te sowie die besonderen Natur-
gegebenheiten des Ortes. Die 
Burg Falkenberg ist ein einzig-
artiges Zeugnis der Geschichte 
im historischen Kontext. Die In-
standsetzung war für den Markt 
Falkenberg eine Herausforde-
rung, jedoch hat er in beeindru-
ckender und mutiger Weise die 
Verantwortung für sein histori-
sches Erbe übernommen. Durch 
die nachhaltige Nutzung wurde 
dieses außergewöhnliche Bau-
denkmal für die Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht.

Für die Instandsetzung ihres 
Museums wurde die Stadt Karl-

stadt (Landkreis Main-Spessart), 
vertreten durch Ersten Bürger-
meister Michael Hombach, ge-
ehrt. Bei diesem Baudenkmal 
handeltes sich um ein dreige-
schossiges, ehemaliges Wohn-
haus, das aus ursprünglich zwei 
Häusern besteht. Die Fassade 
beeindruckt mit geohrten Fens-
terrahmungen, einem gotischen 
Spitzbogenportal sowie einem 
barocken Portal. Die komple-
xe mehrgeschossige Hofbebau-
ung mit Satteldächern und ver-
putzten Fachwerkobergeschos-
sen lässt die Jahrhunderte der 
Geschichte erahnen. Besonders 
bemerkenswert sind die zahl-
reichen baulichen Details wie 
ein Wappenstein aus dem Jahr 
1448, der gotische Innenaus-
bau und Malereien aus dem Jahr 
1563.

Instandsetzung des  
Museums in Karlstadt

Nach dem Erwerb der Gebäu-
de auf dem Grundstück Haupt-
straße 9 durch die Stadt Karl-
stadt 2007 konnte der schon ur-
sprünglich mit der Hauptstraße 
11 zusammenhängende Gebäu-
dekomplex dank der zwischen 
2018 und 2022 durchgeführ-
te Maßnahmen wieder zusam-
mengeführt werden. Der Ge-
samtkomplex ermöglichte die 
Einrichtung des „Museums Karl- 
stadt“, bestehend aus der be- 
reits seit den 1980er Jahren 
existierenden Abteilung „Stadt-
geschichte“ und der neu ge-
schaf fenen Kunstabteilung 
„ZeitBRÜCHE“. Die Möglichkeit, 
in der historischen Stadt Karl-
stadt einen Museumsbesuch in 
einem so geschichtsträchtigen 
Baudenkmal zu erleben und zu 
genießen, setzt ganz bewusst 
ein Zeichen und dient der At-
traktivitätssteigerung der Alt-
stadt an diesem bedeutenden 
Stadteingang an der Haupt-
straße. Die Instandsetzung des 
Baudenkmals mit vielen De-
tails, einer hochwertigen Sanie-
rungsmethodik, qualitätsvollen 

Ausbauten und den öffentlich  
begehbaren Räumen des Muse-
ums ist zweifelsfrei ein Highlight 
moderner Denkmalpflege.

Die Stadt Stadtprozelten  
(Landkreis Miltenberg), vertre-
ten durch Ersten Bürgermeister 
Rainer Kroth, wurde für die Sanie-
rung des Alten Rathauses und die 
Errichtung eines barrierefreien 
Anbaus gewürdigt. Das Alte Rat-
haus von Stadtprozelten ist ein 
beeindruckendes Bauwerk, das 
mit seiner traufständigen zwei-
geschossigen Satteldachbauwei- 
se und dem vorkragenden ver-
putzten Fachwerkobergeschoss 
schon seit 1520 das Stadtbild 
prägt. Der seitliche polygonale 
Treppenturm mit verschiefertem 
Obergeschoss und Glockenhau-
be sowie der verschieferte Fas-
sadenerker machen das Gebäu-
de zu einem echten Hingucker.

Rathaussanierung 
in Stadtprozelten

Nach Jahren des Instandset-
zungsstaus und einer „Kaputt- 
sanierung“ in den 1970er Jah-
ren wurde das Rathaus vorbild-
lich nach allen Regeln des Denk-
malschutzes saniert: Dabei stan-
den sowohl die energetische 
Sanierung als auch eine histori-
sche Wiederherstellung im Vor-
dergrund. Besonders bemer-
kenswert ist die gelungene Ver-
bindung zwischen Altbau und 
Neubau. Das angrenzende Be-
standsgebäude wurde aufgrund 
seiner Einsturzgefährdung abge-
rissen und durch einen funktio-
nalen, barrierefreien Anbau er-
setzt. Der bestehende Gewölbe-
keller wurde aufwändig saniert 
und dient nun sowohl als Sockel 
für das Obergeschoss als auch als 
atmosphärischer Ausstellungs-
raum.

Zudem bieten die repräsenta-
tiven Räume des Gebäudes nun 
Platz für eine Vielzahl von Veran-
staltungen. Dies trägt nicht nur 
zur Attraktivität des Ortskerns 
bei, sondern reduziert auch den 
Flächenverbrauch, indem auf 
bisher nicht genutzten Flächen 
keine Neubauten errichtet wer-
den müssen. Die Sanierung des 
Alten Rathauses ist ein heraus-
ragendes Beispiel für die Um-
setzung nachhaltiger Handlungs-
ansätze und zeigt, wie auch Be-
standsgebäude fit für die Zu- 
kunft gemacht werden können. 
Das Alte Rathaus in Verbindung 

mit dem gelungenen denkmal-
gerechten Anbau präsentiert 
sich nun als Juwel des Ortskerns 
von Stadtprozelten.

Die Stadt Wunsiedel, vertre-
ten durch Ersten Bürgermeis-
ter Nicolas Lahovnik, erhielt die 
Denkmalschutzmedaille für die 
Sanierung von vorerst elf Fel-
senkellern in der Kellergasse 
am Katharinenberg. Die Sanie-
rung der Felsenkeller, die einst 
als Bier- und Vorratskeller fun-
gierten, wurde über ein EU-Pro-
gramm zur grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit des Frei-
staats Bayern mit der Tsche-
chischen Republik geplant und 
ausgeführt. Die Kellergasse am 
Katharinenberg ist die größte 
Kellergasse in Bayern und mit 
der Plassenburg das größte von 
Menschenhand geschaffene Fle-
dermauswinterquartier in Ober-
franken. Bis in die 1990er Jah-
re wurden die Keller als Rüben- 
und Kartoffelkeller genutzt, 
im Zweiten Weltkrieg auch als 
Luftschutzbunker. Die gelunge-
ne Baumaßnahme wurde aus-
schließlich mit natürlichen bzw. 
mineralischen Baustoffen aus-
geführt, ein paar eiserne Türbe-
schläge ausgenommen.

Felsenkellersanierung 
in Wunsiedel

Insbesondere die wiederher-
gestellten Ziegelgewölbe und 
Eingangsbereiche sind aus denk-
malfachlicher Sicht hervorzu-
heben, da sich die Suche nach 
farblich und materialtechnisch 
passenden Klinkern als ausge-
sprochen herausfordernd ge-
staltete. An den Kellereingängen 
angebrachte QR-Codes laden In-
teressierte nun zu virtuellen Kel-
lerrundgängen ein, die teilweise 
auch barrierefrei erschlossen 
sind. Darüber hinaus wird mit 
dem Vorhaben ein grenzüber-
greifendes Fledermausprojekt  
im bayerisch-böhmischen Grenz-
gebiet gefördert.

Bei der Felsenkellersanierung 
handelt es sich um ein innovati-
ves wie auch in höchstem Ma-
ße denkmalgerecht geplantes 
und durchgeführtes Vorhaben. 
Die Sanierung weiterer Keller 
steht aktuell in Planung. Auch 
sie wird wieder unter Beach-
tung beider Belange – die des 
Denkmal- und des Naturschut-
zes – ausgeführt.

„Für mich sind die Ausgezeich-
neten die Helden der Denkmal-
pflege“, unterstrich Blume. Ge-
neralkonservator Prof. Dipl.-Ing. 
Architekt Mathias Pfeil lobte: 
„In unserer schnelllebigen, von 
Veränderung geprägten Zeit, 
sind Denkmäler Fixpunkte – Sta-
bilitätsanker, die Orientierung 
geben. Umso wertvoller ist der 
Einsatz unserer Preisträgerin-
nen und Preisträger für ihren Er-
halt. Sie tragen dazu bei, dass 
unsere Geschichte und Kultur 
lebendig bleiben.“ DK

Verband bayerischer Wohnungsunternehmen e.V. (VdW Bayern):

Kommunale Wohnungsunternehmen 
als Antwort auf den Wohnungsmangel
Der Bestand an geförderten Wohnungen in Deutschland schrumpft. 
Heute gibt es in der Bundesrepublik rund 1,1 Mio. Sozialwohnun-
gen, im Jahr 2010 waren es noch 1,6 Mio. Den Rückgang der ge-
förderten Wohnungen konnte Bayern als eines weniger Bundes-
länder in den vergangenen Jahren zumindest stark verlangsamen. 
Beim Verband bayerischer Wohnungsunternehmen gibt es in  
diesem Marktsegment sogar einen Aufschwung. Seit 2016 ist  
die Zahl der geförderten Wohnungen gestiegen. Aktuell verwal- 
ten die Verbandsmitglieder mit 108.551 Sozialwohnungen fast 
80 Prozent aller geförderten Wohnungen im Freistaat. 

Wegen der angespannten La-
ge auf den Wohnungsmärk-
ten in Bayern werden verstärkt 
kommunale Wohnungsbauge-
sellschaften gegründet. Darauf 
verwies Verbandsdirektor Hans 
Maier beim Forum kommunale 
Wohnungsunternehmen des Ver-
bandes Ende Juli.

Die 108 kommunalen Woh-
nungsunternehmen in Bayern 
sind die maßgeblichen Akteu-
re, wenn es um den Bau öffent-
lich geförderter Wohnungen 
geht. Schließlich ist die Daseins-
vorsorge ihr Satzungszweck. Im 
Jahr 2022 wurden von den Ver-
bandsmitgliedern 3.506 neue So-
zialwohnungen gebaut. Aus Sicht 
des Verbandes ist der Bau bezahl-

barer Mietwohnungen auch drin-
gend nötig. „Bayern ist und bleibt 
ein Zuwanderungsland und nicht 
alle Menschen können sich die 
teuren Mieten in den Städten 
leisten“, sagt Maier. Der aktuelle 
Rückgang bei den Neubauzahlen 
sorge für steigende Mieten. „Des-
halb brauchen wir einen starken 
Schub für den Wohnungsbau auf 
allen Ebenen“, erklärt Maier.

Mehr Fördermittel für  
sozialen Wohnungsbau nötig

In Bayern steht dieses Jahr ei-
ne Summe von mehr als 1,0 Mrd. 
Euro für die Wohnraumförde-
rung zur Verfügung. „Der Frei-
staat hat mit verbesserten Dar-

lehen und erhöhten Zuschüssen 
auf die schwierigen Rahmenbe-
dingungen reagiert“, lobt Maier. 
Doch für ein deutliches Wachs-
tum brauche es mehr Fördermit-
tel von Bund und auch vom Frei-
staat. In einigen Regierungsbezir-
ken seien die Mittel bereits abge-
rufen worden.

Wohnraummangel  
führt zu Neugründungen

Verbandsdirektor Maier macht 
noch auf eine weitere Entwick-
lung aufmerksam. Städte grün-
den wieder verstärkt kommu-
nale Wohnungsbaugesellschaf-
ten. In den letzten fünf Jahren 
wurden 17 kommunale Woh-
nungsunternehmen Mitglied 
beim Verband bayerischer Woh-
nungsunternehmen. Erst im  
Februar konnte der Verband mit 
der Stadtbau Marktoberdorf 
das 500. Mitgliedsunternehmen 
begrüßen. „Das belegt auch, 
dass bezahlbares Wohnen nicht 
nur ein Thema der Ballungszent-
ren ist“, betont der Verbandsdi-
rektor. r

Spatenstich in der 
Würzburger Lindleinsmühle

Platz macht Platz für zeitgemäßen Platz

„Manches Anforderungsprofil lässt einen auf den ersten Blick fast 
verzweifeln“, gestand Ralph Schäffner, Projektplaner der Land-
schaftsarchitekten arc.grün, beim feierlichen Spatenstich vor der 
Kirche St. Albert. Aus Verzweiflung wurde aber schnell eine Lö-
sung mit vielen Verbesserungen. In der Lindleinsmühle wird in 
einem knappen Jahr Bauzeit nicht nur ein neuer Quartiersplatz 
mit neuen und alten Bäumen und somit schattiger Aufenthalts-
qualität entstehen, unter der zentralen Fläche hat man eben-
falls große Pläne. Zwischen Frankenstraße und Schwabenstraße 
wird in einem aufwendigen Pilotprojekt erstmals aus der Theorie 
„Schwammstadt“ Praxis. 

Künftig soll hier kein kostbarer 
Regentropfen mehr verschenkt 
werden. Nach einem Jahr mit 
fast nordafrikanischen Nieder-
schlagswerten in Mainfranken, 
soll hier der Grundwasserspie-
gel durch Barrieren im Unter-
grund künstlich erhöht werden. 
Der Boden unter dem Kirchplatz 
kann nach der Baummaßnahme 
das Volumen von zwei Jahrhun-
dertregen aufnehmen. Das sind 
30 Liter pro Quadratmeter in 
fünf Minuten. Regenmengen, 
die sonst in den Kanal schie-
ßen oder für Überschwemmun-
gen sorgen und für Grünanla-
gen keinen nachhaltigen Effekt 
haben.

Neuer Mix in 
der Nachbarschaft

Oberbürgermeister Christian 
Schuchardt würdigte in seiner 
Rede, dass der Platz schon vor 
Jahrzehnten große Qualitäten 
hatte. In den 60er und 70er Jah-
ren des vergangenen Jahrhun-
derts existierte hier ein leben-
diges Zentrum der kurzen Wege 
mit vielen Einzelhandelsangebo-
ten. Nachdem sich das Einkaufs-
verhalten aber radikal verändert 
hat, brauchte es einen neuen 
Mix in der Nachbarschaft: „Er-
freulich ist, dass durch die Er-
weiterung des Hotels Lindleins-
mühle eine neue Nutzung für die 
leerstehende Supermarktfiliale 
gefunden worden ist und auch 
das Quartiersbüro trägt seit 
2016 zur Belebung des Bereichs 
bei. Wir freuen uns zudem, dass 
die Sparkasse Mainfranken uns 
die Möglichkeit gibt, in der ehe-
maligen Filiale einen sozialen 
und kulturellen Aktionsraum 
einzurichten.“ Neben Kirche und 
Kindergarten „St. Albert“ gibt es 
also weitere „Frequenzbringer“, 
die wichtig sind, um den Platz 
wieder zu einem Ort der Begeg-
nung zu machen.

Jung und Alt begegneten sich 
nun auch beim Spatenstich. Die 
Kindergartenkinder von St. Al-
bert und die Seniorensportgrup-
pe „Komm mit, bleib fit“ tanz-
ten zusammen und signalisier-
ten so Vorfreude auf die Um-
gestaltung. Dieses gemeinsame 
Tanzritual gibt es übrigens nicht 

nur zu feierlichen Anlässen. Ein-
mal wöchentlich treffen sich die 
Generationen zur Bewegung un-
ter freiem Himmel und bei fröh-
lichen Klängen aus der Lautspre-
cherbox.

Baureferent Benjamin Schnei-
der warb in seiner Rede bei die-
sen Gruppen für Verständnis, 
dass es nun während der Bau-
phase auch lästigen Lärm und 
Dreck geben wird. Schneider 
bestätigte zudem die Wahrneh-
mung des Landschaftsarchitek-
ten, dass hier in großer Komple-
xität geplant werden musste. 
Das Verfahren startete bereits 
im Herbst 2020 mit einer Pla-
nungswerkstatt mit umfangrei-
cher Öffentlichkeitsbeteiligung. 
Das Büro arc.grün holte sich mit 
seinem Entwurf den 1. Preis. 

Viele städtische Abteilungen  
und externe Firmen waren ne-
ben den federführenden Stadt-
planern und Tiefbauern bereits 
tätig, oder werden im weiteren 
Verlauf noch eingebunden: Ent-
wässerungsbetrieb, Gartenamt, 
Sozialreferat, Umwelt- und Kli-
mareferat, oder eben auch Bo-
dengutachter, die Landesanstalt 
für Weinbau und Gartenbau in 
Veitshöchheim sowie Spezialis- 
ten für Kampfmitteluntersu-
chungen.

80-prozentige Förderung der 
Regierung von Unterfranken

Ein großer Abstimmungsbe-
darf und insgesamt eine große 
Projektdimension zeichnen die 
Platzumgestaltung aus, die laut 
Schneider erst durch den Son-
derfonds „Innenstädte beleben“ 
realisierbar wurde. Bei Baukos-
ten von rund 2,1 Millionen Eu-
ro, sind die 80 Prozent Förde-
rung der Regierung von Unter-
franken ein „großer Segen“. Des 
Weiteren freute man sich nach 
einer erfolglosen nationalen 
Ausschreibung, in der zweiten 
Runde in einem beschränktem 
Verfahren mit der Firma Würz-
burger Pflasterbau einen kom-
petenten Partner aus der Regi-
on verpflichten zu können. Claus 
Köhler vom Quartiersbüro mo-
derierte den Spatenstich, im 
März 2024 könnte bereits eine 
Einweihungsfeier folgen. r

https://bayerngrund.de/
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1.800 bezahlbare Wohnungen 
in Bayern

Die H2i Asset Management GmbH treibt  
den öffentlich geförderten Wohnungsbau in Bayern weiter voran 

Gemeinsam mit der Patrona entwickelt die H2i Asset Management 
GmbH über 1.800 Wohnungen in Bayern. An 45 Standorten entste-
hen Projekte mit jeweils 30 bis 85 Wohneinheiten und einer Miet-
fläche von insgesamt 145.000 qm. Standorte sind u.a. Sparneck, 
Schönwald, Rehau, Hof und Wunsiedel. Die Wohnungen werden 
ausschließlich für Personen vorgehalten, die sich den Einkommens-
stufen des bayerischen Wohnraumfördergesetzes zuordnen lassen. 

Die 2019 gegründete H2i Asset 
Management GmbH verantwor-
tet die Strukturierung, Kapitali-
sierung und Betreuung des insti-
tutionellen Mandats. Die Fertig-
stellung des dringend benötigten 
Wohnraums ist bis 2030 geplant. 
Die kurze Bauzeit wird durch eine 
geringe Unterkellerung und mo-
dulare Holz-Hybrid-Bauweise er-

möglicht. Der EOF-Wohn-Fonds 
erfüllt damit Ansprüche des sozi-
alen und ökologisch nachhaltigen 
Taxonomie-Regelwerks.

„Wir freuen uns, dass wir zu-
sammen mit Partnern wie der 
Patrona einen Beitrag zum be-
zahlbaren Wohnungsbau in Bay-
ern leisten können“, sagt Tilman 
Hickl, geschäftsführender Gesell-
schafter der H2i Asset Manage-
ment GmbH. „Aufgrund des stei-
genden Bedarfs an bezahlbarem 
Wohnraum besteht großes Inter-
esse seitens des Freistaates Bay-
ern und der Kommunen, Investo-
ren für den öffentlich geförder-
ten Wohnungsbau zu gewinnen.“ 

Förderung  
mit Modellcharakter 

Das bayerische Wohnraum-
fördergesetz, das im Mai 2023 
in seiner aktuellen Fassung in 
Kraft getreten ist, entwickelt da-
mit Modellcharakter. „Man sollte 

den Gesetzgeber auch loben dür-
fen für gute Konzepte. Das bay-
erische Wohnraumfördergesetz 
erfordert einiges an Strukturie-
rungsarbeit, bietet aber zugleich 
eine überaus solide Vorausset-
zung zur Schaffung von bezahl-
barem und nachhaltigen Wohn-
raum. Ich würde mir wünschen, 
dass dieses Modell auch in ande-
ren Bundesländern Anwendung 
findet“, so Hickl. 

Für den Bau von geförderten 
Wohnungen hat der Freistaat in 
diesem Jahr mehr als eine Mrd. 
Euro eingeplant. Ca. 390 Mio. Eu-
ro davon steuert der Bund bei. 
Hickl bestätigt, dass sich auf-
grund der Bedingungen der Bau 

Tilman Hickl.  
 Bild: H2i Asset Management GmbH

trotz der hohen Baupreise loh-
ne. Die Förderung könne bis zu 
26 Prozent betragen. Außerdem 
können über die Bayerische Lan-
desbodenkreditanstalt (Bayern-
Labo) zinsgünstige Darlehen be-
zogen werden.

Über H2i

Die H2i Asset Management 
GmbH wurde 2019 mit einem 
Fokus auf den deutschen und 
nordamerikanischen Markt ge-
gründet. Mit zwei Standorten in 
München und Hamburg ist H2i 
Brückenbauer zwischen instituti-
onellen Investoren und Projekt-
entwicklern. Das Unternehmen 
stellt Lösungen für den gesamten 
Lebenszyklus der Immobilie zur 
Verfügung: von Mezzanine-Kon-
struktionen und Joint Ventures 
in der Projektentwicklungsphase 
über Forward Sales oder Forward 
Fundings bis zur Bestandshaltung 
für Dritte.  r

VDV-Branchenumfrage Werkswohnungen: 

Wohnungsangebote als 
Anreiz für neue Fachkräfte

Die VDV-Branchenumfrage „Werkswohnungen“ zeigt, dass die 
Verkehrsunternehmen neue Wege gehen. VDV-Personalaus-
schussvorsitzender und Vorsitzender der VDV-Akademie, Harald 
Kraus: „Wohnraum ist vor allem in Ballungsgebieten ein knappes 
Gut und stellt eine zusätzliche Hürde in der Personalgewinnung 
dar. Es fehlt an bezahlbarem Wohnraum: Hohe Mietpreise oder 
die Aussicht auf intensives Pendeln schreckt Bewerberinnen und 
Bewerber ab und beeinflusst die Entscheidung für oder gegen ei-
nen Job in unserer Branche maßgeblich.“ 

BIV zum Rückgang der Bauinvestitionen:

Dieser Absturz ist auch 
hausgemacht!

Vor rund 100 Mitgliedsunternehmen und Gästen hat die Mit-
gliederversammlung des Bayerischen Industrieverbandes Bau-
stoffe, Steine und Erden e. V. in Nürnberg stattgefunden. Eine 
Jahreshauptversammlung im Zeichen einer wirtschaftlichen Kri-
sensituation, die die Bau- und Rohstoffbranche besonders hart 
trifft – und damit auch Wohlstand gefährdet.

Fördermittel von 75 Mio. Euro 
für KfW-Programm 

„Altersgerecht umbauen“
Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bau-
wesen (BMWSB) stellt der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
für Maßnahmen zur Barrierereduzierung in Bestandsimmobilien 
über das KfW-Zuschussprogramm „Altersgerecht umbauen“ auch 
für das Jahr 2023 wieder 75 Millionen Euro zur Verfügung. Die Zu-
schüsse können ab sofort bei der KfW beantragt werden.

Eine mögliche Lösung, mehr 
Fachkräfte zu gewinnen, könn-
te laut Branchenverband VDV die 
Einrichtung von Werkswohnun-
gen sein. Dieser Ansatz wird be-
reits von einigen Verkehrsunter-
nehmen verfolgt und für die Per-
sonalgewinnung aktiv eingesetzt 
– mit Erfolg. Rund 15 Prozent der 
befragten Unternehmen haben 
bereits Werkswohnungen oder 
Belegungsrechte. „Das ist ein 
Trend, den wir als Branche weiter-
verfolgen werden, ob bei den Gü-
terbahnen oder im öffentlichen 
Personenverkehr. Wir brauchen 
die komplette Maßnahmenpalet-
te, um an Arbeits- und Fachkräfte 
zu kommen und diese zu halten“, 
so Kraus. 82 Verkehrsunterneh-
men nahmen an der Umfrage teil.

Dabei müssen es nicht immer 
Werkswohnungen sein. Werksge-
förderte oder angemietete Woh-
nungen sind ebenso darunter. 
„Gerade für das viele Personal im 
Fahrdienst sind diese Wohnungen 
von großem Nutzen, aber auch 
für die Kolleginnen und Kollegen 
in der Werkstatt, für unsere Kauf-
leute oder Fach- und Führungs-
kräfte – mit nicht zu unterschät-
zenden positiven Nebeneffekten 
für den betrieblichen Zusammen-
halt“, stellt Kraus fest. 

Branche im Wandel

Die Umfrage zeigt eine Branche 
im zeitlichen Wandel: Während 
in der Vergangenheit zwei Drittel 
der Befragten fehlendem bezahl-
baren Wohnraum eine geringe bis 
völlig unwesentliche Rolle in der 
Rekrutierung neuer und Bindung 
bestehender Arbeitskräfte zu-
schrieben, sagen rund 23 Prozent 
der Unternehmen, dass diese Pro-
blematik mittlerweile eine große 
oder sogar entscheidende Rolle 
spiele. „Heute blicken die Perso-
nalerinnen und Personaler in den 
Unternehmen völlig anders auf 
den Zusammenhang Personalre-
krutierung und fehlender Wohn-
raum: Nur noch etwa 40 Prozent 
messen dem Problem eine gerin-

ge oder unwesentliche Bedeu-
tung zu. Für 60 Prozent ist es mitt-
lerweile eine zentrale Herausfor-
derung“, macht Kraus deutlich.

Herausforderungen beim  
Bau von Werkswohnungen

Laut VDV-Branchenumfrage  
sind die Herausforderungen für 
den Bau oder Erwerb von Werks-
wohnungen vielfältig: „Wir sind 
auf demselben umkämpften 
Markt unterwegs wie andere. Je-
der Zweite gibt an, dass es einfach 
zu wenig freie Grundstücke in der 
Stadt gebe. Daher müssen wir ver-
suchen, über unsere kommunalen 
Kontakte einen Feldvorteil zu er-
reichen. Mit dem Bau von Werks-
wohnungen wirken wir auch noch 
der angespannte Wohnraumsi-
tuation in den Städten entgegen. 
Denn jede Wohnung, die wir bau-
en und von einem unsere Mitar-
beitenden bezogen wird, sorgt 
dafür, dass für diese Wohnung 
keine Nachfrage mehr auf dem 
Wohnungsmarkt entsteht“, be-
tont Kraus. 

Rund 68 Prozent der Unter-
nehmen geben an, dass die Bau-
kosten derzeit zu hoch seien – 
und es an einer Förderung durch 
das Land oder den Bund mange-
le (61 Prozent). Gleichzeitig feh-
len die betrieblichen Investitions-
mittel für solche Vorhaben (eben-
falls 61 Prozent). „Wir werden das 
Thema intensiv begleiten und  
aus den Ergebnissen Erkenntnisse 
und Handlungsfelder ableiten. In 
einem ersten Schritt müssen wir 
als Branche dem problematischen 
Zusammenhang zwischen Perso-
nalbedarf und knappen Wohn-
raum mit eigenen Lösungen bei-
kommen – auch in guter Zusam-
menarbeit mit der Wohnungs-
wirtschaft. Dort, wo die Branche 
an Grenzen stößt, müssen wir mit 
den politischen Akteurinnen und 
Akteuren sprechen, etwa mit den 
zuständigen Ministerien für Bau-
en, Wohnen und Stadtentwick-
lung in Bund und Ländern“, so 
Kraus abschließend. r

In seiner Rede machte Präsi-
dent Georg Fetzer deutlich, dass 
das Maß an nicht mehr nach-
vollziehbaren politischen, aber 
auch ideologischen Entwicklun-
gen voll ist. „Immer nur dage-
gen und nicht bereit zu sein, sich 
die Argumente der anderen Sei-
te anzuhören, bremst Innova-
tion aus und schadet der Wirt-
schaft“, so Fetzer.

Bauinvestitionen 
sinken rapide

Kostensteigerungen für Bau-
leistungen, Material und Fi-
nanzierung machen es vor al-
lem dem privaten Häuslebauer 
fast unmöglich, sich den Traum 
vom Eigenheim auf absehbare 
Zeit zu erfüllen. Das sind Teue-
rungen infolge von weiter stei-
genden bürokratischen Aufla-
gen. Insbesondere in den hin-
zukommenden Berichtspflich-
ten zu Nachhaltigkeitskriterien 
und Taxonomie steuern ihr Üb-
riges dazu. 

Die wirtschaftlichen Rahmen- 
daten der kommenden zwei Jah-
re zeigen, dass der Baubereich 
seine Rolle als Motor des Wirt-
schaftswachstums einbüßt und 
den übrigen Bereichen hinter-
herläuft. Der leichten Erho-
lung des Bruttoinlandsproduk-
tes in diesem und im nächs-
ten Jahr steht ein Rückgang der 
Bauinvestitionen gegenüber. 
„30 Prozent Einbruch bei Bau-
genehmigungen, 15 Prozent  
Stornierungen bei Bauverträ-
gen – dieser Absturz ist auch 
hausgemacht“, so der Präsident 
weiter.

Vernachlässigung staatlicher 
Vorsorgemaßnahmen

Der Staat schöpft bei seinen 
konsumtiven Ausgaben weiter-
hin aus dem Vollen, als gäbe es 
kein Morgen. Das Morgen deu-
tet sich aber an mit sinkenden 

Steuereinnahmen, abwandern-
den Industrien und dem Ver-
lust an innovativen Techniken 
und Entwicklungen. Trotz stei-
gender Staatsausgaben in den 
letzten Jahren und Jahrzehn-
ten sind wichtige staatliche  
Vorsorgemaßnahmen vernach-
lässigt worden, deren Unterfi-
nanzierung bzw. Negierung uns 
jetzt auf die Füße fallen. 

Sondervermögen für die Bun-
deswehr, Neubau von bezahlba-
rem Wohnraum, Ertüchtigung 
unserer maroden Infrastruktur, 
nicht nur der Bahn, sondern 
insbesondere auch der Stra-
ßen und Brücken. Schwer- oder 
Großraumtransporte müssen 
dadurch häufig enorme Um-
wege fahren. „Ganz abgesehen 
von den alltäglichen Staus, in 
denen unsere LKW und Mitar-
beiter stehen müssen“, so Ge-
org Fetzer.

Bürokratie,  
Verbote und Bedenken

Ein weiteres Beispiel für den 
Bürokratie- und Verbotswahn-
sinn sind Photovoltaikanlagen 
auf Baggerseen. Eine hervorra-
gende Möglichkeit, ein künst-
lich geschaffenes Gewässer, das 
in der Regel aufgrund des Nass-
verfüllverbotes keiner ander-
weitigen Folgenutzung zuge-
führt werden kann, zur Erzeu-
gung von grünem Strom einzu-
setzen und idealerweise den 
Betreiber ein gutes Stück autark 
zu machen. 

Die Bedenken der Umwelt-
schützer in Hinblick auf die Aus-
wirkungen auf Flora und Fau-
na im Wasser müssen allerdings 
durch jahrelange Untersuchun-
gen ausgeräumt werden. Das 
sind verlorene Jahre auf dem 
Weg zur Energiewende. Und so 
ist es bei fast jeder technischen 
Innovation, von denen wir so 
viele bräuchten auf dem Weg 
der Transformation. r

Bundesbauministerin Klara  
Geywitz: „Wie komme ich al-
leine aus der Badewanne? Wie 
überwinde ich mit meinem Rol-
lator eine Schwelle innerhalb der 
Wohnung oder wie komme ich 
abends die Treppe zum Schlaf-
zimmer hoch? Das sind Fragen, 
die sich ältere oder in ihrer Mo-
bilität eingeschränkte Men-
schen irgendwann stellen. Damit 
man dann trotz körperlicher Ein-
schränkungen möglichst lange in 
seinem gewohnten Umfeld woh-
nen bleiben kann, stellen wir 75 
Millionen Euro bereit, zum Bei-
spiel für den barrierefreien Um-
bau des Badezimmers oder die 
Verringerung von Hindernissen 
innerhalb der Wohnung.“

Im eigenen Zuhause bleiben zu 
können, ist laut Geywitz für viele 
Menschen ein Herzenswunsch. 
„Aber es ist nicht nur für die Be-
troffenen eine Erleichterung, es 
spart auch enorm viel Geld und 
entlastet die knappen Pflege-
kapazitäten. Jeder Euro im Pro-
gramm ‚Altersgerecht umbauen“ 
ist also mehrfach gut investier-
tes Geld. Ich freue mich daher 
sehr darüber, dass es uns in Zei-
ten eines Sparhaushalts gelun-
gen ist, dieses so wichtige För-
derprogramm im kommenden 
Jahr im Etatansatz der Bundes-
regierung auf 150 Millionen Euro 
zu verdoppeln.“

Katharina Herrmann, Mitglied 
des Vorstands der KfW: „Die ho-
he Nachfrage nach der KfW-Zu-
schussförderung für die Bar- 
rierereduzierung im Produkt ‚Al-
tersgerecht umbauen‘ zeigt die 

große Relevanz des Bundespro-
gramms vor dem Hintergrund 
des demografischen Wandels 
in Deutschland. Ich freue mich, 
dass durch die Bereitstellung 
der weiteren Mittel für den Bar-
riereabbau noch mehr Men-
schen in Deutschland trotz kör-
perlicher Einschränkung mög-
lichst lange in ihrem gewohnten 
Umfeld bleiben können.“

Das BMWSB und die KfW för-
dern mit Investitionszuschüssen 
bauliche Maßnahmen in Wohn-
gebäuden, mit denen Barrie-
ren im Wohnungsbestand re-
duziert werden. Seit 2009 wur-
den ca. 360.000 Wohneinheiten 
mithilfe der Förderung umge-
baut. Zu den typischen Moder-
nisierungsmaßnahmen zählen 
der Einbau einer bodengleichen 
Dusche, das Entfernen von Tür-
schwellen oder der Einbau von 
Aufzügen.

Für einzelne Maßnahmen ver-
gibt die KfW Zuschüsse in Hö-
he von 10 Prozent der förder-
fähigen Kosten (max. 2.500 Eu-
ro). Wer sein Haus zum Standard 
„Altersgerechtes Haus“ umbaut, 
bekommt 12,5 Prozent der för-
derfähigen Kosten (max. 6.250 
Euro) von der KfW erstattet. Pri-
vate Bauherren und Mieter müs-
sen ihren Förderantrag vor Be-
ginn der Vorhaben im KfW-Zu-
schussportal online stellen.

Informationen zu den Förder-
möglichkeiten sind auf der Inter-
netseite www.kfw.de/455-b oder 
über das KfW-Infocenter unter 
der kostenfreien Telefonnummer 
0800 / 539 9002 erhältlich. r

Innovationen der Bauindustrie
Die Bauindustrie ist bekannt dafür, ihre Produkte, Bauprozes-
se und Bauverfahren stetig weiterzuentwickeln. Insbesonde-
re, wenn Nebenangebote gewünscht werden, punkten innovati-
ve Bauunternehmer mit Lösungen, die vom Ende, also von der 
Ausführung her, gedacht werden. Dann nämlich wird Ausfüh-
rungs-Know-how schon in frühen Planungsphasen in Bauprojekte 
integriert. Wenn Planen und Bauen gemeinsam geschieht, entste-
hen neue Ideen und Technologien, die Bauprozesse optimieren 
und neue Produkte und Funktionen ermöglichen.

Ohne neue Lösungsansätze 
wären Gebäude mit mehreren 
hundert Metern Höhe heute 
technisch nicht möglich. Es 
braucht deshalb auch den 
Mut, Neuland zu betreten und 
Risiken einzugehen. Und es 
braucht eine faire Aufteilung 
dieser Risiken unter den Pro-
jektbeteiligten. 

Der Bayerische Bauindustrie-
verband lobt in regelmäßigen 
Abständen einen Innovations-

preis aus, um diese neuen Ide-
en an die Oberfläche zu beför-
dern. 

Weitere Informationen über 
einige bauliche Neuerungen, 
die direkt aus der Bayerischen 
Bauindustrie stammen und  
verdeutlichen, wie innovativ die 
Bauindustrie ist, finden sich un-
ter: https://www.bauindustrie- 
bayern.de/fileadmin/Webdata/
Downloads/Broschueren/Bro-
schuere_Innovationen_web.pdf

Neue Unterkunft  
für Geflüchtete in Kirchheim

Nach wie vor sind der Landkreis München und seine Kommunen 
aufgerufen, Wohnraum für die Geflüchteten zu schaffen, die dem 
Landkreis zugewiesen werden. Gleichzeitig muss auch für auslau-
fende Unterbringungsmöglichkeiten wie zum Beispiel bisher ge-
nutzte Hotels Ersatz gefunden werden. In Kirchheim entsteht da-
für jetzt eine neue Containerunterkunft am Wildapfelweg. 

Bis zu 210 Personen können 
dort künftig untergebracht wer-
den. Die Unterkunft, die aus zwei 
Gebäudeteilen besteht, verfügt 
über 35 abgeschlossene Wohnein-
heiten für jeweils sechs Personen, 
verteilt auf Erdgeschoss, erstes 
und zweites Obergeschoss. Vor-
rangig sollen dort die bereits bis-
her in einem Kirchheimer Hotel 
untergebrachten Familien aus der 
Ukraine eine Bleibe finden.

Jede Wohneinheit besteht aus 
drei Schlafzimmern, einem Kü-
chenbereich und einem Bade-
zimmer. Die Zimmer sind jeweils 
mit zwei Betten, Spinden, ei-
nem kleinen Kühlschrank sowie 
Tisch und Stühlen ausgestattet. 
Den Geflüchteten stehen außer-
dem Waschküchen und Gemein-
schaftsräume zur Verfügung. 

Betreut werden die Geflüch-
teten vor Ort von der Diakonie 
München. Die Unterkunft ist zu-
nächst auf zwei Jahre befristet. 

Wie bei vielen Bauprojekten der-
zeit haben Lieferschwierigkei-
ten die Fertigstellung der Anla-
ge verzögert. So fehlten unter 
anderem Bauteile für die Errich-
tung der Strom- und Wasserver-
sorgung. Doch nun kann die Con-
taineranlage Stück für Stück er-
richtet werden. Voraussichtlich 
nach den Sommerferien könnte 
der erste Teilabschnitt der Anla-
ge dann bezugsfertig sein.

„Wir stehen alle gemeinsam 
vor der Herausforderung, die 
Menschen, die zu uns kommen, 
bei einem ihrer elementarsten 
Bedürfnisse zu unterstützen: ei-
nem sicheren Dach über dem 
Kopf... Ich danke allen Beteiligten 
daher sehr herzlich, insbeson-
dere sei hier auch die Gemein-
de Kirchheim erwähnt, die uns 
dankenswerter Weise das Grund-
stück für die neue Unterkunft zur 
Verfügung gestellt hat“, so Land-
rat Christoph Göbel. r

http://www.kfw.de/455-b
https://www.bauindustrie-bayern.de/fileadmin/Webdata/Downloads/Broschueren/Broschuere_Innovationen_web.pdf
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Staatsminister Glauber:

Neue Wasserinfrastruktur 
für Bayern

Die öffentliche Trinkwasserversorgung muss sicher bleiben. Dies 
betonte Umweltminister Thorsten Glauber in Nürnberg bei der 
Vorstellung der Zwischenergebnisse eines Konzepts für eine neue 
Wasserinfrastruktur in Bayern.

Zur Zukunft der öffentlichen 
Wasserversorgung wurde ge-
meinsam mit den Fernwasser-
versorgern im Jahr 2021 das 
Projekt „SüSWasser“ gestar-
tet. Über eine Million Euro wer-
den hier partnerschaftlich einge-
setzt. Das Projekt wird bis Ende 
2024 fortgesetzt, um Untersu-
chungen zur Sicherstellung der 
öffentlichen Wasserversorgung 
durchzuführen.

Projekt „SüSWasser“

Glauber zufolge zeigen die vor-
liegenden Zwischenergebnisse 
des Grobkonzepts, dass als mög-
liche Varianten der Wasser-Ein-

speisung etwa der Bodensee 
oder das Lechmündungsgebiet 
in Frage kommen, liegen hier 
doch sehr leistungsstarke Was-
serreservoire. Eine überregiona-
le Wasserspange könnte etwa 
am Bodensee oder im Lechmün-
dungsgebiet beginnen und über 
die fränkischen Regierungsbezir-
ke bis nach Niederbayern führen. 
Dabei könnten die beiden be-
stehenden Trinkwassertalsper-
ren Mauthaus (Oberfranken) und 
Frauenau (Niederbayern) mitein-
ander verbunden und neue Trink-
wasserreserven erschlossen wer-
den. Mit mehreren hundert Kilo-
metern neuer Fernleitungen in 
Bayern soll die ortsnahe öffent-

liche Wasserversorgung damit 
deutlich unterstützt und im Be-
darfsfall entlastet werden.

Grundlage des Grobkonzepts 
sind Klimaprognosen bis zum 
Jahr 2065 und Analysen zu den 
Auswirkungen auf das Wasser-
dargebot. In der Grobanalyse 
wurde ermittelt, welche Gebie-
te in Bayern trotz des Klimawan-
dels ausreichende Wasserreser-
ven aufweisen. Oberstes Credo 
ist weiterhin, dass nicht auf Tie-
fengrundwasser zurückgegriffen  
werden muss. Glauber: „Die gu-
te Nachricht ist: Bayern ver-
fügt in allen Regierungsbezirken  
über gute Wasserreserven in 
ausreichender Menge.“ Die Re-
alisierung eines ersten Teilpro-
jekts, der überregionale Ver-
bund von Unterfranken und 
Oberfranken, soll zügig konkret 
angegangen werden. Hier laufen 

aktuell Gespräche mit den Betei-
ligten in den Regionen.

Bayern handelt im Bereich 
Wasser auf Grundlage der Ge-
samtstrategie „Wasserzukunft 
Bayern 2050“. Rund 70 Maßnah-
men sind aktuell in der Umset-
zung. Allein heuer setzt der Frei-
staat für die Themen Wasserver-
sorgung und Grundwasserschutz 
knapp 100 Millionen Euro ein.

Fertiggestellt sind dagegen 
die Hochwasserschutzmaßnah-
men in der Blumenau am Wei-
ßen Main in Bad Berneck. Bei 
der offiziellen Einweihung der 
Hochwasserschutzmaßnahmen 
betonte Glauber: „Hochwas-
serschutz ist für die Menschen 
vor Ort von entscheidender Be-
deutung. Bei außergewöhnli- 
chen Regenereignissen können  
sich Gewässer urplötzlich in  
reißende Fluten verwandeln. 
Das haben die Menschen in Bad 
Berneck im Jahr 2006 beim letz-
ten großen Hochwasser hautnah 
erleben müssen. Mit der Fer-
tigstellung der Baumaßnahmen 
sind die Menschen dort vor ei-
nem hundertjährlichen Hoch-
wasser geschützt. Auch den Kli-
mafaktor haben wir dabei be-
rücksichtigt.“

Hochwasserschutzkonzept  
für Bad Berneck

Das Hochwasserschutzkonzept  
für Bad Berneck sieht Hochwasser-
schutzmaßnahmen an den Gewäs-
sern Weißer Main und Ölschnitz 
zum Weißen Main vor. Die Bau-
maßnahmen in der Blumenau 
am Weißen Main sind mit einer 
rund 900 Meter langen und rund 
zwei Meter hohen Stahlbeton-
mauer nun fertiggestellt. Zudem 
sorgt ein neues Pumpwerk mit 
fünf voneinander unabhängigen 
Pumpen und einer rund 1.500 
Meter langen verlegten Rohrlei-
tung für die Entwässerung hinter 
den Hochwasserschutzanlagen. 
Das Gesamtvolumen der Maß-
nahmen liegt bei rund 4,8 Milli-
onen Euro.

Der Hochwasserschutz in Bay-
ern soll auch in Zukunft kraftvoll 
ausgebaut werden: Geplant ist, 
bis Ende 2030 insgesamt zwei 
Milliarden Euro im Rahmen des 
laufenden Gewässer-Aktionspro- 
gramms zu investieren.

Vierte Reinigungsstufe 
für Kläranlage Lindau

Unterstützt wird auch der Bau 
der vierten Reinigungsstufe für 
die Kläranlage Lindau mit bis zu 
2,0 Millionen Euro. Bei der Über-
gabe des Förderbescheids in 
Lindau wies der Umweltminister 
darauf hin, dass der Bodensee 
etwa fünf Millionen Menschen 
mit Trinkwasser versorgt und 
das gereinigte Abwasser der An-
lieger aufnimmt. Dies verlange 
die bestmögliche Abwasserbe-
handlung. Dafür arbeiteten Frei-
staat und Kommunen Hand in 
Hand. Die vierte Reinigungsstu-
fe sei dabei ein wichtiger neuer 
Baustein. „Lindau wird Vorbild 
für andere Kommunen sein.“

Mit einem neuen Förderpro-
gramm unterstützt der Freistaat 
Kommunen beim Ausbau ihrer 
Abwasserinfrastruktur. Konkret 
wird damit der Bau der vierten 
Reinigungsstufe auf kommuna-
len Kläranlagen gefördert, um 
die Abwasserreinigung noch ef-
fektiver zu machen. Den Betrei-
bern von insgesamt 13 wichti-
gen Kläranlagen wird damit die 
Möglichkeit eröffnet, Förder-
mittel für die freiwillige Nach-
rüstung mit einer vierten Rei-
nigungsstufe zu beantragen, 
die die bestehenden drei Reini-
gungsstufen ergänzt.

Das Bayerische Umweltminis-
terium fördert in diesem Pro-
gramm den Bau der vierten Rei-
nigungsstufe mit einem Zuwen-
dungssatz von 50 Prozent; bei 
Inbetriebnahme bis Ende 2024 
sogar bis zu 70 Prozent. Für die 
nächsten vier Jahre ist ein För-
dervolumen von 16 Millionen 
Euro vorgesehen. DK

Überreichung des Zuwendungsbescheids für die vierte Reinigungsstufe am Klärwerk Erlangen. Bild: STMUV

Natürlicher Klimaschutz hilft Kommunen 
gegen die Folgen der Klimakrise
Das BMUV hat die erste Förderrichtlinie für Kommunen im Rahmen des  

„Aktionsprogramms Natürlicher Klimaschutz“ (ANK) veröffentlicht
Das Bundesumweltministerium hat die erste Förderrichtlinie 
für Kommunen im Rahmen des „Aktionsprogramms Natürlicher 
Klimaschutz“ (ANK) veröffentlicht. Mit dem ANK sorgt die Bun-
desregierung dafür, dass Ökosysteme wiederhergestellt und be- 
wahrt werden, so dass sie aktiv zum Klimaschutz beitragen kön-
nen. Die Förderrichtlinie „Natürlicher Klimaschutz in kommuna-
len Gebieten im ländlichen Raum“, die jetzt startet, soll insbe- 
sondere Kommunen beim Natürlichen Klimaschutz auf öffentli-
chen Flächen unterstützen. Dafür stehen in den kommenden Jah-
ren bis zu 100 Millionen Euro zur Verfügung. Ein weiteres Förder-
programm zu Natürlichem Klimaschutz in Unternehmen startete 
am 15. Juli im Rahmen des KfW-Umweltprogramms.

Bundesumweltminister in 
Steffi Lemke: „Das Aktionspro-
gramm Natürlicher Klimaschutz 
nimmt weiter Fahrt auf. Jetzt 
gehen die ersten beiden Förder-
richtlinien an den Start: Kom-
munen und Unternehmen, die 
sich für Klimaschutz und Arten-
vielfalt engagieren möchten, 
werden wir damit gezielt för-
dern. Ihr Beitrag ist enorm wich-
tig, denn gerade in Kommunen 
im ländlichen Raum gibt es Wäl-
der und Auen, Böden und Moo-
re, die gestärkt werden können. 
Sei es mehr Grün in Dörfern und 
Städten, mehr Maßnahmen zum 
Wasserrückhalt in der Land-
schaft oder die Entsiegelung von 
Böden: Wir schaffen gezielt Syn-

ergien, um sowohl Kohlenstoff 
aus der Atmosphäre zu binden 
als auch die biologische Viel-
falt zu erhalten. Diese Potenzi-
ale kommen allen Lebewesen 
zugute. Gesunde Ökosysteme 
sind Lebensraum für zahlreiche 
Pflanzen- und Tierarten und wir-
ken als Puffer gegen Folgen der 
Klimakrise, indem sie zum Bei-
spiel Wasser in der Landschaft 
halten und bei Hitze für Abküh-
lung sorgen. Das erhöht insge-
samt auch die Attraktivität von 
ländlichen Gebieten.“

Gefördert werden mit dem 
kommunalen Programm für Na-
türlichen Klimaschutz investi-
ve Maßnahmen auf möglichst 
großen öffentlichen, nicht wirt-

schaftlich genutzten Flächen. 
Dazu zählt zum Beispiel, Dörfer 
und Städte naturnah und biodi-
versitätsfördernd zu begrünen, 
an landwirtschaftlich genutzten 
Flächen Wegraine und Säume 
mit Hecken, Gehölzen und Al-
leen anzulegen sowie Fließ- und 
Stillgewässer zu renaturieren. 
Außerdem sollen natürlichen 
Bodenfunktionen durch die Ent-
sieglung von Flächen wiederher-
gestellt werden. Insgesamt wird 
dadurch die Attraktivität für 
Kommunen und ländliche Räu-
me gesteigert.

Das BMUV bereitet weitere 
Fördermaßnahmen im Rahmen 
des ANK vor, die in Kürze veröf-
fentlicht werden. Dabei geht es 
um Angebote zur Klimaanpas-
sung und Stadtnatur sowie um 
Renaturierungsmaßnahmen für 
Moore, Wälder und Auen sowie 
um die Entwicklung von Wildnis 
in Deutschland. Insgesamt ste-
hen für Fördermaßnahmen im 
ANK bis zu vier Milliarden Euro 
zur Verfügung.

Um dem hohen Informations- 
und Beratungsbedarf seitens 
der Akteure im Natürlichen Kli-
maschutz gerecht zu werden, 
errichtet die ZUG im Auftrag des 
Bundesamtes für Naturschutz 
(BfN) derzeit das Kompetenz-
zentrum für Natürlichen Klima-
schutz (KNK). Es soll als bundes-
weite Anlaufstelle die Beratung 
zum Natürlichen Klimaschutz 
und zur Förderung von Maßnah-
men entlang aller Handlungsfel-
der des ANK in den Ländern, Re-
gionen und vor Ort koordinie-
ren sowie mit zahlreichen Ver-
anstaltungen Informations- und 
Vernetzungsangebote machen. 
Die Eröffnung des Zentrums ist 
für Anfang Oktober 2023 in Ber-
lin geplant. r

Vor den beiden HUBER Abwasserwärmetauschern RoWin (v.l.): Dr. 
Richard Loibl, StM Albert Füracker, OB Gertrud Maltz-Schwarzfi-
scher, Georg Huber, Wolfgang Schnabl. Bild: HUBER SE, Manuel Schusterbauer

Energie aus Abwasser: 

Vorstellung des Systems 
HUBER ThermWin

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker hat das Museum  
der Bayerischen Geschichte in Regensburg besucht und eine An-
lage zur Rückgewinnung von Energie aus Abwasser besichtigt. De-
ren Herzstück ist das HUBER ThermWin-System, bestehend aus 
einer HUBER Schachtsiebanlage ROTAMAT® RoK4 und einem HU-
BER Abwasserwärmetauscher RoWin. Neben Füracker besich-
tigten auch Gertrud Maltz-Schwarzfischer (Oberbürgermeisterin 
Stadt Regensburg), Dr. Richard Loibl (Direktor Haus der Bayeri-
schen Geschichte) und Georg Huber (Vorstandsvorsitzender HU-
BER SE) die Anlage.

Füracker zeigte sich beein-
druckt von der innovativen Tech-
nologie und betonte die immer 
größere Bedeutung von nachhal-
tigen Lösungen wie Energie aus 
Abwasser: „In Bayern gehen Tra-
dition und Innovation Hand in 
Hand – dies wird im Haus der Bay-
erischen Geschichte eindrucksvoll 
dargestellt.“ 

Heizen und kühlen

Füracker weiter: „Das in dem 
hochmodernen Gebäude instal- 
lierte ThermWin-System der HU-
BER SE wird diesem Fortschritts-
gedanken gerecht:  Es nutzt 
Abwasser zum Heizen und Küh-
len und ist ein zukunftsweisen-
des Vorzeigemodell in Zeiten  
von Energiekrise und Klimawan-
del. Es ist beeindruckend zu se-
hen, dass das, was einst als Zu-
kunftsmusik schien, jetzt tech-
nisch machbar ist. Ich hoffe auf 
zahlreiche Nachahmer, die sich 
von diesem Beispiel inspirieren 
lassen.“

Hauptbestandteil des Therm-
Win-Verfahrens ist der HUBER 
Abwasserwärmetauscher RoWin,  
der speziell für den Einsatz mit 
Abwasser entwickelt wurde 
und im Zusammenspiel mit ei-
ner Wärmepumpe das Heizen 
und Kühlen von Gebäuden er-
möglicht. Je nach Jahreszeit wer-
den die Betriebsweisen „Heizen“ 
und „Kühlen“ im Haus der Baye-
rischen Geschichte Regensburg 
realisiert. 

In der Betriebsweise „Heizen“ 
entziehen die Wärmepumpen 
mithilfe der beiden Abwasser-
wärmetauscher der Baugröße 8 
dem Abwasser im Kanal die Ener-
gie. In der Betriebsweise „Kühlen“ 
wird die thermische Energie des 
Gebäudes dem Abwasser zuge-
führt. Das innovative Merkmal des  
Abwasserwärmetauschers RoWin 
ist seine vollautomatische Selbst- 
reinigung. Diese Eigenschaft er-
möglicht es trotz des Mediums  
Abwasser, eine dauerhaft hohe 
und konstante Wärmeübertra-
gungsleistung zu gewährleisten. r

Handschlag zwischen Wasser- 
Versorger und Landwirtschaft

Vertreter des Bayerischen Bauernverbandes (BBV), der Regierung 
der Oberpfalz, des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten (AELF) Regensburg-Schwandorf und Experten der Interessen-
gemeinschaft gesunder Boden e. V. (IG) waren vor Kurzem beim 
Trinkwasserschutz Oberpfälzer Jura (TWS) in Beratzhausen zu 
Gast, um sich über grundwasserschonende Landbewirtschaftung 
auszutauschen. Auf der Tagesordnung standen das Maßnahmen-
konzept der Kooperation Trinkwasserschutz Oberpfälzer Jura und 
der derzeit in der Politik diskutierte „Wassercent“.

Bayernweiter Vergleich:

Teures fränkisches Leitungswasser
Laut einer Auswertung von Daten des Statistischen Landes-

amts ist Leitungswasser in Franken im Vergleich zum Rest Bay-
erns am teuersten. Rechnet man mit dem bayernweit durch-
schnittlichen Verbrauch von knapp 49 Kubikmetern pro Kopf 
und den Preisen des Jahres 2022, musste ein Zwei-Perso-
nen-Haushalt demnach in Mittelfranken rund 286 Euro für 
das Trinkwasser bezahlen, während in Unterfranken 274 und 
in Oberfranken etwa 273 Euro zu berappen waren. Am kos-
tengünstigsten war das Wasser in Schwaben mit 212 Euro, ge-
folgt von der Oberpfalz mit 217 und Oberbayern mit 219 Euro. 
In Niederbayern wurden 225 Euro fällig. DK

Das Maßnahmenkonzept war 
2020 von den oben genannten 
Beteiligten sowie praktizierenden 
Landwirten und Fachbüros der 
Hydrogeologie erarbeitet wor-
den. „Wasser ist eine Frucht des 
Bodens“ betonte dabei IG-Fach-
beirat Dr. Franz Ehrnsperger. Ein 
klares „Ja“ des BBV zum koopera-
tiven Trinkwasserschutz betonte 
auch Bezirksgeschäftsführer Hu-
bert Hofmann. Eine differenzierte 
Gestaltung von Maßnahmenan-
geboten und angemessene finan-
zielle Anreize seien für das freiwil-
lige Engagement wichtig.

Je nach Region und Betriebs-
schwerpunkten variiert derzeit 
die Bereitschaft der Landwirte vor 
Ort, die neuen Verträge mit dem 
Trinkwasserversorger abzuschlie-
ßen – teils aus wirtschaftlichen 
Gründen, teils aufgrund von Ängs-
ten bezüglich Rechtssicherheit 
und weitergehenden Verpflich-
tungen. Derzeit können Landwir-
te aus verschiedenen Maßnah-
menangeboten auswählen und 
erhalten dafür neben der finanzi-
ellen Vergütung von jährlich bis zu 
800 Euro pro Hektar auch kosten-

lose umfangreiche Bodenanaly-
sen und professionelle Beratung.

BBV-Umweltpräsident Ste-
fan Köhler regte deshalb an, die 
Maßnahmen nochmals im De-
tail zu prüfen, die Vergütungs-
struktur bei Bedarf anzupassen 
und zugleich die Kommunikation 
zwischen Landwirten und Was-
serversorgern zu intensivieren. 
„Wenn die Rahmenbedingungen 
passen, ist es möglich und sinn-
voll, dass wir neben dem oberir-
dischen Ertrag für die Erzeugung 
von Nahrungsmitteln auch gesun-
des Wasser ernten“, so Köhler. 
Gemeinsames Ziel der Wasser-
wirtschaft und der Landwirtschaft 
soll die Verbesserung der Wasser-
qualität und der Infiltrationsleis-
tung sein, also der Fähigkeit des 
Bodens, Regen in den Boden auf-
zunehmen und zu speichern. Ei-
nigkeit herrschte auch in der Tat-
sache, dass ein gesunder Boden 
mit funktionierendem Bodenle-
ben sowohl für den Trinkwasser-
schutz als auch für die Anpassung 
an die Herausforderungen des Kli-
mawandels in der Landwirtschaft 
von essenzieller Bedeutung ist. r
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Teilflächenspezifische Bewirtschaftung 
gut für Trinkwasserschutz

Positive Erfahrungen bei der Viehhausen-Bergmattinger Gruppe
Vor allem in Wasserschutzgebieten dient die teilflächenspezifi-
sche Bewirtschaftung von Ackerflächen dazu, das Trinkwasser zu 
schützen und die Wasserkreisläufe zu optimieren. Zum 1. Januar 
2021 hat der Zweckverband zur Wasserversorgung der Viehhau-
sen-Bergmattinger Gruppe die Bewirtschaftung seiner Wasser-
schutzgebiete Alling und Sinzing wieder selbst übernommen. En-
de Juni präsentierte er bei einem Ortstermin zusammen mit den 
beratenden Einrichtungen – Ingenieurbüro Dr. Georg Eiblmeier, 
Firma Farmtastic Consulting GmbH - die nun vorliegenden Fakten.

„Trinkwasserschutz ist in aller 
Munde, vor allem wegen der Nut-
zung des Tiefenwassers – ist aber 
nicht immer, wegen der Nitratbe-
lastung, eine saubere Sache. Wir 
brauchen also weitere Maßnah-
men, um dem Ziel eines sauberen 
Trinkwassers näher zu kommen“, 
stellte Andreas Röhrl, Zweckver-
bandsvorsitzender und Landwirt, 
einleitend fest. Er beschrieb auch 
die Bodensituation in seiner Regi-
on. „Die Böden im Jurakarst sind 
sehr durchlässig, Grundwasser 
bildet sich in relativ kurzer Zeit 
neu, d.h. positive wie auch nega-
tive Faktoren an der Oberfläche 
können sehr schnell im Grund-
wasser gemessen werden. Der 
Vorteil im Bereich Alling/Sinzing 

ist der sehr große Waldanteil, der 
die Hauptflächen des Wasser-
schutzgebietes ausmacht. Wald 
ist geprägt durch Jahrzehnte lan-
ges Wachstum der Bäume und 
wenig Bewegung im Oberboden, 
was dem Grundwasserschutz 
grundsätzlich sehr dienlich ist.“

Bestmögliche Unterstützung 
der Landwirte

Bei den landwirtschaftlich ge-
nutzten Ackerflächen arbeitet 
der Zweckverband sehr gut mit 
den Bauern zusammen, die durch 
eine angepasste Bewirtschaftung 
ihren Beitrag zum Trinkwasser-
schutz leisten. Dabei werden die 
Landwirte vom Zweckverband 

bestmöglich unterstützt. Gängi-
ge Maßnahmen sind beispiels-
weise eine reduzierte Düngung 
oder eine ganzjährige Begrünung 
der Ackerflächen. Nachdem die 
Regierung der Oberpfalz im Juli  
2021 ein Pilotprojekt (quadrat-
metergenaues Düngen je nach 
Bedarf der Pflanzen, Schonung 
des Grundwassers, Kostenerspar-
nisse) vorstellte, wollte man in 
Sinzing/Alling ebenfalls in dieser 
Richtung aktiv werden. So ergab 
sich die teilflächenspezifische Be-
wirtschaftung von Ackerflächen, 
wodurch die Heterogenität der 
Ackerflächen im Wasserschutzge-
biet detaillierter betrachtet wer-
den kann. Damit wird man – ge-
rade im Jurakarst mit kleinräumig 
stark wechselnden Bodeneigen-
schaften – den acker- und pflan-
zenbaulichen Maßnahmen in den 
einzelnen Teilbereichen der Fel-
der besser gerecht.

Umfassende Untersuchung 

Ziel ist, die natürliche Ertrags-
fähigkeit der Böden besonders in 

V.l.: Zweckverbandsvorsitzender und Landwirt Andreas Röhrl, 
Landwirt Jan Schadwell, Zweckverbandsgeschäftsführer Rudolf Ei-
senhut, Landwirt Johannes Gassner, Matthias Stettmer von Farmta-
stic Consulting, Berater Dr. Georg Eiblmeier. Bild: Markus Bauer

den Niedrigertragsregionen po-
sitiv zu beeinflussen und Nähr-
stoffverluste (Stickstoff) zu redu-
zieren, um langfristig eine gu-
te Trinkwasserqualität zu ge-
währleisten. Konkret wurden im 
Wasserschutzgebiet Alling und 
Sinzing 33 Ackerflächen von 15 
Landwirten mit einer Gesamtflä-
che von rund 185 Hektar in Zo-
nen eines hohen, mittleren und 
niedrigen Ertragspotenzials ein-
geteilt. Als Datengrundlage dien-
ten Satellitendaten, Ertrags- und 
Bodenkarten. Anschließend wur-
den anhand dieser Zonen teilflä-
chenspezifisch Bodenproben ge-
zogen und untersucht. Dabei 
wurde Wert auf eine umfassen-
de Untersuchung gelegt, bei der 
Daten für alle wichtigen pflan-
zenbaulichen Nährstoffe (Phos-
phor, Kalium, Calcium, Magnesi-
um, Schwefel, Natrium, Bor, Ei-
sen, Zink, Mangan, Kupfer, usw.) 
sowie auch den Humusgehalt ge-
wonnen wurden. „Wichtig war 
dabei, vorausschauend zu agie-
ren und die Landwirte mitzuneh-
men“, blickte Eiblmeier zurück.

Nährstoffdynamik abbilden

Bei der praktischen Umsetzung 
unterstützte die Firma Farmta-
stic Consulting: Feststellung der 
guten und schlechten Stellen auf 

Positionspapier von DWA, VKU, BDEW und DVGW:

Paradigmenwechsel 
in der Wasserwirtschaft

Die vier Verbände DWA, VKU, BDEW und DVGW fordern in einem 
aktuellen Positionspapier einen Paradigmenwechsel in der Wasser- 
wirtschaft. Lokale Wasserhaltung und Versickerung soll künftig 
im Zentrum stehen. Dies soll auch die Rationierung des wichtigs-
ten Lebensmittels verhindern.

Die Auswirkungen des Klima-
wandels sind bereits deutlich 
spürbar. Zunehmende Extrem-
wetterereignisse wie Hochwas-
ser, Starkregen, Dürreperioden 
und Hitzewellen stellen die Wass-
erwirtschaft vor große Herausfor-
derungen. Aus Sicht der Verbände 
gilt es, die politischen Ziele hin zur 
Klimaneutralität und Klimaresili-
enz mit Engagement effizient zu 
erreichen. Die Wasserwirtschaft 
baue dabei vielerorts auf gutem 
Ausgangsniveau auf, von bereits 
erreichten Emissionsminderun-
gen über etablierte Instrumen-
te wie Technisches Sicherheits-
management, Energiemanage-
ment, Energieeffizienznetzwerke, 
Hochwasserschutz, Hochwasser- 
und Starkregenvorsorge, ökolo-
gische Gewässerentwicklung und 
Niedrigwassermanagement. Zu-
gleich brauche es zwingend rich-
tige Weichenstellungen sowie die 
politische und finanzielle Unter-
stützung durch Bund, Länder und 
Kommunen.

Mit dem politischen Bekenntnis 
zu den nationalen Klimazielen hat 
der Deutsche Bundestag vor zwei 
Jahren eine verbindliche Zielerrei-
chung der Treibhausgasneutrali-
tät bis 2045 formuliert. Gleichzei-
tig müssen der Schutz der Trink-
wasserressourcen, die Sicherheit 
der Wasserversorgung und der 
Abwasserentsorgung in Deutsch-
land ohne Einschränkung gewähr-
leistet bleiben. „Obwohl die Was-
serversorgung und Abwasserent-
sorgung nur rund 0,05 Prozent 
des emissionsrelevanten Energie-
verbrauchs aller Produktionsbe-
reiche in Deutschland aufweisen, 
verfolgen die Betreiberunterneh-
men intensiv konkrete Projekte 
zur Energieeinsparung, Energie-
effizienz und Klimaneutralität. So 
konnten seit 2010 in der Wasser-
versorgung und in der Abwasse-
rentsorgung bereits deutliche Re-
duktionen des emissionsrelevan-
ten Energieverbrauches erreicht 
werden“, heißt es in dem Positi-
onspapier.

„Dort, wo mit erheblichen In-
vestitionen Energieeinsparungen 
erreicht werden konnten, werden 
diese allerdings häufig durch ver-
schärfte Grenzwerte, welche zu-
sätzliche Aufbereitungs- und Rei-

nigungsleistungen, die zur Eli-
minierung anthropogener Spu-
renstoffe notwendig werden, 
zunichte gemacht“, kritisieren die 
Verbände. Um die Klimaziele zu 
erreichen, sei es deshalb umso 
wichtiger, dass das Vorsorge- und 
das Verursacherprinzip wirksam 
umgesetzt werden.

Neben den auf Energieeffizi-
enz ausgerichteten Aktivitäten 
komme dem natürlichen Klima-
schutz eine hohe Bedeutung zu. 
Die Wasserwirtschaft werde auch 
in Zukunft ihren Beitrag bei der 
Moor-, Gewässer- und Auenre-
naturierung sowie der Schaffung 
von Gehölzstreifen leisten, soweit 
dadurch die Versorgungssicher-
heit der öffentlichen Wasserver-
sorgung nicht gefährdet wird. Der 
Wasserwirtschaft müssten dafür 
insbesondere die erforderlichen 
Mittel und vor allem Flächen be-
reitgestellt werden.

Verschmutzungen an  
der Quelle vermeiden

Gleichermaßen sei „die wirt-
schaftliche und soziale Verträg-
lichkeit für die Abwägung des je-
weils geeigneten Dekarbonisie-
rungspfades“ zu berücksichtigen. 
Denn nur mit hohem Ressour-
ceneinsatz und finanziellen Mit-
teln ließen sich z.B. die heuti-
gen Treibhausgasemissionen von 
Kläranlagen weiter reduzieren. 
Umso wichtiger sei es, bereits an 
der Quelle Verschmutzungen zu 
vermeiden. „Dies dient dem vor-
sorgenden Gewässerschutz und 
vermeidet aufwändige und ener-
gieintensive Aufbereitungsver-
fahren belasteter Trinkwasserres-
sourcen durch erweiterte Aufbe-
reitungsverfahren.“ Allerdings 
ließen sich Emissionen gerade im 
Abwasserbereich nicht vollstän-
dig vermeiden und auf direktem 
Wege auch nur durch kostenin-
tensive Maßnahmen vermindern. 
Zertifikations- bzw. Kompensa-
tionssysteme müssten deshalb 
auch der Wasserwirtschaft offen-
stehen, um diese Anforderungen 
an den Gewässerschutz zu finan-
zieren.

Beim notwendigen Ausbau 
der erneuerbaren Energien wür-
den zusätzliche Flächen benötigt. 

In Wasserschutzgebieten könn-
ten zusätzliche Flächen gestaffelt 
nach den Schutzzonen zur Verfü-
gung gestellt werden. Dabei müs-
se das Schutzniveau für die Trink-
wasserressourcen durch geeig-
nete Maßnahmen gewährleistet 
sein. Auch in der Abwasserent-
sorgung setzen sich die Verbän-
de für die Errichtung von Anla-
gen zur Produktion erneuerbarer 
Energien auf Betriebsflächen und 
zugehörigen Liegenschaften ein. 
„In diesem Zusammenhang ist es 
auch notwendig, die bestehenden 
Hemmnisse, wie z.B. steuerliche 
Vorgaben, abzubauen. Gleichzei-
tig können für eine erfolgreiche 
Energiewende alle umweltfreund-
lichen Energiegewinnungs- und 
-speicherpotenziale der Abwas-
serableitung und -reinigung er-
schlossen werden. Einen wichti-
gen Beitrag kann hier die Sektor-
kopplung leisten.“

Da es in der Wasserwirtschaft 
bislang an konkreten Leitlinien zur 
Bilanzierung der Treibhausgas- 
emissionen und zur Anrechnung 
von Kompensationsmaßnahmen 
als CO2-Senken fehlt, entwickeln 
DVGW und DWA methodische 
Ansätze, damit es für die Unter-
nehmen möglich ist, ihre Emissi-
onen bilanzieren zu können. Dar-
aus könne dann der Bedarf für ge-
eignete Maßnahmen abgeleitet 
werden.

Qualität der Wasserressourcen

Stichwort Klimaresilienz: Ne-
ben der Quantität der Ressour-
cen ist auch die Qualität der 
Wasserressourcen von entschei-
dender Bedeutung. Um die Ge-
wässer vor den negativen Aus-
wirkungen des Klimawandels 
zu schützen, müssen laut Posi-
tionspapier das Vorsorge- und 
das Verursacherprinzip in allen 
Rechtbereichen stärker veran-
kert und im Vollzug konsequent 
umgesetzt werden, so dass wirk-
same Anreize für den Schutz der 
Wasserressourcen bestehen und 
Einträge gar nicht erst in die Ge-
wässer gelangen. Wichtig seien 
die Transparenz über das nutzba-
re Wasserdargebot, die tatsäch-
lichen Entnahmen aller Nutzer, 
die Emissionen in die Gewässer 
und der Zustand anhand von Im-
missionsdaten. Eine klimaresili-
ente Wasserversorgung und Ab-
wasserentsorgung erforderten 
zudem eine zügige lokale und, 
wo erforderlich, überregionale 

Anpassung und Vernetzung der 
Infrastrukturen.

„Bei wasserwirtschaftlichen In-
frastrukturvorhaben sind die be-
hördlichen Genehmigungsverfah-
ren deutlich zu verkürzen bzw. zu 
beschleunigen. Dies gilt in glei-
chem Maße für die wasserrecht-
lichen Antragsverfahren. Die Be-
lange der Wasserwirtschaft müs-
sen bei einem Infrastrukturbe-
schleunigungsgesetz ebenfalls  
berücksichtigt werden. Darüber 
hinaus muss die Herstellung not-
wendiger überregionaler Verbin-
dungen von Wasserversorgungs-
systemen über Fernwasserlei-
tungen politisch unterstützt und 
wirtschaftlich gefördert werden“, 
lauten weitere Handlungsemp-
fehlungen.

Abhängig von der regionalen Si-
tuation spiele die interkommuna-
le Zusammenarbeit eine wichtige 
Rolle. Infolge von Extremwette-
rereignissen könne es einerseits 
durch Starkregen zu Überflutun-
gen kommen, andererseits führ-
ten lange Trockenperioden mit 
hohen Temperaturen zu gesund-
heitlichen Risiken für die Bevöl-
kerung und möglicherweise Ein-
schränkungen im Wasserge-
brauch. Eine gute Risikovorsor-
ge schließe die Stärkung und den 
Aus- bzw. Umbau der Wasserinf-
rastruktur sowie die Wiederher-
stellung des regional spezifischen 
naturnahen Landschaftswasser-
haushaltes ein.

Notwendig seien auch ver-
bindliche Maßnahmen zur Ge-
fährdungs- und Risikobewer-
tung, effiziente Überflutungs- und 
Hochwasservorsorge, eine Inten-
sivierung der natürlichen Gewäs-
serentwicklung sowie ein wir-
kungsvolles Regenwassermanage-
ment und die Anpassung städte-
baulicher Planungen, z.B. durch 
Retentionsräume oder multifunk-
tionale Flächennutzungen. Das 
Regenwassermanagement umfas- 
se dabei u.a. die Schaffung von 
Versickerungsmöglichkeiten vor 
Ort, die Entsiegelung von Flä-
chen, die Rückgewinnung natürli-
cher wasserspeichernder Boden-
funktionen in der Land- und Forst-
wirtschaft sowie die Begrünung 
von Dach- bzw. Fassadenflächen 
(„Schwammstadt“).

„Notwendig ist ein Paradigmen-
wechsel“, so das Fazit der Ver-
bände: „Weg von der Wasserab-
führung, hin zu lokaler Wasser-
haltung und Versickerung – bei 
gleichzeitiger Berücksichtigung 
der Grundwasserbeschaffenheit.“ 
Auch im ländlichen Raum seien 
alle Möglichkeiten zur Verbesse-
rung der Grundwasserneubildung 
und Wasserspeicherung im Boden 
zu nutzen. DK

den Feldern mittels Satellitenda-
ten, Ertragsdaten durch Mähdre-
scherkartierung, Nutzung der Da-
ten aus den Bodenproben, Dün-
geplanung usw. „Ziel war es hier, 
die gesamte Nährstoffdynamik 
abzubilden, nicht nur den Stick-
stoff, und die Bestände zu beob- 
achten“, erläuterte Matthias 
Stettmer von Farmtastic Consul-
ting. Aus diesen Daten wurden 
schließlich entsprechende Appli-
kationskarten erstellt. 

Vier Felder hat Landwirt Jan 
Schadwell im Projekt. Je nach bes-
serem oder schlechterem Stand-
ort dosiert der hinten am Traktor 
angebrachte Düngerstreuer au-
tomatisch anhand der digitalen 
Daten die benötigten Mengen.  
Einige Landwirte haben selbst  

die nötigen Geräte, andere nut-
zen sie gemeinsam mit Kolle-
gen.

„Insgesamt ist es mit dem 
Konzept möglich, dem Interes-
senskonflikt zwischen erfolgrei-
chem Ackerbau und den Erfor-
dernissen des Trinkwasserschut-
zes besser gerecht zu werden. So 
kann in den Gebieten durch die 
Bündelung von fachlicher Kom-
petenz durch externe Partner, 
die Nutzung moderner/digitaler 
Methoden und Landtechnik so-
wie den innovativen Gedanken 
der ansässigen Landwirte erfolg-
reich Wasserschutz betrieben 
werden“, fasst Rudolf Eisenhut, 
der Geschäftsführer des Zweck-
verbandes, zufrieden zusam-
men. Markus Bauer

Strategische Neuausrichtung 
der Thermen nimmt Fahrt auf

Es geht erfolgreich voran mit der strategischen Neuausrichtung 
der niederbayerischen Heil- und Thermalbäder. Um Kräfte zu bün-
deln und die Arbeit in den fünf Thermen, an denen der Bezirk Nie-
derbayern zu 60 Prozent beteiligt ist, noch effizienter und wirt-
schaftlicher zu machen, werden verschiedene Kompetenzzentren 
gegründet. Auch energetisch werden die Europa Therme Bad Füs-
sing, die Wohlfühl-Therme Bad Griesbach, die Rottal Terme Bad 
Birnbach, die Limes-Therme Bad Gögging und die Kaiser-Therme 
in Bad Abbach gerade voll auf Zukunft getrimmt. 

Diese guten Nachrichten konnte 
der Vorsitzende der Bäderzweck-
verbände Dr. Olaf Heinrich den 
Verbandsräten bei den einzelnen 
Zweckverbandsversammlungen 
vermelden: „Die neuen Maßnah-
men nehmen gerade richtig Fahrt 
auf“, betonte er.

Franz Altmannsperger, stra-
tegischer Geschäftsführer der 
niederbayerischen Thermenge-
meinschaft, berichtete von zahl-
reichen Erfolgen im Zuge der 
Neuausrichtung. Ganz neu ist das 
Kompetenzzentrum für Marke-
ting, das am 1. Juli seine Arbeit 
aufgenommen hat. Es ist in der 
Rottal Terme Bad Birnbach an-
gesiedelt und ist für Marketing-
maßnahmen aus einem Guss für 
die fünf Thermalbäder zustän-
dig. „Die Arbeit ist sehr erfolg-
reich angelaufen und zeigt schon 
erste Früchte“, bilanzierte Alt-
mannsperger.

Weitere Kompetenzzentren

Was folgen soll, ist ein weite-
res Kompetenzzentrum für Per-
sonal und eines für Finanzen. Das 
Kompetenzzentrum für Personal 
nimmt ab dem 1. Januar 2024 sei-
ne Arbeit auf und soll zentral von 
der Limes-Therme Bad Gögging 
aus Personalangelegenheiten für 
alle fünf Zweckverbands-Ther-
men in die Hand nehmen. „Da-
durch werden viel bürokratischer 
Aufwand und somit auch Kos-
ten gespart und die Mitarbeiter 
haben innerhalb der Thermen-
gemeinschaft bessere Entwick-
lungsmöglichkeiten. In Zeiten des 
Fachkräftemangels sind die Auf-
gaben dieses neuen Kompetenz-
zentrums besonders wichtig“, 
machte der Verbandsvorsitzende 
Dr. Heinrich deutlich.

Bekanntlich ist gerade auch in 
den Thermalbädern der Energie-
verbrauch sehr hoch. Es gilt da-
her, die Einrichtungen energe-
tisch Schritt für Schritt unabhän-
giger und somit fit für die Zukunft 

zu machen. Die einzelnen Maß-
nahmen erörterte Bezirksbau-
meister Matthias Kopf den Ver-
bandsräten. Auch, wenn die Gas-
speicher für den Winter laut Bun-
desnetzagentur schon erfreulich 
gut gefüllt sind: Der Bezirksbau-
meister legte erste Ergebnisse 
der aktuell in der Erarbeitung be-
findlichen Energiekonzepte vor, 
und dazu sollen zeitnah die ers-
ten Schritte erfolgen.

Energie und Kosten einsparen

In den einzelnen Thermen bie-
ten sich je nach Standort ver-
schiedene Lösungen wie Wärme-
pumpen, eine Hackschnitzelan-
lage, Solarthermie, PV-Anlagen 
oder Grauwasser-Wärmenutzung 
an. „Wir stellen uns der Verant-
wortung, Energie und Kosten ein-
zusparen. Durch die Reduzierung 
von CO2-Emissionen werden die 
einzelnen Standorte klimafreund-
licher. So können wir unsere Ther-
men verantwortungsbewusst  
und dennoch leistungsfähig in die 
Zukunft führen“, unterstrich Kopf. 
Auch örtliche Bestrebungen zur 
Schaffung von Nahwärmenetzen 
werden bei Konzeptumsetzung 
berücksichtigt.

Verbandsumlagen senken

Bei allen fünf Zweckverbands-
sitzungen herrschten Harmonie  
und Einigkeit und die vorgeleg-
ten Wirtschafts- und Energie-
konzepte fielen auf fruchtba-
ren Boden. Das kommt gerade 
auch den Umlagezahlern zugu-
te, wie Zweckverbandsvorsitzen-
der und Bezirkstagspräsident Dr. 
Olaf Heinrich herausstellte: „Wir 
legen den Fokus auf Effizienz-
steigerung mit dem Ziel, die Ver-
bandsumlagen sukzessive zu sen-
ken. Dies ist in der Zukunft unbe-
dingt notwendig, um die Umla-
gezahler in schwierigen Zeiten zu 
entlasten. Es freut mich, dass wir 
hier so gut vorankommen.“ r
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Aufschwung nach der Pandemie
Messe München im Jahr 2022 wieder in den schwarzen Zahlen

Nach der Schockstarre der Coronajahre ist die Messe München wie-
der zu neuem Leben erwacht. Das Prinzip des persönlichen Kontakts 
hat sich gegenüber der Onlineveranstaltungen durchgesetzt. Für die 
Messe München bedeutet das, dass es sogar noch besser lief, als die 
Hochrechnungen im Dezember 22 vermuten ließen. Das Ergebnis 
verbesserte sich nach dem Pandemie-Defizit beim EBITDA um 156 
Millionen Euro: von minus 33 Millionen Euro 2021 auf ein Plus von 
123 Millionen für das Jahr 2022. Die Messe München schreibt da-
mit wieder schwarze Zahlen und macht einen Gewinn von 52 Milli-
onen Euro. Mit einem Umsatz von 413 Millionen Euro liegt sie über 
dem Markt-Durchschnitt. „Dieses Guthaben wollen wir zielgerichtet 
in Personal, Digitalisierung, das Gelände und den Schuldenabbau in-
vestieren“, erläutern Dr. Reinhard Pfeiffer und Stefan Rummel. Der 
Erfolg setzt sich auch 2023 mit neuen Bestwerten fort.

Der Messekalender war zum 
Neustart 2022 dicht gedrängt: Es 
waren 17 eigene Veranstaltun-
gen im Inland, 21 im Ausland und 
88 Gastveranstaltungen. Nach 
München kamen 29.000 Ausstel-
ler und 1,4 Millionen Besucher, zu 
den Veranstaltungen im Ausland 
2.800 Aussteller und 162.000 Be-
sucher. Es war deutlich zu spü-
ren, dass wegen der Coronaauf-
lagen in China und des russischen 
Angriffskrieges auf die Ukrai-
ne Aussteller und Besucher aus 
Russland, der Ukraine und China 
wegblieben. Außerdem hat die 
Messe München ihr Geschäft in 
Russland eingestellt.

Der Aufwärtstrend  
geht auch 2023 weiter

Der Aufwärtstrend setzt sich 
nahtlos in diesem Jahr fort. Das 
bestätigt der überaus erfolgrei-
che Start ins Jahr 2023. Man spürt 

auch den Nachholbedarf bei al-
len. „Die ersten Messen des Jah-
res 2023 schließen in München 
und im Ausland mit Rekorden bei 
den Aussteller- und Besucher-
zahlen ab, die wir so bald nicht 
erwartet hatten“, so die beiden 
Geschäftsführer. Die Pluspunk-
te: Die Messe München ist eine 
Plattform für Innovationstreiber. 
Außerdem ist sie ein weltweit ge-
fragter Partner und zuverlässiger 
Dienstleister für Messen und gro-
ße Kongresse. 

Der Messekalender 2023 ist 
dicht belegt: 15 Veranstaltun-
gen im Inland (davon zehn im 
ersten Halbjahr), 40 im Ausland 
und 91 Gastveranstaltungen auf 
der Messe, im ICM-Internatio-
nal Congress Center Messe Mün-
chen oder dem MOC in Freimann.

Corona war nicht die einzige 
Herausforderung für das Messe-
geschäft im In- und Ausland: Der 
Angriffskrieg auf die Ukraine, In-

flation oder gestörte Lieferket-
ten. „Diese Auswirkungen haben 
Einfluss auf unser Unternehmen, 
auf unsere Kunden, auf die Wert-
schöpfungsketten der Industrien 
und damit auch auf unsere Mes-
sen“, so die beiden Messechefs 
Dr. Reinhard Pfeiffer und Ste-
fan Rummel: „Messen sind eben 
auch Seismographen politischer, 
wirtschaftlicher und gesellschaft-
licher Entwicklungen.“

Die Messe München reagiert 
darauf: Mit der Konzentration auf 
das Kerngeschäft, Digitalisierung 
und mit einem erweiterten Blick 
auf neue Wachstumsmärkte im 
Ausland. Dazu gehören Südost-
asien, die USA und Südamerika. 
Dr. Reinhard Pfeiffer und Stefan 
Rummel: „China ist und bleibt für 

die Messe München ein wichti-
ger Fokus- und Wachstumsmarkt. 
Insgesamt ist eine Lehre aus den 
neuen Herausforderungen, dass 
wir unsere Abhängigkeiten ver-
meiden. Deshalb diversifizieren 
wir unsere Auslandsstrategie.“

Corona: Trendverstärker  
für die Digitalisierung

Ein positiver Effekt der Pan-
demiejahre ist: Corona ist ein 
Trendverstärker, der Digitalisie-
rung und Nachhaltigkeit mehr 
in den Fokus gerückt hat. „Wir 
verstehen Digitalisierung als ei-
ne Ergänzung vor, während und 
nach Messen“, so die beiden Ge-
schäftsführer: „Wir glauben an 
Präsenzmessen und werden sie 
digital erweitern, zum Beispiel 
mit Branchenplattformen. Denn 
in der Digitalisierung steckt unse-
re Chance, die Customer Experi-

Mit Stefan Rummel (l.) und Dr. Reinhard Pfeiffer (r.) sieht sich Mi-
nisterpräsident Dr. Markus Söder die Solaranlage auf dem Dach der 
Messe München an. Bild: Messe München

IFAT 2024: 

Jahrmarkt der Ideen
Stefan Rummel ist seit Juli 2022 gemeinsam mit Dr. Reinhard 
Pfeiffer Geschäftsführer der Messe München. Zu seinem Ver-
antwortungsbereich gehört die IFAT, die Weltleitmesse für 
Umwelttechnologien, die vom 13. bis 17.3.2024 in München 
stattfindet. Warum gerade diese Veranstaltung für Besucher 
aus bayerischen Kommunen interessant ist, darüber konnte 
GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel mit ihm sprechen.  
GZ: Herr Rummel, die Leser der Bayerischen GemeindeZeitung 
sind bayerische kommunale Entscheidungsträger, also Bürger-
meisterinnen, Stadt- und Gemeinderäte sowie Mitarbeiter in 
den Verwaltungen. Welche Veranstaltung auf dem Münchner 
Messegelände darf unsere Leserschaft in naher Zukunft nicht 
verpassen?
Stefan Rummel: Dazu gehört natürlich die IAA Mobility, die 
vom 5.-8. September läuft und Mobilitätslösungen vorstellt 
sowie Fragen rund um die Verkehrsplanung behandelt. Vom 
4.-6. Oktober findet die Immobilien- und Standortmesse Ex-
po Real statt und vom 13.-17.3.2024 öffnen wir die Tore für die 
IFAT, die Weltleitmesse für Umwelttechnologien ist.
GZ: Wie groß und wie international wird die IFAT? 
Rummel: Der Neustart der IFAT im vergangenen Jahr ist be-
reits besser verlaufen als erwartet. Wir durften Aussteller aus 
60 und Besucher aus 155 Ländern begrüßen. Im Schnitt sind in 
Deutschland 2022 die Besucherzahlen von Messen gegenüber 
den Vorpandemiezeiten um 37 Prozent eingebrochen. Für 
die IFAT betrug der Rückgang lediglich 16 Prozent. Und jetzt 
kommt das Geschäft stärker wieder zurück, nun können auch 
unsere chinesischen Partner wieder anreisen. Es sind bereits 
alle 18 Hallen und große Teile des Freigeländes ausgebucht. 
GZ: Mit den Themen Wasser-, Abwasser-, Abfall- und Roh-
stoff- sowie Kreislaufwirtschaft ist die IFAT die Zukunftsmesse 
schlechthin. Gibt es schon jetzt erkennbare Trends oder tech-
nische Errungenschaften, die im kommenden Frühjahr vorge-
stellt werden?
Rummel: Der Fokus liegt auf Kreislaufwirtschaft und Recycling 
– sei es im Wasser- oder Abwasserbereich, in der Baubranche 
oder beim Abfall generell. Es geht darum die Stoffkreisläufe 
zu schließen. Aber auch im Bereich der Städteplanung grei-
fen wir Ideen wie bspw. das Schwammstadtprinzip auf. Da-
mit verbunden sind natürlich digitale Lösungsmöglichkeiten 
und Fragen zu Förderungen und Finanzierung. Ich stelle hier 
auch den praktischen Nutzen der Messe für die Leserschaft 
der Bayerischen GemeindeZeitung ganz klar heraus. Die Ent-
scheidungsträger in den bayerischen Kommunen, das sind die 
Macher und Macherinnen einer besseren Welt. Sie gehen mit 
gutem Beispiel voran und legen gleichzeitig die Rahmenbedin-
gungen für alle anderen fest. Und die IFAT präsentiert genau 
dieser Zielgruppe, was alles bereits jetzt möglich ist. Markie-
ren Sie sich also den 13.-17.3.2024 im Kalender!
GZ: Wenn man die Welt zum Thema Umwelt- und Ressourcen-
schutz nach München holt, sollte man mit gutem Beispiel vor- 
an gehen. Wie nachhaltig ist das Münchner Messegelände? 
Rummel: Die Anlage war seinerzeit visionär angelegt worden 
und hat immer noch Potential für Innovationen. Erst kürzlich 
konnte Ministerpräsident Dr. Markus Söder sich selbst ein Bild 
von der 38.000 Quadratmeter großen Solaranlage machen, 
die in 25 Jahren Betriebslaufzeit 26 Millionen kWh Strom er-
zeugt und 10.000 Tonnen CO2 eingespart hat. Momentan 
wird ein digitaler Zwilling erstellt, damit wir bis Ende des Jah-
res einen konkreten Plan haben, um bis 2030 klimaneutral zu 
werden.
Vielen Dank für das Gespräch!  CH

ence weiter zu verbessern und zu 
individualisieren.“

Beispiele für Branchenplattfor-
men sind die BAU Insights, die 

erste personalisierte und inter-
aktive Informationsplattform der 
Bauindustrie. Sie erweitert die 
physische Messe BAU auf 365 
Tage im Jahr. Oder die digital-
BAU, eine Konferenz und Netz-
werk-Plattform. Dr. Reinhard Pfei-
fer und Stefan Rummel wissen: 
„Früher waren Messeveranstalter 
Flächenvermieter. Heute sind wir 
multifunktionale und verlässliche 
Servicepartner für die Customer 
Journey.“

Optimistisch  
in das zweite Halbjahr 2023

„Messen schaffen Erlebnisse, 
und sie zeigen heute die Welt von 
Morgen. Der Wettbewerb wird 
intensiver, und da müssen wir 
angesichts der globalen Heraus-
forderungen sehr wachsam blei-
ben“, resümieren die beiden Ge-
schäftsführer Dr. Reinhard Pfeif-
fer und Stefan Rummel: „Unse-
re Ausstellungen spielen eine 
wichtige Rolle, wenn es darum 
geht, Menschen mit ihren Ideen 
und Wünschen zu verbinden, In-
novationen voranzutreiben und 
das Wirtschaftswachstum zu för-
dern.“ Die Chancen der Messen 
seien beispiellos: „Die Möglich-
keit, sich persönlich zu treffen, 
Wissen auszutauschen, Produkte 
und Dienstleistungen zu präsen-
tieren und langfristige Partner-
schaften einzugehen. – Messen 
sind eben systemrelevant.“  r

Jahresbilanz 2022 der NürnbergMesse Group:

Wieder in der Erfolgsspur
Obwohl Messen und Kongresse coronabedingt in Deutschland erst 
im März 2022 begannen, meldet sich die NürnbergMesse stark zu-
rück. Sie organisierte im Geschäftsjahr 2022 88 Veranstaltungen in 
Deutschland und weitere 67 weltweit mit knapp 23.500 Ausstel-
lern und über 989.000 Besuchern auf einer Nettofläche von knapp 
842.000 Quadratmetern. Im von Corona geprägten Vorjahr waren 
es nur 5.493 Aussteller, 315.000 Besucher und knapp 177.000 Qua-
dratmeter Ausstellungsfläche, wie Prof. Dr. Roland Fleck und sein 
CEO-Kollege Peter Ottmann im Rahmen der Jahrespressekonferenz 
erläuterten.

Die hohe Beteiligung an den 
Veranstaltungen habe zu deutlich 
positiven Finanzergebnissen ge-
führt: Der Umsatz von 257 Mio. 
Euro liege in etwa zwischen dem 
Niveau von 2012 und 2016 (236 
bzw. 288 Mio. Euro) und markie-
re den vierthöchsten Umsatz in 
der Unternehmensgeschichte.

le, die Consozial, die SPS und die 
BrauBeviale.

Derzeit investiert die Nürn-
bergMesse weiter deutlich in ihr 
Messegelände mit dem Ziel, die-
ses bis Ende 2028 CO2-neutral 
mit Energie zu versorgen. Hier-
für werden bis Ende 2024 rund 
21.000 Photovoltaikmodule auf 

ten) „haben wir damit auch die 
vergangene Strategieperiode er-
folgreich abgeschlossen“, kons-
tatierte Fleck. „In dieser Periode 
haben wir die NürnbergMesse zu 
einer der zwölf größten Messe-
veranstalter der Welt entwickelt, 
ein stetiges Umsatzwachstum 
von 7,5 Prozent p.a. (2008-2018) 
erreicht, ein Wachstum des Ge-
samtumsatzes um mehr als 100 
Prozent erzielt, fünf internationa-
le Tochtergesellschaften gegrün-
det, 85 Messen in unser globales 
Portfolio aufgenommen und 54 
verloren oder abgesagt. Zudem 
haben wir seit 2010 190 Mio. Eu-
ro in unseren Standort in Nürn-
berg und weitere 45 Mio. Euro in 
Akquisitionen investiert.“

Im zweiten Halbjahr 2023 fin-
den noch ca. 75 Veranstaltun-
gen weltweit statt, darunter 40 in 
Nürnberg. Auf der Basis der gu-
ten Buchungszahlen rechnet die 
NürnbergMesse trotz des tur-
nusgemäß schwächeren ungera-
den Messejahres 2023 mit einem 
Umsatz von rund 230 Mio. Euro. 
 DK

Peter Ottmann und Prof. Dr. Roland Fleck, CEOs NürnbergMesse 
Group.  Bild: NürnbergMesse / Ralf Rödel

NürnbergMesse mit neuem Führungsteam
Die NürnbergMesse Group passt ab dem 1. August 2023 ih-
re Führungsstruktur an: Wie der Aufsichtsrat beschloss, wer-
den die Verantwortlichkeiten im Management der Messege-
sellschaft neu zugeschnitten. Peter Ottmann, der seit 2011 die 
NürnbergMesse Group gemeinsam mit Prof. Dr. Roland Fleck 
als CEO leitet, übernimmt nach dessen Eintritt in den Ruhe-
stand zum 1. August die alleinige Geschäftsführung.

Das neue Führungsteam besteht künftig aus den vier Mitglie-
dern der Geschäftsleitung Petra Wolf, Dr. Thomas Koch, Dr. Mar-
tin Kassubek und Dirk Blum. Diese werden direkt an Peter Ott-
mann berichten und künftig die Funktion von Senior Bereichslei-
tungen innehaben.  DK

„Pandemiebedingt war 2022 
für uns ein ‚Rumpfgeschäfts-
jahr‘. Drei starke Quartale haben 
im vergangenen Jahr aber aus-
gereicht, um uns zurück auf die 
Erfolgsspur zu bringen. Unsere 
Kunden wollen sich wieder per-
sönlich auf Messen treffen – das 
sehen wir in Nürnberg und welt-
weit“, freute sich Roland Fleck. 
Auch Peter Ottmann blickt zu-
versichtlich in die Zukunft: „Das 
Messegeschäft erholt sich welt-
weit rasant. Unsere Messen sind 
wieder in der Erfolgsspur.“

Nürnberg und München 
schreiben Messegeschichte

Wie Ottmann weiter ausführ-
te, „konnten wir im Mai nach der 
Corona-Pandemie am Messe-
platz Nürnberg endlich die „Le-
gal Revolution“ durchführen, Eu-
ropas größte Kongressmesse 
für die gesamte Rechtswelt, für 
Wirtschaftskanzleien und Com-
pliance-Organisationen. Messe-
geschichte hätten vor wenigen 
Wochen die Messe München und 
die NürnbergMesse geschrieben. 
Um ihre führenden Positionen 
auf dem Weltmarkt weiter zu fes-
tigen, führten die beiden Gesell-
schaften ihre Fachmessen drink-
tec und BrauBeviale im gemein-
samen Joint Venture Yontex mit 
Sitz in Nürnberg zusammen. Als 
Messe-Höhepunkte in der zwei-
ten Jahreshälfte 2023 nann-
te Ottmann unter anderem die 
Powtech, die it-sa, die Kommuna-

den Hallendächern angebracht 
und mit einem Second-Life-Bat-
teriespeicher kombiniert. Bis En-
de 2023 sollen rund 9.500 Mo-
dule auf den Hallen 3, 3A und 3C 
montiert werden; gut die Hälfte 
davon wird noch heuer den Be-
trieb aufnehmen und das Messe-
gelände mit Strom versorgen.

Nach Roland Flecks Wor-
ten „blicken wir vom Scharnier-
jahr 2023 aus voller Optimismus 
auf die kommenden Messejah-
re“. Diese positive Einstellung 
teile auch die weltweite Mes-
sebranche, die sich inzwischen 
aus der Corona-Krise herausge-
kämpft hat. So zeige eine Progno-
se der renommierten Marktfor-
scher von AMR allein von 2021 
auf 2022 ein Wachstum von 67 
Prozent – und das, obwohl 2022 
bei weitem noch kein „pande-
miefreies Jahr“ war. „Eine Erho-
lung bis auf das Vor-Corona-Ni-
veau soll sich in den nächsten 
zwei bis drei Jahren fortsetzen 
und ab 2026 erwartet der globa-
le Messemarkt sogar neue Um-
satzrekorde mit bis zu 15 Prozent 
über dem Niveau von 2019“, be-
tonte der CEO.

Strategieperiode  
erfolgreich abgeschlossen

In den vergangenen Mona-
ten habe die NürnbergMesse ei-
ne neue Strategie entwickelt, die 
das Unternehmen bis 2026 tra-
gen wird. Mit Blick auf seinen Ein-
tritt in den Ruhestand (siehe Kas-

Barrierefreier Urlaub
Fünf bayerische Urlaubsregionen  

mit dem Siegel „Reisen für Alle“ zertifiziert

Nürnberg, Chiemsee-Alpenland, Alpenregion Tegernsee Schliersee, 
Kelheim und Bayerischer Wald sind jetzt auch zertifiziert ausgezeich-
nete Urlaubsregionen. Laut Wirtschafts- und Tourismusminister Hu-
bert Aiwanger bietet Bayern „bereits jetzt die meisten zertifizierten 
Angebote für das bundesweite Kennzeichnungssystem ‚Reisen für 
Alle‘.“ Barrierefreier Urlaub ist für Menschen mit Einschränkungen 
genauso interessant wie für Familien mit kleinen Kindern und Gäste, 
die Wert auf besonderen Komfort legen. Insgesamt tragen in Bayern 
586 touristische Anbieter das Siegel. 

Bei den Regionen sind die Ange-
bote entlang der gesamten touris-
tischen Servicekette – von Anrei-
se bis Abreise, von Unterkunft und 
Gastronomie bis hin zu Sehens-
würdigkeiten und Freizeitaktivitä-
ten – vernetzt und bieten verläss-
liche Informationen zur Barriere-
freiheit. Die Zertifizierung wurde 
vom Bayerischen Wirtschaftsmi-
nisterium mit 100.000 Euro geför-
dert. Für die Umsetzung des Kenn-
zeichnungssystems in Bayern ist 
die Bayern Tourismus Marketing 
(BayTM) federführend.

Holger Kiesel, Beauftragter der 
Bayerischen Staatsregierung für 
die Belange von Menschen mit Be-
hinderung: „Damit Menschen mit 
Behinderung ihr Recht auf selbst-
bestimmte Freizeitgestaltung und 

ihren Wunsch nach einem ent-
spannten Urlaubserlebnis umset-
zen können, ist Barrierefreiheit 
auf der gesamten Reisekette un-
abdingbare Voraussetzung!“

Barbara Radomski, Geschäfts-
führerin Bayern Tourismus Mar-
keting: „Die BayTM als Landestou-
rismusorganisation hat sich 2015 
bewusst dafür entschieden, als 
Masterlizenznehmer für das Kenn-
zeichnungssystem ‚Reisen für al-
le‘ zu fungieren. Gemeinsam mit 
unserem Partner, der Bayern Tou-
rist GmbH, haben wir es geschafft, 
Bayern auf dem Weg zur Barriere-
freiheit ein gutes Stück voranzu-
bringen. Davon profitieren nicht 
nur die Betroffenen, die Qualität 
im Tourismus konnte allgemein 
verbessert werden.“  r
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Die Stadt Nürnberg, größ-
te Stadt in Franken, aktuell (31. 
März 2023) sind bei uns 541.133 
Personen mit Hauptwohnung 
gemeldet.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Meine Amtszeit hat am  
1. Mai 2020 begonnen. Ich bin 
hauptamtlich als Oberbürger-
meister der zweitgrößten Stadt 
in Bayern tätig.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 

Flächen entsiegeln? Wo rich-
ten wir neue Grünflächen ein? 
Wie gestalten wir eine umwelt-
verträgliche urbane Mobilität? 
Das sind nur einige der bren-
nenden Fragen.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Nürnberg hat einen Höchst-
stand an Einwohnern: Wie kön-
nen wir in einer dicht bebauten 
Stadt weiteren, vor allem auch 
bezahlbaren Wohnraum schaf-
fen? Der Ausbau der Kinderbe-
treuung beschäftigt uns eben-
so wie der Neubau von Schu-
len. Durch den Zuzug müssen 

Marcus König
Oberbürgermeister  
der Stadt Nürnberg

vor aus?
Ich war zuvor Abteilungsdirektor bei einer 

Bank. Nein, den Beruf musste ich mit Amtsantritt 
aufgeben.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Ich habe mich schon seit meiner Jugendzeit 
politisch engagiert. Zuletzt war ich Vorsitzender 
der CSU-Fraktion im Nürnberger Stadtrat. Mein 
persönlicher Anreiz: Ich möchte meine Heimat-
stadt mitgestalten. Nürnberg liegt mir am Her-
zen. Menschen aus über 170 Nationen leben bei 
uns. Ich möchte, dass sie sich – und sei es nur vor-
übergehend – als Nürnbergerinnen und Nürnber-
ger fühlen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Wie bereitet man sich auf das Amt des Ober-
bürgermeisters vor? Geht das überhaupt bei 
der Fülle der Aufgaben? Am Tag nach meiner 
Wahl hat mich mein Vorgänger Dr. Ulrich Maly 
sofort in sein Alltagsgeschäft mit eingebunden. 
Früh morgens, am Montag nach der Stichwahl 
– wir waren ja bereits in der Corona-Pande-
mie – begann mein Tag mit der Führungsgrup-
pe Katastrophenschutz. Aber natürlich war ich 
als Fraktionsvorsitzender schon mit vielen Pro-
zessen bei der Stadt vertraut. Trotzdem ist es 
eine vollkommen neue Aufgabe. Man lernt mit 
dem Amt.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Ganz klar: Krisenbewältigung. Corona und sei-
ne Folgen. Das Thema hat mich fast die gan-
ze erste Hälfte meiner Amtszeit begleitet. Dann 
kam Anfang 2022 der russische Überfall auf die 
Ukraine dazu mit den vielen Menschen, die aus 
ihrer Heimat fliehen mussten. Und, wenn Sie so 
wollen: die Krise in der Krise brachte dann auch 
noch die große Herausforderung (oder dritte Kri-
se) mit sich, nämlich die Frage nach der Sicher-
heit der Energieversorgung.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Die Themen, die ich gemeinsam mit dem Rat 
und der Verwaltung der Stadt Nürnberg ne-
ben der Krisenbewältigung seit Mai 2020 auch 
schon angegangen bin: Wie machen wir Nürn-
berg fit für den Klimawandel? Wo können wir 

wir permanent auch die Infrastruktur anpassen.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Haben Sie keine Angst vor der Herausforde-
rung und gehen Sie mit viel Mut, Zuversicht und 
Engagement die Aufgaben an! 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Nürnberg hat eine große Tradition der Bür-
gerbeteiligung. Wir machen neben Bürgerver-
sammlungen auch Mobile Bürgerversammlun-
gen. Viele Projekte werden durch Bürgerbetei-
ligung begleitet. Ich nenne zwei Beispiele: Wo 
neue Fahrradständer oder Mobilitätsstationen 
im Stadtgebiet hinkommen, bestimmen die Bür-
gerinnen und Bürger mit. 2030 richtet Nürnberg 
die Urbane Gartenschau aus. Es ist die 50. Lan-
desgartenschau. Von Beginn an wird die Bürger-
schaft mitgenommen bei diesem spannenden 
Prozess. Ich lege zudem sehr viel Wert darauf, 
mir im Austausch mit Kolleginnen und Kollegen 
ein Meinungsbild zu machen und so zu einer Ent-
scheidungsfindung zu kommen. Kooperation und 
Konsens sind mir enorm wichtig.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung wird unser aller Leben ver-
ändern. Auch in der Kommunalpolitik. Wir sind in 
Bayern schon jetzt die Kommune mit den meis-
ten digitalen Angeboten. Das heißt: Viele Verwal-
tungsvorgänge können die Menschen bereits von 
zuhause aus erledigen. Das erleichtert auch bei 
uns in der Verwaltung die Abläufe. Die Angebo-
te – und damit der Bürgerservice – werden wei-
ter ausgebaut. Aber es wird immer auch analoge 
Angebote geben. Mein Motto: Digilog. Im Dialog 
mit den Bürgerinnen und Bürgern spielen digita-
le Medien aber eine immer größere Rolle. Feed- 
back kommt auch für die Kommunalpolitik viel 
schneller. Zustimmung und Protest artikulieren 
sich oft sofort, schon im Frühstadium von Ideen 
oder Projekten. Hierauf müssen wir (viel schnel-
ler) reagieren. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Die Dinge mit Optimismus angehen.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Ist es für diese Frage nicht noch ein bisschen 
früh? Okay: Als ein Oberbürgermeister, der den 
Menschen zuhört, auf sie zugeht; ja, ganz ehrlich: 
ihre Sorgen ernst nimmt und versucht Lösungen 
zu finden.  r

© Christine Dierenbach / Stadt Nürnberg

900 Jahre Neufahrn i. NB
2023 ist ein Festjahr für die Gemeinde Neufahrn i. NB im Landkreis 
Landshut. Gefeiert wird der 900. Geburtstag mit einer Reihe von Ver-
anstaltungen. „Wir wollen aus Vergangenem lernen, in der Gegen-
wart die Weichen stellen und über die Zukunft sprechen und disku-
tieren“, betont Bürgermeister Peter Forstner. Mit Stolz könne man 
auf das 900-jährige Jubiläum blicken.

Am 13. Januar 1123 wurde 
Neufahrn – „Newfar“ – zum ers-
ten Mal urkundlich erwähnt. Graf 
Ernst von Kirchberg schenkte 
die Güter Neufahrn dem Kloster 
Mallersdorf zum Seelenheil sei-
nes verstorbenen Vaters Hein-
rich. Am 13. Januar 2023 – genau 
900 Jahre später – fand daher der 
Neujahrsempfang der Gemeinde 
statt. Musik, Reden und Auffüh-
rungen stimmten die Festgäste 
auf das Festjahr ein.

Kommune  
heißt Gemeinschaft

Wirtschaftsminister und stell-
vertretender Ministerpräsident 
Hubert Aiwanger und Landrat 
Peter Dreier gratulierten der Ge-
meinde zu ihrem Jubiläum. Sie 
betonten beide die Bedeutung 
der Gemeinschaft und des Eh-
renamts für eine Gemeinde. Ge-
meinsam könne man Herausfor-
derungen bewältigen und mit 
Optimismus in die Zukunft bli-
cken.

Aiwanger hob die stabilisieren-
de Wirkung des Ehrenamts gera-
de in unsicheren Zeiten hervor. 
Der Zusammenhalt in der Gesell-
schaft müsse viel mehr nach vor-
ne gestellt werden. Dreier beton-

te, dass in einer Kommune, was 
übersetzt Gemeinschaft bedeu-
te, vieles einfacher gehe. Auch 
der Landkreis mit seinen 35 Ge-
meinden sei nur gemeinschaft-
lich stark. Mit einer Videobot-
schaft gratulierte auch Minister-
präsident Markus Söder zu die-
sem besonderen „Geburtstag“.

Vor kurzem fand das Festwo-
chenende mit historischem Um-
zug statt. Rund 700 Mitwirken-
de aus 26 Vereinen oder Verbän-
den stellten wichtige Ereignisse 
aus der 900-jährigen Geschich-
te Neufahrns dar. Thematisiert 
wurden unter anderem die ver-
eitelte Plünderung des Schlosses 
durch die kaiserlichen Truppen, 
die Pestzeit sowie die Fluchtbe-
wegung nach dem zweiten Welt-
krieg. Aber auch konkrete Ent-
wicklungen in der Gemeinde 
wurden dargestellt: die Elektrifi-
zierung 1908, der Bau der Was-
serleitung 1911, sowie die Eröff-
nung der „Kinderbewahranstalt“ 
1929. Als besonders spannend 
erwies sich die Darstellung des 
Ziegeleibrandes im Mai 1962.

Im Oktober ist ein Festabend 
geplant. Und auch für Familien 
wird es Veranstaltungen geben. 
Eine große Silvesterparty been-
det das Festjahr.  DK

Dr. Hermann Ulm (Sprecher des Projekts Reprola und Landrat von Forchheim, 3.v.l.) und die weiteren 
Beteiligten am Leitfaden bei der Vorstellung des Leitfadens auf der Konferenz „Zukunft. Fläche. Außenbe-
reich – Nachhaltig“ (landwirtschaftliche Flächen sichern, Wertschöpfung und Entwicklungen in der Metro-
polregion Nürnberg gestalten). Bild: Rudi Ott

Flächenfußabdruck verkleinern:

Ohne Felder  
keine regionalen Lebensmittel

Felder, Wiesen, und Teiche erhalten – ein deutschlandweit einzigarti-
ger Leitfaden zeigt gute Beispiele in der Metropolregion Nürnberg für 
den verantwortungsvollen Umgang mit landwirtschaftlichen Flächen.

Der Flächenverlust ist ein gra-
vierendes Umweltproblem auch 
in der Metropolregion. Aktuell 
stehen rechnerisch in der Metro-
polregion Nürnberg pro Einwoh-
ner 2.670 Quadratmeter land-
wirtschaftliche Fläche zur Verfü-
gung, so viel wie etwa 10 Tennis-
felder. Das ist deutlich mehr als 
der Durchschnitt anderer deut-
scher Metropolregionen. Aktuell 
könnte die Metropolregion the-
oretisch ihre Lebensmittel in der 
Region erzeugen, pro Person wä-
ren dafür 2060 Quadratmeter 
nötig. Rechnet man den Flächen-
bedarf für Biogas und Photovol-
taik hinzu, wird die Fläche knapp. 
„Die verfügbare landwirtschaftli-
che Fläche ist ein großer Schatz 
unserer Region“, sagt Dr. Her-
mann Ulm, Landrat des Landkrei-
ses Forchheim und Sprecher des 
Projekts ReProLa. 

Flächen für Lebensmittel  
unter Druck

Daraus entsteht eine Vielfalt 
an regionalen Lebensmitteln, die 
einmalig ist: Bauernbrot, Wurst, 
Karpfen oder Spargel. Die wirt-
schaftliche Bedeutung für die 
Metropolregion ist enorm: rund 

100.000 Beschäftigte arbeiten 
in der hiesigen Land- und Ernäh-
rungswirtschaft, so viele wie in 
der Automobilzulieferindustrie. 
Große Anteile einzigartiger, über 
Jahrhunderte gewachsener Kul-
turlandschaften prägen die Me-
tropolregion: Teichlandschaften, 
Magerwiesen oder Streuobst-
bäume.

Doch Getreidefelder und Streu- 
obstwiesen sind unter Druck: Pro 
Jahr gehen in der Metropolregi-
on 1.450 Hektar landwirtschaft-
liche Fläche verloren – meist 
für Straßen, Gewerbe, Indust-
rie oder Wohnhäuser. Rechne-
risch verliert pro Jahr eine Kom-
mune in der Metropolregion ih-
re landwirtschaftliche Fläche. 
„Landwirtschaftliche Flächen 
sind nicht nur reine Produktions-
fläche für Lebensmittel und Ein-
kommensquelle für Erzeugerin-
nen und Erzeuger, sie sind auch 
maßgeblich für den Arten- und 
Klimaschutz. Der Verlust land-
wirtschaftlich genutzter Flächen 
erschwert die Herstellung von re-
gionalen Lebensmitteln, es gehen 
gewohnte und prägende Land-
schaftsbilder verloren, die Biodi-
versität nimmt ab und gleichzei-
tig wird der Rückgang von Land-

wirtschaftsbetrieben beschleu-
nigt“, sagt Prof. Otmar Seibert 
von der Forschungsgruppe Agrar- 
und Regionalentwicklung in 
Triesdorf. Die Corona-Pandemie 
und die Ukraine-Krise haben ge-
zeigt wie wertvoll eine Ernäh-
rungswirtschaft ist, die unabhän-
gig von internationalen Lieferket-
ten ist.

Landwirtschaft  
und Kommune

Der Umgang mit landwirt-
schaftlichen Flächen steht ak-
tuell jedoch kaum im Fokus von 
Kommunen. Im Rahmen des 
Bundesforschungsprojektes „Re-
ProLa“ (regionalproduktspezifi-
sches Landmanagement) wurde 
daher ein Leitfaden entwickelt. 
„Dieser Leitfaden ist deutsch-
landweit einzigartig – so zeigt 
er gute Beispiele aus der Met-
ropolregion, wo Kommunen be-
reits heute sparsam mit land-
wirtschaftlichen Flächen umge-
hen. Das ist ein wichtiger Schritt 
zu einem gesellschaftlichen Um-
denken. Wir müssen uns endlich 
klarmachen, was der Verlust von 
Landwirtschaftsfläche bedeutet. 
Ohne Flächen werden wir in Zu-
kunft keine regionalen Lebens-
mittel mehr produzieren kön-
nen“, fasst Landrat Dr. Hermann 
Ulm zusammen.

Leitfaden stellt gute  
kommunale Beispiele vor

Vorgestellt wurde der Leit-
faden bei der Fachkonferenz  
„Zukunft.Fläche.Außenbereich – 
Nachhaltig (landwirtschaftliche) 
Flächen sichern, Wertschöpfung 
und Entwicklungen in der Me- 
tropolregion Nürnberg gestal-
ten“ im Pilatushof bei Forchheim. 
Der Leitfaden für kommunales 
Flächenmanagement ist Teil des 
Aktionsplans „Heimat für Regi-
onalprodukte“. Der Aktionsplan 
enthält strategische Projekte für 
eine zukunftsfähige Land- und Er-
nährungswirtschaft und soll auf 
der nächsten Ratssitzung in Er-
langen durch den Rat der Metro-
polregion beschlossen werden. 

Gemeinde Langenfeld

Eine seit vielen Jahren still-
stehende Gewerbebrache am 
Ortseingang von Langen- 
feld, (Landkreis Neustadt a.d 
Aisch-Bad Windsheim) wurde 
zum gemeindlichen Dienstleis-
tungszentrum umgenutzt: ein 
Dorfladen mit Backfiliale, Ge-
tränkemarkt, Poststation, Geld-
automaten und Lotto-Annah-
mestelle. Das Besondere daran 
ist, dass die Bürger von Langen-
feld über eine Bürgergesell-
schafft an der Weiterentwick-
lung des Dorfladens beteiligt 
sind. „Schnell hat sich in Langen-
feld herausgestellt, dass etwas 
innerorts passieren muss. Älte-
re Menschen, Familien mit Kin-
dern und Junge haben Bedarf 

nach passenden, vielfältigen 
Wohnformen und Versorgungs-
möglichkeiten; gleichzeitig dro-
hen immer mehr Leerstände bei 
Hofstellen und Wirtschaftsge-
bäuden. Wir haben uns mit ei-
nem langen Atem auf die Innen- 
entwicklung konzentriert und 
freuen uns über die Erfolge. Da-
zu gehört aber auch der Erwerb 
von Flächen im Außenbereich, 
um handlungsfähig zu sein, z. B. 
für den Erwerb von Ausgleichs-
flächen oder für Tauschoptio-
nen“, so Reinhard Streng, Erster 
Bürgermeister der Gemeinde 
Langenfeld über sein Projekt.

Gemeinde Litzendorf

In der Gemeinde Litzen-
dorf (Landkreis Bamberg) wur-
de 2007 der Grundsatzbe-
schluss „Innen- vor Außenent-
wicklung“ getroffen. Dabei 
wurde die Bürgerschaft einbe-
zogen um Impuls-Projekte im 
Ortskern umzusetzen: Büche-
rei, Bürgerhaus, Sport- und Na-
herholungsflächen. „Für die Le-
bensqualität in einer Kommu-
ne sind attraktive und beleb-
te Zentren wichtige Parameter. 
Gerade die bei uns in den Kern- 
orten noch vorhandenen klein-
gliedrigen Geschäfts- und Dienst-
leistungsbetriebe sorgen neben 

den öffentlichen Einrichtungen 
für Belebung und Begegnung al-
ler Generationen in den Zentren. 
Die Aufwertung des öffentlichen 
Raums hat auch Privateigentü-
mer motiviert, ihre Liegenschaf-
ten zu modernisieren“, be-
schreibt Wolfgang Möhrlein, Ers-
ter Bürgermeister der Gemeinde 
Litzendorf, die Situation vor Ort.

Gemeinde Effeltrich

Eine Bestandsaufnahme in 
der Gemeinde Effeltrich (Land-
kreis Forchheim) hat gezeigt, 
dass innerorts großes Potenzial 
für Bau- und Umnutzungsmög-
lichkeiten vorhanden ist. Brach-
flächen und leerstehende Ge-
bäude werden nun sukzessiv re-
aktiviert, zum Beispiel zu Baum-
schulen und Gärtnereien. Nach 
einem Grundsatzbeschluss prio-
risiert die Gemeinde die Innen- 
entwicklung. 

Peter Lepper, Erster Bürger-
meister der Gemeinde Effeltrich, 
sagt: „Als Bürgermeister einer 
kleinen Gemeinde setze ich auf 
eine maßvolle Siedlungsent-
wicklung im Bestand. Die Kos-
ten für große Siedlungserweite-
rungen belasten die Kommune 
über Jahrzehnte und ziehen vor-
her nicht bedachte Folgeinvesti-
tionen nach sich.“

Stadt Ludwigsstadt

Seit 2014 werden in Lud-
wigstadt (Landkreis Kronach) 
kontinuierlich Leerstände er-
fasst und monatlich durch Da-
ten des Einwohnermeldeamtes 
ergänzt. Die Strategie der Stadt 
liegt darin, auch so genann-
te Schrottimmobilien zu erwer-
ben und rückzubauen und ge-
eignete Objekte zu neuem Le-
ben zu erwecken. So wurden 
beispielsweise zwei Brauerei-
en auf Gemeindegrund revitali-
siert. Erster Bürgermeister der 
Stadt Ludwigsstadt, Timo Er-
hardt, betont: „Durch die topo-
graphische Lage und das umge-
bende Landschaftsschutzgebiet 
bekommt die Innenentwicklung 
in der Stadt Ludwigsstadt einen 
noch höheren Stellenwert. Bund 
und Land unterstützen uns da-
bei mit passenden Instrumenten 
und Zuschüssen. Ohne eine aus-
kömmliche Fördermöglichkeit 
wären viele Projekte aufgrund 
unserer Haushaltslage nicht zu-
stande gekommen. “

Weitere Informationen

Unter folgendem Link kann 
der Leitfaden und weiteres In-
fomaterial abgerufen werden:  
https://reprola.de/downloads/  r

https://reprola.de/downloads/
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In der letzten Ausgabe hat-
te ich ja davon geschrieben, 
dass in unserer Stadt der Woh-
nungsbau hohen Stellenwert 
hat und auch der Bau von Ein-
familienhäusern und Wohn-
raum für Familien immer noch 
weitergeht. Der Bürgermeister 
hat mich natürlich für diese po-
sitive Darstellung seiner Politik 
und seiner Leistungen gelobt. 
Gleichzeitig hat er mir aber mal 
dargelegt, welchen Kraftakt das Bauen heutzu-
tage darstellt – für die Bauherren wie für die 
Kommunen.

Die Bundesregierung tut sich leicht. Die ver-
kündet einfach im Stil einer Planvorgabe à la 
Fünf-Jahres-Plan den Bau von 400.000 Woh-
nungen jährlich, davon 100.000 öffentlich ge-
fördert. Sie tut aber nichts, um es Bauwilligen, 
Investoren oder Kommunen zu erleichtern, tat-
sächlich Wohnungen zu bauen.

Stichwort Bauvorschriften: Deren Zahl hat 

sich von 5.000 im Jahr 2000 auf nunmehr 
20.000 in nicht mal 25 Jahren glatt vervierfacht. 
Diese sind vom kommunalen Planungsträger in 
der Regel nicht oder nur eingeschränkt zu be-
einflussen. Allein 3.600 technische und recht-
liche Normen sind beim Wohnungsbau zu be-
rücksichtigen. In der Schweiz sind es 175. Gut, 
als alter Kater kommt man nicht so weit in der 
Weltgeschichte herum, aber meines Wissens 
handelt es sich bei der Schweiz um ein höchst 
zivilisiertes, sehr schönes Land, mit vielleicht 
nicht immer modernem (keine Kriegszerstörun-
gen), aber äußert standsicherem Wohnungsbe-
stand.

Ketzerischer Gedanke: Vielleicht spart sich 
die Schweiz auch einfach die ein oder andere 
überzogene feuerpolizeiliche Vorschrift. Dann 
Hand aufs Herz, neben dem Datenschutz ist der 
Brandschutz der zweite große Fetisch, der zur 
Ausuferung von Bürokratie und zu nicht immer 
sachgerechten Ergebnissen führt. Langsam, lie-
be Leserinnen und Leser in den Bau- und Sicher-
heitsämtern, natürlich ist Brandschutz wichtig 
und natürlich will keiner in seinen eigenen vier 
Wänden verbrennen. Aber wenn man mal al-
le unterlassenen Dachgeschossausbauten oder 

Aufbauten im Bestand erfas-
sen würde, die nicht realisiert 
wurden, weil sie sich wirt-
schaftlich durch das Rutschen 
in eine neue Gebäudeklas-
se mit den damit verbunde-
nen massiv erhöhten Auflagen 
nicht gerechnet haben, käme 
man sicher auf ein sehr dickes 
Buch des Verhinderns und Be-
hinderns.

Stichwort Förderung: Der-
zeit geistern ja wieder Forderungen nach einer 
Abrissprämie für Häuser herum, deren Sanie-
rung sich energetisch nicht lohne oder bei deren 
Abriss und Neubau überdurchschnittlich viel zu-
sätzlicher Wohnraum gewonnen werden könn-
te. Jetzt sind Rufe nach solchen Prämien immer 
ordnungspolitisch fragwürdig, vor allem, weil ja 
aus Gründen der Ressourcenschonung und des 
Klimaschutzes Bestandserhalt vor Abriss gehen 
sollte. Vor allem ist nicht klar, welches sozial- 
oder klimapolitisches Ziel erreicht werden soll. 

Wenn schon für Subventionen Geld ausgege-
ben wird, wäre es doch erheblich sinnvoller, ge-
zielt diejenigen zu fördern, die sich bei Immobili-
enfinanzierungen nach der Decke strecken müs-
sen. Beispielsweise könnte die Grunderwerb-
steuer beim Erwerb der ersten selbstgenutzten 
Wohnung oder wahlweise eines – hier kommt 
das böse Wort wieder – Einfamilienhauses er-
lassen werden. Oder der Wegfall der Erbschaft-
steuer auf eine Wohnimmobilie, egal ob man 
das frühere Zuhause der Eltern selbst nutzt oder 
vermietet. Das gesparte Geld könnte in die Sa-
nierung fließen. Oder die Möglichkeit, energeti-
sche Sanierungen der eigengenutzten Immobi-
lie einschließlich des Heizungstausches in kurzer 
Frist (fünf Jahre?) abzuschreiben (ja, alle Steuer-
rechtler müssen jetzt sehr tapfer sein, weil das 
unsystematisch ist – aber was ist bei unserem 
Steuerrecht schon noch systematisch?).

Es ist höchste Zeit, dass wir uns in Deutsch-
land ehrlich machen: Wohnungen werden nicht 
durch Absichtserklärungen in Koalitionsverträ-
gen gebaut, sondern durch Menschen, die das 
leisten wollen und die es sich leisten können. Al-
so ran an die Baustandards und das Bauen ein-
facher machen. Wenn Geld verteilt werden soll, 
dann an junge Leute, Familien und diejenigen, 
die ein Familienerbe bewahren wollen. Denken 
wir an Johann Gottfried Herder: „Wie Menschen 
denken und leben, so bauen und wohnen sie.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Kraftakt  
Wohnraumschaffung
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Bürgermeisterwahlen in Bayern
Paul Metz (CSU) hat sich bei der Bürgermeisterwahl in Stadt-

bergen (Landkreis Augsburg) gegen Susanne Rößner (FW) durch-
gesetzt. Metz erhielt überzeugende 82,9 Prozent der Stimmen, 
auf seine Kontrahentin entfielen 17,1 Prozent. Damit startet der 
alte und neue Rathauschef in seine dritte Amtszeit. Die Wahlbe-
teiligung lag bei 41,4 Prozent.

Neue Bürgermeisterin in Kahl a. Main (Landkreis Aschaffen-
burg) ist die 40-jährige Studienrätin Julia Fischer. Die SPD-Kandi-
datin tritt somit die Nachfolge ihres Parteifreundes Jürgen Seitz 
an, der nach 26 Jahren im Amt nicht mehr antrat. Fischer siegte 
in der Stichwahl mit 62,7 Prozent der Stimmen gegen Udo Ham-
mer (CSU), der auf 37,3 Prozent kam. Die Wahlbeteiligung be-
trug 52,6 Prozent.

Mit großer Mehrheit wurde auch Friedrich Koch zum neuen 
Gemeindeoberhaupt von Georgensgmünd (Landkreis Roth) be-
stimmt. Der Kandidat der Freien Unabhängigen Wählergemein-
schaft (FUW) behielt mit 61,6 Prozent der Stimmen die Ober-
hand gegenüber Doris Braun-Zimmermann (CSU), die 24,7 Pro-
zent erzielte, und Gerd Berghofer (Bündnis 90/Die Grünen), der 
13,7 Prozent der Stimmen auf sich vereinte. Die Wahl war nötig 
geworden, weil Georgensgmünds früherer Bürgermeister Ben 
Schwarz (SPD) zum Landrat gewählt worden war. Die Wahlbe-
teiligung lag bei 61,9 Prozent. 

Berichtigung Wahlbeteiligung Wallerstein

Auch in der Marktgemeinde Wallerstein (Landkreis Donau- 
Ries) ist der Zweite Bürgermeister künftig der Erste: Georg Stol-
ler (PWG Wallerstein) setzte sich mit überragenden 89,2 Prozent 
der Stimmen gegen Andreas Lemmermeyer (WG Birkhausen) 
durch, der 10,8 Prozent auf sich vereinte. Die Wahlbeteiligung 
betrug 59,7 Prozent. In Ausgabe 14/2023 haben wir fäschlicher-
weise eine zu niedrige Wahlbeteiligung angegeben. Wir bitten, 
diesen Fehler zu entschuldigen. DK

Landkreis Rosenheim:

10. Jugendbeteiligungskonferenz 
#myvision23

Knapp 70 Jugendliche aus dem Landkreis Rosenheim nahmen an der 
diesjährigen Jugendbeteiligungskonferenz „#myvision23“ in Breit-
brunn teil. Mit dem Ziel, Politik selbst gestalten und mitwirken zu 
können, bearbeiteten die Mädchen und Jungen im Alter von 13 bis 
17 Jahren eine große Bandbreite an Themen und gestalteten ihre 
Probleme und Lösungsvorschläge auf Plakaten. Gemeindebürger-
meister, Jugendbeauftragte sowie Landrat Otto Lederer kamen an 
verschiedenen Stationen mit ihnen ins Gespräch, nahmen Anregun-
gen auf, besprachen die Hintergründe und gaben einen ersten Aus-
blick, ob bzw. wie Lösungen in der Praxis aussehen könnten.

Die Themenpalette gestaltete 
sich äußerst vielfältig: In mehre-
ren Gemeinden wurden weitere 
Freizeitmöglichkeiten, wie der Bau 
von Skaterparks oder öffentlich 
zugängliche Basketballplätze und 

Beachvolleyballfelder gewünscht. 
Am Herzen liegt den Jugendlichen 
auch eine Verbesserung der Rad-
wege im Inntal, da verschiedene 
Baustellen eine nahtlose Verbin-
dung derzeit unmöglich machen. 
Besseres W-LAN, vor allem im öf-
fentlichen Raum und in Schul-
gebäuden, wurde ebenso gefor-
dert wie eine Optimierung des öf-
fentlichen Nahverkehrs mit mehr 
Busplätzen sowie überdachte 
Haltestellen. Auch die Natur be-
schäftigt die jungen Leute. Wäh-
rend etwa über weitere Bienen-
wiesen diskutiert wurde, mach-
te ein Schüler aus Breitbrunn 
auf den sinkenden Wasserstand 
des Chiemsees aufmerksam. Sei-
ne Lösung sind Pyramidensteine, 
speziell geformte und angefertig-
te Steine, die den Wasserpegel re-
gulieren sollen.

Engagement, Ideenreichtum 
und Diskussionsfähigkeit

Überdies wurde der Wunsch 
nach einem Büchercafé oder ei-
nem Safe Place geäußert – einem 
Raum, an den man sich zurückzie-
hen, sich austauschen und auch 
das Handy beiseitelegen kann. An 
anderer Stelle gab es Vorschläge, 
wie das bestehende Jugendzen-
trum, das derzeit kaum genutzt 
wird, mit Leben gefüllt und so für 
junge Leute attraktiver werden 

kann. Beim Blick auf die Ausstat-
tung an Schulen kam vor allem 
das Thema Hitze und Ventilato-
ren zur Sprache. Auf der Wunsch-
liste stand zudem eine Jobbörse 
für Jugendliche, ebenso die Bitte 
um organisierte Jugendreisen ins 
Ausland.

Die Beteiligten zeigten sich ins-
gesamt sehr beeindruckt vom 
Engagement, Ideenreichtum und 
von der Diskussionsfähigkeit der 
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer. „Man sieht heute einmal 
mehr, dass junge Menschen an 
ihrer Umgebung und an Politik in-
teressiert sind, dass sie Wünsche 
haben, aber diese eben nicht nur 
fordern, sondern bereit sind, mit-
zuhelfen und sich zu engagieren. 
Das ist großartig“, betonte Land-
rat Lederer.

2014 wurde die Jugendkon-
ferenz „#myvision“ erstmals or-
ganisiert. In dieser Zeit konn-
ten zahlreiche Projekte realisiert 
werden, die auch heute noch Be-
stand haben – so zum Beispiel das 
Jugendmedienprojekt „aROund“. 
Seit vier Jahren schreiben junge 
Leute von 14 bis 27 Jahren unter 
Anleitung erfahrener Journalis-
ten über landkreisweite Themen, 
die sie aktuell bewegen.

Vorbild aus dem  
Landkreis Rosenheim

Über viele Jahre war die-
se Form der Jugendbeteiligung 
deutschlandweit einmalig. Inzwi-
schen haben weitere kreisfreie 
Städte und Landkreise damit be-
gonnen, die von der Kommuna-
len Jugendarbeit im Landkreis 
Rosenheim entwickelte Idee ganz 
oder teilweise zu kopieren. Ange-
sichts der erzielten Ergebnisse ist 
dies wenig überraschend.  DK

Landrat Otto Lederer beim Fee-
dback-Gespräch mit Moderator 
Erik Flügge. Bild: Moritz Beck

Metropolkonferenz des EMM e.V.:

Zukunft braucht Mut 
Über Zumutungsmut, kreative Bürokratie und  

„einfach mal machen “in der Metropolregion München
Der Verein Europäische Metropolregion München e.V. (EMM e.V.) 
veranstaltet einmal jährlich im Sommer seine Metropolkonferenz 
und das immer an einem anderen Ort in der Region. Dabei steht ein 
– für die gesamte Region zukunftsrelevantes – Thema im Fokus. In 
diesem Jahr widmeten sich die Teilnehmer im Gaswerk der Stadt 
Augsburg dem Schwerpunkt „Zukunft braucht Mut“.

Viel Platz war bei 200 Gästen 
nicht mehr in den Räumlichkei-
ten des Gaswerks Augsburg, als 
Oberbürgermeisterin Eva Weber 
sich in ihrer Eröffnungsrede über 

die Rolle der Stadt Augsburg als 
Gastgeberin und Mitveranstalte-
rin der Metropolkonferenz 2023 
freute: „Wir stehen gemeinsam 
vor der Herausforderung tiefgrei-

fender Veränderungen, die sich 
umfassender, schneller techno-
logiegetriebener als nahezu jeder 
Wandel zuvor vollziehen. Jetzt 
müssen die entscheidenden Wei-
chenstellungen vorgenommen 
werden und dafür brauchen wir 
einen Schulterschluss mit allen 
Partnerinnen und Partnern der 
Metropolregion München.“

Mut und Veränderung

Zwei prominente Keynote- 
Speaker führten die Gäste zu Be-
ginn zu den Themen Mut und 
Veränderung hin. Politikwissen-
schaftler Professor Karl-Rudolf 
Korte von der Universität Duis-
burg-Essen referierte zu seinen 
Ansätzen über „Politischen Mut 
in der Transformation“. Dabei 
stellte er fest, dass „Veränderun-
gen unseren Lebensalltag sichern 
und Zumutungsmut immer die 
Politik brauche“. Städteforscher 
Charles Landry brachte anschlie-
ßend in seinem kurzweiligen Vor-
trag die „Kreative Bürokratie“ ins 
Gespräch: „Bürokratie muss neu 
denken, damit sie in der Lage ist, 
die Probleme unserer Zeit anzu-
gehen. Silo-Denken und traditi-
onelle hierarchische Strukturen 
werden wahrscheinlich nicht die 
Lösung sein“. Es brauche ein Um-
denken von „no, because“ hin zu 
„yes, if“.

Am Nachmittag stellten Ver-
treter aus der Region (u.a. Augs-
burgs Smart City Manager Horst 
Thieme oder Sabrina Mayer-Mai 
und Julia Mayer, stellv. Geschäfts-
führerinnen der MBM innova-
tions GmbH) Ihre beruflichen An-
sätze zu mehr Mut in der Praxis 
von Unternehmen und Kommu-
nen vor.

Den Abschluss bildete eine Dis-
kussionsrunde zwischen Chris-

toph Göbel, Annette Hilpert, Re-
feratsleiterin Stadt- und Regio-
nalentwicklung, Standortbera-
tung, Mobilität bei der IHK für 
München und Oberbayern, Dr. 
Wolfgang Hübschle, Wirtschafts-
referent der Stadt Augsburg so-
wie Prof. Dr. Nadine Warkotsch, 
Vizepräsidentin für Forschung 
und Nachhaltigkeit der Techni-
sche Hochschule Augsburg. 

Sie stellten sich vor 200 Gästen 
den Fragen von Tagesmoderato-
rin Caroline Voit: „Was braucht 
es, um Regionen und Unterneh-
men mutiger werden zu lassen?“;  
„Inwiefern kann der EMM e.V. 
dazu beitragen, mutiges Handeln 
und visionäre Ideen in und für die 
Metropolregion zu fördern?“ und  
„Was hemmt unseren Mut?“.

Als Fazit lässt sich festhal-
ten: Mut tut gut – aber tut auch 
manchmal weh, egal in welchem 
Kontext und Aufgabenfeld. Mut 
ist ein wichtiger Schritt, um ge-
meinsam Innovationen in der 
Metropolregion anzugehen. Ein 
Ausruhen auf bisherigem Wohl-
stand und positiver Entwicklung 
kann sich die Region angesichts 
diverser Anforderungen nicht 
mehr leisten, darin waren sich 
die Referent*innen einig. Mutige 
Entscheidungen zu treffen und zu 
ihnen zu stehen, das gilt nicht nur 
für sie, sondern grundsätzlich für 
jeden von uns. Ermutigend da-
zu durften sich die Gäste eigene 
kleine „Mutproben“ für die kom-
menden Tage auf Kärtchen for-
mulieren.  r

Bamberg im europäischen 
Städtenetzwerk
Welterbestadt nun offizieller Teil  

der „Intelligent Cities Challenge“ der EU-Kommission
Die Stadt Bamberg wurde von der EU-Kommission für zwei Jahre 
in das Netzwerk der Intelligent Cities Challenge aufgenommen. Das 
europaweite Netz von 63 Städten hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
die Partnerkommunen auf ihrem Weg zu innovativen Lösungen zu 
begleiten. Ob digitale, nachhaltige oder transformative Lösungen, 
das Netzwerk bietet für jeden Fall Beistand in Form von Austausch 
und fachlich erfahrenen Beratern. In den nächsten zwei Jahren will 
die Kommission vor allem die Umsetzung von „Local Green Deals“ 
in den Städten des Netzwerkes unterstützen. Neben Gelsenkirchen 
und Heidelberg ist Bamberg die dritte deutsche Stadt, die in das 
Netzwerk aufgenommen wurde.

„Es ist ein großer Erfolg für 
Bamberg, nun ein Teil der Intel-
ligent Cities Challenge zu sein. 
Durch die europaweiten Netz-
werke und das geballte Wissen 
der teilnehmenden Beraterin-
nen und Berater gewinnen wir 
als Stadt und Stadtverwaltung 
ein enormes Potenzial. Dadurch 

sind wir in der Lage, uns noch 
intensiver zu vernetzen und  
ggfs. weitere Förderprogram-
me nach Bamberg zu holen. Da-
von profitiert nicht nur unsere 
Stadt, sie kann sogar eine Vor-
bildrolle einnehmen“, betont 
Oberbürgermeister Andreas 
Starke.  r
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Vorschau auf GZ 17/2023
In unserer Ausgabe Nr. 17, die am 14. September 2023  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Finanzthemen
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz 
• Entsorgungsmanagement und technische Lösungen
• Garten- und Landschaftsbau l Forst l Friedhof
• Kommunalfahrzeuge l Fuhrpark
• Kommunales Verkehrswesen l ÖPNV

 Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    
Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

Altersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von  
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden Software.
m71-service.de

Soft warelösungen

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Glasfaser / Glasfaserausbau

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Der leichte Weg hin  
zu mehr Digitalisierung. kommune-aktiv.de 

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von
Lüft ungs- und Klimaanlagen

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er
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Bezirk Niederbayern:

Museumsarbeit ist vielschichtig
Vertreter der Landesstelle für nichtstaatliche Museen in Bayern zu Besuch  

bei Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich
Seit 1. Mai ist Franziska Haar Gebietsreferentin für die nichtstaatli-
chen Museen in Bayern und neben der Betreuung der Gebiete Nieder-
bayern und Oberpfalz außerdem zuständig für die Volontärsakademie 
Bayern. Gemeinsam mit Dr. Dirk Blübaum, dem Leiter der Landesstel-
le für nichtstaatliche Museen in Bayern, stellte sie Bezirkstagspräsi-
dent Dr. Olaf Heinrich die umfassende Arbeit der Landesstelle vor.

Mehr als 1.300 kunst- und kul-
turhistorische Museen, Burgen 
und Schlösser, archäologische und 
naturkundliche Sammlungen, Mu-
seen der Technik- und Industrie-
geschichte oder Bauernhof- und 
Freilichtmuseen gibt es in Bayern. 
Das macht den Freistaat zu einer 
der reichsten Museumslandschaf-
ten Deutschlands. Rund 1.200 die-
ser Museen befinden sich nicht in 
staatlicher Trägerschaft.

Die Betreuung der nichtstaatli-
chen Einrichtungen ist im Bayeri-
schen Denkmalschutzgesetz ver-
ankert. Dafür zuständig ist die 
Landesstelle für die nichtstaatli-
chen Museen in Bayern, welche 
dem Landesamt für Denkmalpfle-
ge zugeordnet ist. Zu den Aufga-
ben gehört neben der Beratung 
von Museen, Hilfe bei fachlichen 
Fragestellungen rund um den 
Museumsalltag und Fortbildung 

von Museumsmitarbeitern auch 
die finanzielle Förderung der Mu-
seen bei Investitionen.

Unverzichtbarer Beitrag  
zu Bildung und Tourismus

„Gemeinsam mit den Muse-
en plane ich Projektideen der ge-
samten musealen Breite, stelle 
bei Bedarf Kontakt mit weiteren 
Fachleuten her, berate zum Auf-
bau einer Fördermittelkulisse und 
begleite den gesamten Projektpro-
zess bis zur Fertigstellung, in der 
Regel auch mit einer Förderung“, 
so beschreibt Haar ihre Tätigkeit. 

Einen Schwerpunkt möchte sie da-
bei besonders auf kleine und mitt-
lere Häuser in Niederbayern und 
der Oberpfalz setzen und diese 
dabei unterstützen, die jeweiligen 
regionalen Besonderheiten her-
auszustellen und für Einheimische 
ein Identifikationsangebot zu ma-
chen. Gleichzeitig sollen auch Tou-
ristinnen und Touristen erfahren 
können, was die Oberpfalz und 
Niederbayern auszeichnet. 

„Museen leisten einen unver-
zichtbaren Beitrag zu Bildung und 
Tourismus,“ meint Bezirkstags-
präsident Dr. Olaf Heinrich. „Ins-
besondere kleine Museen erhal-
ten regionale Kultur und schaf-
fen Identität. Daher begrüße ich 
es sehr, dass die Landesstelle für 
nichtstaatliche Museen in Bayern 
den Fokus auf diese Museen rich-
tet.“  -jn-

Bezirk Oberbayern:

Dank für hervorragende 
Ermittlungsarbeit

Bezirkstagspräsident Josef Mederer nimmt Stellung zur Ermittlung 
mehrerer mutmaßlicher Täter des Goldraubes aus dem kelten römer 
museum manching.

„Als Bezirk Oberbayern danken 
wir herzlich für die hervorragen-
de Ermittlungsarbeit. Dieser Dank 
gebührt dem Bayerischen Lande-
skriminalamt, der Staatsanwalt-
schaft Ingolstadt, den verschie-
denen Polizeiverbänden meh- 
rerer Bundesländer und allen 
weiteren Beteiligten. Die Ermitt-
lung der mutmaßlichen Täter ist 
eine großartige Leistung. 

Als Mitglied im Zweckverband 
des kelten römer museums man-
ching sind wir nach wie vor er-
schüttert, mit welch großer kri-
mineller Energie die Täter bei 
dem Raub vorgegangen sind. 
Dies haben jetzt auch die Ermitt-
lungen bestätigt. Nun haben wir 
die große Hoffnung, dass wenigs-
tens der noch nicht sichergestell-
te Teil des Goldschatzes im origi-
nalen Zustand erhalten ist. 

Der Schatz aus dem Oppidum 
Manching ist von unermessli-
chem Wert, nicht nur wegen sei-

nes materiellen Wertes, sondern 
vor allem wegen seiner einzigar-
tigen Bedeutung für unser kultu-
relles Erbe – als größter keltischer 
Goldfund des 20. Jahrhunderts. 
Diese hat ihn auch zu einer der 
zentralen Attraktionen des Mu-
seums gemacht. Es wäre großar-
tig, wenn der Schatz unversehrt 
ins Museum nach Manching zu-
rückkehren würde“, so Mederer.

Weitere Informationen: 

Der Bezirk Oberbayern hatte 
großen Anteil daran, dass das kel-
ten römer museum manching vor 
rund 16 Jahren gegründet wurde. 
Er ist heute als Zweckverbands-
mitglied mit rund 26 Prozent an 
der Einrichtung beteiligt. Hinzu 
kommen der Landkreis Pfaffen-
hofen – ebenfalls mit 26 Prozent 
– und der Markt Manching als 
größter Geldgeber mit rund 48 
Prozent.  r

V.l.: Dr. Dirk Blübaum, Franziska Haar und Bezirkstagspräsident Dr. Olaf 
Heinrich.  Bild: Bezirk Niederbayern / Klement


